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„Die Polizei hat die Aufgabe, Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
abzuwehren. Sie hat im Rahmen dieser 
Aufgabe auch Straftaten zu verhüten …“
Brandenburgisches Polizeigesetz (BbgPolG)
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

1991, im offi ziellen Gründungsjahr der Brandenburger Polizei, war ich zwölf 
Jahre alt. Ich kann mich nur unscharf an die Zeit des Umbruchs, an viele Verän-
derungen, erinnern. Ich denke an Unsicherheit und Gespräche meiner Eltern – 
ob und wie es nun weitergeht, mit der Arbeit, den Kindern… – schließlich war 
exakt in der Nacht, in der die Mauer fi el, mein kleiner Bruder geboren worden. 

Als ich sieben Jahre später Polizistin wurde, habe ich nicht darüber nachge-
dacht, dass auch meine Kolleginnen und Kollegen diesen Umbruch erlebt haben. 
Privat – vor allem aber berufl ich – waren grundlegende Veränderungen eingetre-
ten. Manchmal habe ich von den „alten Hasen“ Geschichten von früher gehört. 
„Früher“ – das war für meine Kollegen dann oft die Zeit vor der Wende und die 
bewegten Monate nach dem Mauerfall. Wehmut habe ich selten herausgehört, ich 
hörte eher Stolz – darauf, diese spannende Zeit hautnah miterlebt zu haben.

Aber nicht nur in der Zeit der Wende, auch in den zwei Jahrzehnten nach der 
Gründung der Brandenburger Polizei begleitete der Wandel uns Polizisten Tag für 
Tag. 

In 14 Jahren Polizeidienst habe ich einige dieser Veränderungen selbst erlebt. Vie-
les vom „davor“ kenne ich dagegen nur aus den Erzählungen meiner Kollegen. Bei 
der Arbeit an dieser Ausgabe wurde mir bewusst, dass auch ich schon einiges von 
„damals“ erzählen kann. Einen Teil der Geschichte habe ich tatsächlich selbst erlebt.

Das Wissen um die Anfänge und den Wechsel in der Brandenburger Polizei 
schafft Verständnis für das,  was ist, und das, was kommen wird. Eben deshalb ist 
ein Rückblick immer sinnvoll, das „hier und jetzt“ wäre ohne das „damals“ nicht. 
Ich lade Sie ein, liebe Leserinnen und Leser, mit dieser Ausgabe der info110 auf 
Reise zu gehen. Durchreisen Sie die Zeit vor Ihrem ersten Dienstantritt oder Ihre 
ersten Jahre als Polizist. Ich bin mir sicher, dass Sie viele der Berichte und Bilder 
zum Lächeln bringen werden. An manchen Stellen werden Sie nicken – „Ja, so 
war das“ werden Sie sagen, andere Beiträge werden Sie nachdenklich machen, 
auch betroffen. 

Beim Stöbern in über zwanzig Jahren Polizeigeschichte wünsche ich Ihnen  viel 
Freude. Vielleicht ist es Anlass genug, bei nächster Gelegenheit genauer zuzuhö-
ren, wenn ein Kollege von „damals“ erzählt.

Ihre 

Katrin Laurisch
info110-Chefredakteurin
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Liebe Leserinnen und Leser,

rund 20 Jahre brandenburgische Polizei ­ seit über zwei Jahrzehnten sorgen Sie für Sicher­

heit und Ordnung in unserem Land. Dies waren bewegte Jahre für die „alten Hasen“ in 

der Polizei und jeden Einzelnen in Brandenburg. Wir haben vieles erreicht in dieser Zeit.

Unsere Polizistinnen und Polizisten haben in pfl ichtbewusster, harter und auch gefähr­

licher Arbeit Brandenburg zu einem sicheren Land gemacht. Und das wird es bleiben. 

Dabei haben sich seit der friedlichen Revolution ja  nicht nur die Strukturen der Polizei, 

sondern auch die der Gesellschaft, in der wir leben, geändert. Die Aufgaben sind dabei 

breiter geworden, die Polizei und Staatsanwaltschaften immer wieder zum Handeln ver­

anlassen. Ich denke an die bekannt gewordenen Fälle von Umweltkriminalität oder die 

Bekämpfung der Korruption. Gerade Bestechlichkeit und Bestechung müssen im Keim 

erstickt werden, weil sie sonst Staat und Gesellschaft dauerhaft schwer beschädigen. 

Recht und Gerechtigkeit sind Werte, die für den Zusammenhalt einer Gesellschaft un­

abdingbar sind. Ihre Verteidigung steht an erster Stelle. Die Arbeit der Polizistinnen und 

Polizisten ist deshalb das starke Rückgrat unserer rechtsstaatlichen Ordnung. Und Sie, 

liebe Leserinnen und Leser, sind nach wie vor die Ansprechpartnerinnen und Ansprech­

partner für die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land ­ ob in der Fläche oder in der 

Stadt!

Die Welt um uns herum ist in Bewegung, darauf müssen wir auch künftig reagieren. Still­

stand wird nicht von Erfolg gekrönt. Deshalb wurde im vergangenen Jahr  die  Polizeire­

form in Gang gesetzt. Mein politisches Ziel ist und bleibt es, zukunftsfeste Strukturen zu 

schaffen, die lange tragen werden. Brandenburg soll auch in Zukunft ein sicheres Land 

sein. Ich bin überzeugt davon, dass die Reform mit Ihrer Hilfe und Kompetenz erfolgreich 

umgesetzt werden wird.

Auch für die kommenden Jahre wünsche ich Ihnen ganz persönlich Gesundheit und trotz 

aller Belastungen, auch für Ihre Familien, Freude an Ihrem Beruf. Ihre Arbeit ist Dienst 

an unserer Gesellschaft. Dafür danke ich Ihnen sehr! 

Ihr 

Matthias Platzeck 

Ministerpräsident

des Landes Brandenburg

Grußworte für die 
Sonderausgabe info110 
aus Anlass des 20­jährigen Bestehens 
der Brandenburger Polizei
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

1991 gilt wegen der Einrichtung der ersten Polizeipräsidien als offi zielles Gründungsjahr 

der brandenburgischen Polizei. Die info110 nimmt dies zum Anlass und widmet diese 

Sonderausgabe der Geschichte der brandenburgischen Polizei. 

Mehr als 20 Jahre Polizei Brandenburg – ereignisreiche Jahre, deren bewegte Anfänge si­

cher Vielen von uns noch in Erinnerung sind. Natürlich hat nicht jeder von Ihnen diese 

Zeit unmittelbar erlebt oder ist gar seit zwei Jahrzehnten Polizist. Einige Auszubildende 

der Brandenburger Polizei waren 1991 noch nicht geboren. Sie sind bereits „Nachwende­

kinder“. Was langjährige Kollegen hautnah miterlebten, kennen die „Jungen“ nur aus 

Büchern, Fernsehen und Erzählungen. 

Mit der friedliche Revolution und den Veränderungen der Wendezeit brach auch für 

die Polizei eine Zeit des Wandels an. Und dieser Wandel, die Veränderungen, auch die 

Zustände vor dem Mauerfall – sollen lebendig bleiben. Es ist wichtig, um die Vergangen­

heit zu wissen, denn ohne Rückbesinnung fehlt der Blick für das Heute. 

Seit zwei Jahrzehnten sorgen Sie rund um die Uhr für Sicherheit in Brandenburg oder 

unterstützen in Verwaltungs­ und Servicebereichen den Einsatz Ihrer Vollzugskollegen. 

Unsere moderne und dynamische Polizei lebt von ihren Mitarbeitern. Für Ihre schwie rige 

und nicht selten auch gefährliche Arbeit verdienen Sie unser aller Respekt und Anerken­

nung.  

Über zwanzig Jahre geben jede Menge interessanten Stoff her, man könnte sicher meh­

rere Bücher darüber schreiben. Lassen Sie uns mit dieser Ausgabe gemeinsam Rückschau 

halten auf diese interessante Zeit.

Ihr

Dietmar Woidke

Minister des Innern

des Landes Brandenburg

520 JAHre PoLIzeI BrANdeNBurg
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Zur Deutschen Volkspolizei, (DVP) 
die durch den Chef der Volkspolizei 
geführt wurde, gehörten die Schutz-
polizei, die Verkehrspolizei, die Kri-
minalpolizei mit den Kommissaria-
ten 1 bis 9, die Transportpolizei, das 
Pass- und Meldewesen und der Be-
triebsschutz. Sie hatte damit ungleich 
mehr Aufgaben als die heutige Lan-
despolizei.

Die Offiziere der VP, die vergleich-
bar mit den heutigen Laufbahnen des 
gehobenen und höheren Dienstes sind, 
trugen militärische Dienstgradbezeich-
nungen wie beispielsweise „Leutnant 
der VP“. 

In jedem der damaligen 14 Bezirke 
der DDR gab es eine Bezirksbehörde 
der Deutschen Volkspolizei (BDVP), 
im späteren Brandenburg waren dies 
die BDVP Potsdam, die BDVP Frank-
furt (Oder) und die BDVP Cottbus. Die 
Bezirke waren ihrerseits in Kreise ge-
gliedert. In jedem dieser Kreise bestand 
ein Volkspolizeikreisamt (VPKA). In 
den Orten und Stadtteilen gab es Ab-
schnittsbevollmächtigte (ABV). Zur 
Unterstützung hatte die DVP freiwilli-
ge Helfer. 

Die Kreisämter wurden je nach Grö-
ße und Bedeutung in drei Kategorien 
eingeteilt. So fiel das VPKA Potsdam in 
die höchste Kategorie. 

Am Beispiel des VPKA Oranienburg 
wird die Struktur der DVP dargestellt. 
Das VPKA Oranienburg war ein VP-
KA der Kategorie II. Es hatte einen Per-
sonalbestand von ca. 640 Angehörigen 
und Zivilbeschäftigten. 

Die wesentlichsten Aufgaben bestan-
den in:

■■ der Gewährleistung der Öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit

■■ dem Schutz der Staatsgrenze
■■ dem Schutz der Volkswirtschaft
■■ dem Schutz der Transitwege zu Lan-
de und zu Wasser

■■ der Erfüllung von Aufgaben im Rah-
men der Landesverteidigung

■■ der Ausbildung der Kampfgruppen 
der Arbeiterklasse

■■ der Ausbildung der Brandschutzein-
heiten.
An der Spitze stand der Leiter VP-

KA. Dieser hatte drei Stellvertreter: den 
Stellvertreter des Leiters, den Stellver-
treter des Leiters und Stabschef sowie 
den Stellvertreter des Leiters für politi-
sche Arbeit.

Struktur der VPKÄ

Unterhalb der Leitungsebene gab es im 
VPKA folgende Aufgabenbereiche: 

■■ Die Kriminalpolizei mit Kommissaria-
ten mit vergleichbaren Aufgaben wie 
heute sowie Sonderaufgaben, die im 
Zusammenhang mit dem sogenannten 
Schutz der Staatsgrenze und dem Zu-
sammenwirken mit dem Ministerium 
für Staatssicherheit (MfS) bestanden.

■■ Die Schutzpolizei mit Revieren, den 
Zentralen Kräften Schutzpolizei, den 
Gruppenposten der Abschnittsbe-
vollmächtigten und dem Offizier Er-
laubniswesen. 

■■ Die Verkehrspolizei mit der Verkehrs-
unfallbereitschaft, der KFZ-Zulassung 
und Fahrerlaubniswesen, der Verkehrs
erziehung, den Verkehrsüberwachern 
und dem Hilfssachverständigen.

■■ Die Feuerwehr mit der Abteilung und 
dem Kommando Feuerwehr, 

■■ Strafvollzug mit einer Untersuchungs-
haftanstalt (UHA), ferner 

■■ die Wasserschutzpolizei, Betriebs-
schutz, 

■■ das Pass- und Meldewesen, die Ver-
sorgungsdienste, den Offizier für Aus- 
und Weiterbildung, den Kaderoffizier 
sowie die Verkehrsgruppe Transit.

Strukturen der Polizei 
vor der Wende
Für die öffentliche Sicherheit und Ordnung war das Ministerium 
des Innern der DDR zuständig. Außer der Volkspolizei unterstanden 
dem MdI auch Feuerwehr und Strafvollzug.

Dienstgrad­
abzeichen der 
Volkspolizei
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Anhand dieser Struktur ist zu er-
kennen, dass eine Reihe von Aufgaben 
auch heute durch die Polizei des Lan-
des Brandenburg wahrgenommen wird. 
Andere Aufgaben fi nden sich in ande-
ren Ministerien und bei den Landkrei-
sen oder werden durch private Sicher-
heitsdienste wahrgenommen, wie der 
Schutz von Unternehmen.   Alle Aufga-
ben in Verbindung mit dem sogenann-
ten Schutz der Staatsgrenze und der 
Zusammenarbeit mit dem MfS waren 
am Tag der deutschen Wiedervereini-
gung 1990 bereits Geschichte geworden.

Es gab einige Aufgaben und Besonder-
heiten der DVP. So wurde zum Schutz 
der Volkswirtschaft der Betriebsschutz 
geschaffen. In für die Volkswirtschaft 
besonders wichtigen Betrieben bestan-
den eigene Betriebsschutzdienststellen 
mit einer Kriminalpolizei. Rechtlich war 
es war möglich den Leitern der Betriebe 
Aufl agen zu erteilen und Empfehlungen 
zu geben. Durch Nachkontrollen wur-
de deren Umsetzung überprüft. Wurden 

die Mängel nicht beseitigt, führte dies zu 
Konsequenzen (Ordnungswidrigkeiten-
verfahren). Diese Rechte hatte auch die 
Feuerwehr, die mit dem Betriebsschutz 
sehr eng zusammenarbeitete. Grundla-
ge für deren Handeln war das Brand-
schutzgesetz der DDR. 

Erweiterte 
Aufgabengebiete
Neben dem Schutz der Betriebe wur-
den der Waldbrandschutz, der Schutz 
der Ernte und der Brandschutz in 
Wohnstätten durch Maßnahmen der 
Feuerwehr und teilweise des Betriebs-
schutzes umgesetzt. 

Die Untersuchungshaftanstalten des 
Strafvollzuges waren direkt dem Leiter 
VPKA unterstellt.

Die Verkehrsgruppe Transit war nur 
auf der sogenannten Transitstrecke der 
Autobahn mit einer sehr speziellen 
Aufgabenstellung in enger Zusammen-
arbeit mit dem MfS tätig.

Das Pass- und Meldewesen nahm 
Aufgaben wie die Kreis-Melde-Kartei 
(KMK) oder Ausweis- und Visa-Ange-
legenheiten wahr. Es war auch zustän-
dig für Wahllisten und Besucheranmel-
dung aus Berlin-West und der BRD und 
fungierte als Ausländerbehörde.

Ein wichtiger Bestandteil der schutz-
polizeilichen Aufgabenerfüllung waren 
die Abschnittsbevollmächtigten. Sie be-
arbeiteten leichte Straftaten wie Dieb-
stähle und Körperverletzungen. Sie 
überwachten die Einhaltung der Mel-
deordnung bei Besuchern aus dem so 
genannten nichtsozialistischen Aus-
land. Sie erfüllten auch Aufgaben der 
Kriminal- und Verkehrsprävention und 
sanktionierten Ordnungswidrigkeiten. 

Bei der Schutz- und Verkehrspolizei 
gab es Freiwillige Helfer der DVP, die 
in ihrer Freizeit Teilaufgaben der bei-
den Bereiche erfüllten.  

 ■ LUTZ JAENICKE, 
EHEMALS STELLV. DES LEITERS 
VPKA ORANIENBURG UND STABSCHEF

Stellv. des Leiters 
für politische
Arbeit (Polit)

Stabschef

Leiter Feuerwehr

Leiter VPKA

Kader Offi zier

Leiter 
Schutzpolizei

Leiter 
Verkehrspolizei

Leiter 
Verkehrsgruppe

Transit

Leiter 
Kriminalpolizei

Leiter 
Pass- und

Meldewesen

Revierleiter

Wasserschutz-
polizei

Stellv. des Leiters
und Versorgungs-

dienste

Stellv. des Leiters
und Operativ

VPKA der 
Kategorie I
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viele Fragen. All das, was ich mir mit 
viel Ehrgeiz im Abitur und Studium an-
geeignet hatte, schien plötzlich irgend-
wie nicht mehr zu stimmen. Dann gab 
es die ersten Demonstrationen für mehr 
Freiheit und Gerechtigkeit. Tausende 
verließen über Ungarn und die Tsche-
choslowakische Republik unser Land. 
Die erste sowjetische Zeitschrift, der 
„Sputnik“, wurde verboten. Mir wur-
de klar, dass sich etwas in Bewegung 
gesetzt hatte, das sich nicht mehr auf-
halten ließ. Es konnten doch nicht alle 
Konterrevolutionäre, Aufgehetzte oder 
Kriminelle sein.

Auswirkungen auf die 
Kasernierten Einheiten 

Mit meinem Zug durfte ich keine 
Schießausbildung mehr machen. Wir 
fuhren nicht mehr in großen Kolonnen 
durch Potsdam und saßen jeden Mitt-
woch einsatzbereit an verschiedenen 
Orten unserer Stadt, um auf mögliche 
ungenehmigte Veranstaltungen außer-
halb der Kirchen reagieren zu können. 
Die Menschen hier in Potsdam aber 
waren friedlich und blieben es auch 
bis zum Ende. Sie wollten keine Ge-
walt und provozierten sie auch nicht. 

Sie wollten unser Land nicht zerstö-
ren, sondern es verbessern, freier und 
demokratischer gestalten. So dachten 
auch viele meiner Wachtmeister im Zug 
und damit konnte auch ich mich, als 
sehr junger Offi zier, gut anfreunden.

„Es glaubte ja keiner, dass 
die Grenze offen bleibt.“

Dann öffneten sich die Schlagbäume 
und die Mauer wurde plötzlich für al-
le durchlässig. Wer hätte damit gerech-
net? Selbstverständlich nutzte auch ich 
sofort die Gelegenheit, um zu sehen, 
wie die Menschen auf der anderen Seite 
so leben. Schließlich herrschte da ja der 
„böse Kapitalismus“, der die Menschen 
ausbeutet und unterdrückt. Außerdem 
glaubte ja keiner daran, dass die offene 
Grenze auch offen bleibt. 

Die Geburtsstunde einer 
neuen Bereitschaftspolizei 

In der Folge änderte sich mein Leben 
so wie das vieler damaliger Volkspoli-
zisten. Die Wachtmeister, die ja eigent-
lich Wehrdienst bei uns leisteten, wur-

Neustart mit einer 
Handvoll Leuten
Auf dem Weg der Wende, Bereitschaftspolizist Andre Elsaßer blickt zurück

Andre Elsaßer

Wie viele kleine Jungen hatte auch 
ich in meiner Kindheit den Traum, 
ein richtiger Polizist zu werden. Mein 
Kindheitstraum erfüllte sich im Sep-
tember 1987. Nach einem Studium an 
der Offi ziershochschule in Dresden 
begann ich meinen Dienst als Zugfüh-
rer in den Kasernierten Einheiten der 
Volkspolizei. Endlich mit Menschen 
arbeiten und für die Menschen da 
sein. Der Gesellschaft etwas zurück-
geben von dem, was man schon als 
Vorschuss erhalten hatte. Am 7. Ok-
tober 1989 (der letzte Geburtstag der 
DDR) wurde ich befördert. Oberleut-
nant der Volkspolizei. Ich war stolz.  
Aber was passierte um mich herum?

„All das, was ich mir ange­
eignet hatte, schien plötz­
lich irgendwie nicht mehr 
zu stimmen.“

Die Menschen wurden immer unzu-
friedener, die Geschäfte trotz angeblich 
steigender Produktionsergebnisse im-
mer leerer. Die Wachtmeister stellten so 

Die Kasernierten Einheiten des MdI
Die zur Volkspolizei gehörenden Kasernierten Einheiten des MdI (Ministe-
rium des Innern) bestanden aus den 21 VP-Bereitschaften, der Nachrichten-
Bereitschaft (NaB), den acht Kompanien Transportpolizei-Bereitschaften, 
der Hubschraubereinheit, der Anti-Terror-Einheit 9. Kompanie, der Dienst-
stelle Blumberg und der 10. Kompanie (Köche). Deren Angehörige leisteten 
Wehrdienst und wurden über die Wehrkreiskommandos eingezogen und als 
Reservisten der NVA entlassen. Bei der Dienstelle Blumberg handelte es sich 
um den verbunkerten Befehlsstand, in den sich im Kriegsfall der DDR-In-
nenminister und sein Stab zurückgezogen hätten.

VP-Bereit-
schaften

Nachrichten-
Bereitschaft

Transport-
polizei-

Bereitschaften

Hubschrauber-
einheit

Anti-Terror-
Einheit

9. Kompanie

Dienststelle 
Blumberg

10. Kompanie 
(Köche)

Ministerium des Innern
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den entlassen. Jeder konnte frei ent-
scheiden, ob er weiter machen wollte 
oder ob er einen Neustart in einem an-
deren Bereich versuchen wollte. Eini-
ge plagte wohl das schlechte Gewissen 
über ihre bisherige Rolle in der Polizei. 
Deshalb verließen sie uns freiwillig. Der 
allmächtige Einfluss der Partei war über 
Nacht wie Ostseesand durch die Finger 
verronnen. Zurück blieben auf dem rie-
sigen Kasernengelände in Potsdam-Ei-
che eine Handvoll Leute, die bereit 
war, einen Neustart unter völlig ande-
ren, „rechtstaatlichen“ Bedingungen zu 
wagen. 

„Mit dem Abstand von 
gut 20 Jahren schaue ich 
gern auf diese spannende 
und ereignisreiche Zeit 
zurück.“

Die Geburtsstunde einer völlig neuen 
Bereitschaftspolizei war gekommen – 
und ich war wieder dabei. Die erste 
Zeit war schwierig. Mit den unter-
schiedlichsten Ämtern und Dienstgra-
den strukturierten wir die ersten Ein-
satzeinheiten. Wir setzten die neue 
Rechtsordnung durch, die wir noch gar 
nicht richtig kannten. In dieser Zeit 
verließen sich viele auf ihr Bauchgefühl 
und Rechtsempfinden. Was ist gerecht 
und was nicht. Alles zum Wohle unse-
res neuen, nun geeinten Volkes.

Mit dem Abstand von gut 20 Jahren 
schaue ich gern auf diese spannende 
und ereignisreiche Zeit zurück. Wenn 
ich mit meinen Söhnen oder jungen 
Kollegen über die damaligen Bedingun-
gen des Dienstes spreche, wird oft un-
gläubig der Kopf geschüttelt. Es kann 
sich eben keiner vorstellen, wie das da-
mals war. Manchmal denke ich, dass es 
gar nicht schlecht wäre, wenn auch sie 
diese Erfahrungen im Leben und in der 
Gesellschaft gemacht hätten. Anders-
rum ist es auch gut, dass es für sie von 
Anfang an möglich war, unter freiheit-
lichen und demokratischen Verhältnis-
sen ihr Leben zu gestalten.

■■ Andre ElsaSSer

9

Im Sommer 1989 nahmen die Protes-
te des deutschen Volkes auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR an Umfang 
und Schärfe zu. Demonstrationen in 
den Großstädten gehörten zum Stra-
ßenbild und die damit verbundenen 
Einsätze – bis noch vor kurzem selten 
– gehörten nun zum polizeilichen All-
tag.

Ich war Oberleutnant der VP (Volks-
polizei) und wurde Anfang Oktober 
als Zugführer nach Berlin-Plänter-
wald ins zentrale Einsatzfeldlager der 
Bereitschaftspolizei abkommandiert. 
Dort angekommen organisierte ich den 
Wachdienst im Einsatzfeldlager. Das 
zentrale Feldlager beherbergte alle Ein-
satzkräfte für den Großraum Berlin 
und die nähere Umgebung. Der Dienst 
als Wachzugführer entsprach aus heu-
tiger Sicht einem normalen Schicht-
dienst mit dem Unterschied, dass eine 
Schicht nicht nach 8 Stunden sondern 
erst nach 24 Stunden endete. Mittler-
weile vergingen die Tage ohne größere 
Vorkommnisse und ich nahm die ein-
zelnen Berichte von der „Einsatzfront“ 
in Empfang und leitete diese auch ent-
sprechend der Vorschrift weiter. 

„Verblüfft stellte ich fest, 
dass sich die gemeldete 
Lage erheblich von der 
offiziellen Berichtslage 
unterschied.“

In den Medien wurden die Ereignis-
se aus der Sicht der SED-Parteiführung 
dargestellt und entsprachen in keiner 
Weise den realen Bedingungen vor Ort. 
Irgendwann während meines Dienstes 
wurde Einsatzalarm für meinen Wach-
zug ausgelöst und ich musste das ge-
samte Lagerareal nach Flugblättern ab-
suchen lassen. Während der Nachtzeit 
erfolgte ein sogenannter Propaganda-
angriff mit dem Ziel oder besser be-

schrieben mit dem Versuch einer globa-
len Aufklärung. Aus heutiger Sicht re-
lativ harmlos, aber zur damaligen Zeit 
ein umfangreiches Politikum. Der In-
halt dieser Flugblätter befasste sich mit 
der SED-Politik und der Kernaussage, 
dass wir betrogen und belogen wurden.

„Ich konnte und wollte 
nicht werten.“

Den Inhalt der Flugblätter habe ich 
zur Kenntnis genommen und das ge-
fundene Material an meinen nächst 
höheren Vorgesetzten weitergegeben. 
Meinen Dienst habe ich so fortgeführt 
als ob sich nichts ereignet hätte. Zum 
damaligen Zeitpunkt und unter dem 
gewaltigen Einfluss der Reformbewe-
gung sowie dem systematischen Abge-
sang der alten sozialistischen Regierung 
konnte und wollte ich nicht werten. Im 
Nachgang kamen unweigerlich Gedan-
ken mit Bewertungscharakter und die 
eigene ideologische Auseinanderset-
zung mit der Problematik. Im Ergebnis 
paarten sich diese Gedanken mit einem 
Hoffnungsgedanken und auch einer ge-
wissen Zukunftsangst. Mit der Wieder-
vereinigung und dem Aufbau eines de-
mokratischen Staates auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR konnte ich mich 
wieder als Zugführer in der neuen Be-
reitschaftspolizei etablieren. 

Seit den Oktoberereignissen ’89 sind 
nun mehrere Jahre vergangen und ich 
habe mich intensiv mit meiner frühe-
ren Tätigkeit als Zugführer auseinan-
dergesetzt. So stelle ich immer wieder 
fest, dass ich intensiver hinterfrage und 
sehr sensibel auf gewisse Entscheidun-
gen, bezogen auf die Bewertung rechtli-
cher Belange, reagiere. Das blinde Aus-
führen von Befehlen oder besser gesagt 
der sogenannte „Kadavergehorsam“ ge-
hören der Vergangenheit an. 

■■ Frank Selchow, 
FD Besondere Dienste

Oktober ’89 –  
ein Land im Wandel
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Die Reisefreiheit von Bürgern der 
DDR war stark eingeschränkt bzw. 
faktisch nicht vorhanden. Dies führ-
te zu viel Unmut bei den Betroffe-
nen. Unter Druck geraten beschließt 
die ehemalige DDR-Führung ab No-
vember 1989, ständige Ausreisen, al-
so Reisen in die Bundesrepublik, nach 
Antragstellung zu genehmigen. Rei-
sen in die Bundesrepublik und nach 
Westberlin sollten mit der neuen Ver-
ordnung bis zu 30 Tagen pro Jahr ge-
nehmigt werden. Vorgesehen war, die 
Erteilung eines Visums an den Besitz 
eines Reisepasses zu koppeln. 

Doch im Jahr 1989 besaßen gerade ein-
mal ein Viertel der DDR-Bürger einen 
Reisepass. 

All diejenigen, die nicht im Besitz 
eines Reisepasses waren, hätten die-
sen zunächst beantragen und sich so-
mit mindestens vier Wochen auf de-
ren Erteilung gedulden müssen. Einer  
sofortigen Reisewelle aller DDR-Bür-
ger, so meinte man damals, wäre damit 
ein Riegel vorgeschoben worden. Die-
se neue Reiseverordnung sollte am 10. 
November gegen 04:00 Uhr bekannt ge-
geben werden. 

Die Mitarbeiter des Pass- und Melde-
wesens der deutschen Volkspolizei wa-
ren so auf den erwarteten Ansturm vor-
bereitet. Doch es kam alles anders, als 
von der damaligen DDR-Führung vor-
gesehen. 

Günter Schabowski, Mitglied des 
SED-Politbüros, informierte am 9. No-
vember 1989 die Weltöffentlichkeit auf 
einer Pressekonferenz über die neue 
Reiseverordnung der ehemaligen DDR. 
Am Ende der Pressekonferenz, die live 
vom DDR-Fernsehen übertragen wur-
de, verlas er die neuen Reiseregelun-
gen: „Privatreisen nach dem Ausland 
können ohne Vorliegen von Vorausset-
zungen – Reiseanlässe und Verwandt-
schaftsverhältnisse – beantragt werden. 
Die Genehmigungen werden kurzfristig 
erteilt. Die ständige Ausreise kann über 
alle Grenzstellen der DDR zur BRD 
bzw. zu Westberlin erfolgen.“ Schabow-
ski, der anschließend durch Journalis-
ten in der Pressekonferenz gefragt wird, 
wann diese Regelung in Kraft trete, ant-
wortete „sofort“ und „unverzüglich“. 

Lange Schlangen vor 
den Polizeidienststellen
Ich hatte diese Pressekonferenz im 
Fernsehen nicht verfolgt. Einen Telefon-
anschluss hatte ich noch nicht und Mo-
biltelefone waren noch Zukunftsträu-
me. So war eine Information durch die 
Dienststelle bzw. durch Verwandte oder 
Bekannte über Telefon nicht möglich. 
Auch am nächsten Morgen habe ich 
diese Information nicht wahrgenom-
men. Also bereitete ich mich, wie im-
mer freitags, auf einen Termin im Rah-
men der Vorbereitung auf das Studi-
um an der Hochschule der Deutschen 
Volkspolizei in Berlin-Biesdorf vor. Al-
so früh raus aus dem Bett, morgendli-
che Dusche, Frühstück und los. Radio 
habe ich nicht gehört, sonst hätte ich 
diese Neuigkeit sofort aufgenommen. 
Während der Fahrt  zur Hochschule fie-
len mir die langen Schlangen an den 
Polizeidienststellen auf. Ich hatte aber 
keinen weiteren Gedanken daran ver-
schwendet, weshalb so viele Menschen 
dort standen. Wer weiß, werde ich wohl 
gedacht haben. Nach dem Eintreffen an 
der Hochschule wurde ich neben wei-
teren Kollegen sofort über die Situation 
informiert und zu meiner Dienststelle 
zurückbeordert. Dort wieder angekom-
men sollte ich die Mitarbeiter des Pass- 
und Meldewesen des VPKA Potsdam 
bei der Visumserteilung unterstützen.  

„Die Menschen  
mussten die neu  
gewonnene Freiheit und 
die damit verbundenen 
Reisemöglichkeiten erst 
einmal verarbeiten.“

Das VPKA Potsdam richtete in ei-
ner Sporthalle eine provisorische „VI-
SA-Stelle“ ein. Es wurden Tische und 
Stühle für ca. 20 Mitarbeiter aufgestellt 
und der Einlass- und Ablaufdienst ge-
regelt. Dann galt es an alle Wartenden, 
die Schlange war bereits in den ersten 
Stunden auf mehrere 100 Meter ange-
wachsen, ein Visum zu erteilen. 

Die Aufgabe war nicht leicht und an 
eine nächtliche Schließung war nicht 
zu denken. Auch fragte ich mich, ob al-
le Wartenden so ruhig ausharren wer-
den, bis sie endlich ihr Visum im Perso-
nalausweis haben oder ob es Auseinan-
dersetzungen geben wird, weil es mög-
licherweise zu lange dauert.

 Wie gesagt, Störungen sind mir nicht 
bekannt geworden. Ich glaube auch, 
dass die Menschen ihre neu gewonne-
ne Freiheit und die damit verbundenen 
Reisemöglichkeiten erst einmal verar-
beiten mussten und gerade deshalb in 
einer ruhigen Art und Weise die Warte-
zeiten auf sich nahmen. Die Wartezei-
ten konnte man abschätzen, so dass ei-
nige die Schlange verließen, um für Es-
sen und Trinken zu sorgen, andere hiel-
ten den Platz dann frei. Die Menschen 
unterstützten sich gegenseitig, die At-
mosphäre war immer ruhig und die 
Stimmung nie gereizt. 

„Vergessen schienen  
die Tage zuvor“

Im Rückblick kann ich sagen, wenn 
auch die ersten Tage für mich und 
die Mitarbeiter sehr anstrengend wa-
ren, es hat viel Spaß gemacht. Es wur-
de rund um die Uhr gearbeitet. In die-
ser Zeit begegnete ich einer Vielzahl 
von Menschen und kam mit diesen 
ins Gespräch. Keiner von ihnen hat 
ein schlechtes Wort geäußert bzw. sich 
über die Abläufe beklagt. Vergessen 
schienen auch die Tage zuvor, die De-
monstrationen, die entstandenen Kon-
flikte und dass die Sporthalle auch als 
Gewahrsam genutzt wurde. 

Nach etwa 14 Tagen war der „An-
sturm“ auf die provisorische „Visa-Stel-
le“ beendet. Einige Zeit später wurden 
die VPKÄ, diesmal der Bereich KFZ-Zu-
lassung, mit einem neuen Problem kon-
frontiert. Viele ehemalige DDR Bürger 
hatten sich auf ihrer ersten Reise einen 
PKW, ein Motorrad ja sogar einen LKW 
gekauft. Diese mussten angemeldet und 
zu gelassen werden. Auch hier gab es 
wieder lange Warteschlangen, diesmal 
auf den Fluren der Zulassungsstellen. 

■■ Frank Güldner  

„Sofort und unverzüglich“
Lange Schlangen und die polizeiliche Reaktion auf die neue Reiseverordnung
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Für Angehörige der Deutschen Volks-
polizei (DVP), also Beschäftigte mit 
einem Dienstvertrag, war es nicht 
möglich bzw. war es nicht verlangt, 
Mitglied im Freien Deutschen Ge-
werkschaftsbund (FDGB), der staats-
tragenden gewerkschaftlichen Orga-
nisation in der ehemaligen DDR, zu 
sein. Der DDR-Staat als Dienstherr 
und die allgegenwärtige SED waren so-
zusagen Interessenvertretung genug. 

Viele VP-Angehörige waren jedoch 
durch Ausbildung oder vorheriges Ar-
beitsleben zwangsläufi g Mitglied im 
FDGB. Ein Austritt wegen des Wech-
sels zur DVP passte nicht ins ge-
wünschte Bild. Somit stellte man für 
alle Betroffenen die Mitgliedschaft im 
FDGB ruhend. Einem ausscheidenden 
VP-Angehörigen sollte es so zudem 
möglich sein, seine Mitgliedschaft im 
FDGB einfach wieder aufl eben lassen 
zu können; so zumindest die offi zielle 
Version für das Ruhendstellen. 

Eine neue Bewegung 
Von dieser Frage völlig losgelöst ent-
stand 1989 mit Beginn der Wende in 
der DDR auch in der Deutschen Volks-
polizei eine neue, von aktiven und 
auch mutigen VP-Angehörigen getrage-
ne Bewegung. In vielen Bereichen kam 
es unabhängig voneinander zur Bil-
dung von Gruppen, die ihre Interessen, 
ihre Geschicke in einer sehr bewegten 
und auch unsicheren Zeit selbst vertre-
ten bzw. in die Hand nehmen wollten. 

Was später gerne ignoriert wurde, 
war die Tatsache, dass hier aus den 
Polizeibeschäftigten heraus eine ge-
werkschaftliche Bewegung entstand, 
die innerhalb kürzes-

ter Zeit zur Bildung der Gewerkschaft 
der Volkspolizei mit einen Organisa-
tionsgrad von fast 100 Prozent führte. 
Polizei ist und war auch in der DDR 
ein staatsnaher Bereich. Dienstliche 
Leitung und SED bestimmten die Ge-
schicke der Polizei und auch die Ar-
beitsbedingungen der in ihr Beschäftig-
ten. Die Aktivisten der ersten Stunden 
wollten, dass eine dritte – unabhängige 
–  Kraft Einfl uss nehmen kann. Zudem 
herrschte in der Wendezeit eine große 
Unsicherheit, was mit diesem Bereich 
und den in ihm Tätigen wird, wenn sich 
der Staat grundlegend umgestaltet bzw. 
sich gänzlich aufl öst. Aus diesen Grün-
den entstand diese bemerkenswerte Be-
wegung und verzeichnete auch diesen 
immensen Zuwachs.

„Da entstand etwas 
Neues, dass es in dieser 
Form nicht geben durfte.“

Anfangs gestaltete sich die gewerk-
schaftliche Arbeit schwierig. Da ent-
stand etwas Neues, dass es in dieser 
Form nicht geben durfte. Es verlang-
te schon einigen Mut, Flugblätter, In-
formationen und Aufrufe an die Info-
tafeln der Dienststellen anzubringen. 
Dienstliche Leiter, die sich und ihre Po-
sition in Sicherheit dachten bzw. volls-
ter überzeugung neben dem „Mob“ auf 
der Straße auch den „Mob“ in der Poli-
zei selbst aufhalten wollten, führten mit 
diesen „konterrevolutionären Kräften“ 
intensive Personalgespräche, in denen 
meist jedoch nur einer sprach. 

Andere Leiter, die selbst unsicher wa-
ren oder die dem Neuen aufgeschlossen 
gegenüber traten, duldeten diese Akti-
vitäten. Einige unterstützen sie sogar 
offensiv. Als letztlich das Innenminis-
terium von Friedrich Dickel zu Lothar 
Ahrend wechselte, konnte die Spitze 
der gewerkschaftlichen Bewegung, der 
so genannte Zentralvorstand der Gd-
VP, sogar eine Vereinbarung zur ge-
werkschaftlichen Betätigung im Be-
reich des Ministeriums des Innern ab-
schließen. Diese öffnete der GdVP vie-
le Türen. Räumlichkeiten, Technik und 

Material wurden zur Verfügung gestellt. 
Diese Vereinbarung sah auch vor, Ge-
werkschafter für ihre Arbeit vom Dienst 
freizustellen.

Vieles konnte nunmehr für die Kol-
leginnen und Kollegen erreicht wer-
den. Mit dem späteren Innenminister 
Diestel führte der Zentralvorstand der 
GdVP sogar Tarifverhandlungen. Zwei 
Vertretern der GdVP, darunter der heu-
tige GdP-Landesvorsitzende, wurde 
Einblick in geheimste Finanzunterla-
gen des Innenministeriums gewährt, 
um Einsparpotentiale für geforderte 
Lohn- und Besoldungserhöhungen auf-
zuzeigen. 

Schnell zeichnete sich jedoch ab, dass 
der Staat DDR sich selbst abschaffen 
würde. Eine mögliche Wiedervereini-
gung nahm immer konkretere Form an. 

„Diese bis dahin einmali­
ge Gewerkschaftsbewe­
gung in der DVP war auf 
einmal auch für  Polizei­
gewerkschaften westlich 
der Elbe interessant.“

Es entstanden aus kleinen Teilen der 
GdVP Organisationen, die der DPolG 
und dem BDK westlicher Prägung ent-
sprachen. Sogar die große ÖTV buhlte 
um Beschäftigte in den Bereichen Straf-
vollzug und Feuerwehr, die damals ja 
noch dem Innenministerium direkt un-
terstellt waren. Letztlich waren das je-
doch nur Randglossen; zu schnell ging 
der Prozess der Wiedervereinigung vo-
ran, als dass hier etwas Zeit hatte zu 
wachsen bzw. sich zu zersplitten. 

Mit dem Ende der DDR kam auch 
das Ende der Gewerkschaft der Volks-
polizei. Die Mehrheit der dann im ori-
ginären Polizeibereich verbleibenden 
Kolleginnen und Kollegen entschied 
sich mit Aufl ösung der GdVP für ei-
nen Eintritt in die GdP. 20 Jahre Polizei 
des Landes Brandenburg sind nunmehr 
auch 20 Jahre Gewerkschaft der Polizei 
in Brandenburg.

 ■ MICHAEL PECKMANN, GDP GEWERK-
SCHAFTSSEKRETÄR

Eine Gewerkschaft 
für Angehörige der DVP 

werkschaftliche Bewegung entstand, 
die innerhalb kürzes-
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Der Lehrer, Jurist und Sozialdemo-
krat Alwin Ziel führte das Innenmi-
nisterium fast ein Jahrzehnt lang. Im 
info110-Gespräch wirft er einen Blick 
zurück auf diese prägende Zeit für die 
Brandenburger Polizei. „Wir haben es 
uns sehr schwer gemacht“, sagt Ziel 
im Rückblick. „Aber langsam fing es 
an zu funktionieren.“ 

Info110: Herr Ziel, dass Sie einmal In-
nenminister werden würden, war Ih-
nen als Lehrer und wissenschaftli-
chem Mitarbeiter in der DDR nicht 
gerade vorgezeichnet. Wie ist es dazu 
gekommen?   
Alwin Ziel: In der DDR fühlte ich mich 
natürlich nicht animiert, in die Poli-
tik zu gehen. 1990 bin ich für die SPD 
in die Volkskammer gewählt worden. 
Natürlich war mir dieser Hemdkra-
gen gleich ein paar Nummern zu groß, 
als ich so unerwartet in die Politik der 
zu Ende gehenden DDR durchstarte-
te. Dann wurde ich Staatssekretär bei 
Regine Hildebrandt. Eines Tages kam 
Manfred Stolpe auf mich zu. Der Weg 
in die Einheit war vorgezeichnet und 
ich überlegte, in den Deutschen Bun-
destag zu gehen. Stolpe fragte mich 
dann, ob ich mir vorstellen könnte, in 
einem ostdeutschen Bundesland Auf-
bauarbeit zu leisten statt nach Bonn zu 
gehen. 

Info110: Am 22. November 1990 sind 
Sie Innenminister in Brandenburg ge-
worden. Erinnern Sie sich noch an ih-
re ersten Eindrücke von dem neuen 
Amt? 
Ziel: Ich kam auf das Gelände der Be-
zirkspolizeibehörde Potsdam, das heu-
tige Innenministerium. Wir standen da, 
Graf von Schwerin und ich. Wir guck-
ten uns das an und es kam uns doch 
sehr fremd vor. Dann ging ich rein ins 
Haus, wurde von der Wache begrüßt 
und ging dann durch in mein Büro: Es 
war alles komplett leer. Wenn ich ehr-
lich sein soll, ich habe zwei Büroklam-
mern gefunden und zwei Telefone. Das 
war die gesamte Ausstattung dieses Bü-
ros. Das heißt, wir haben angefangen 
mit einem Gefühl: Also so richtig ge-
wollt sind wir hier nicht.  Ab da begann 

die Arbeit als Innenminister. Man kann 
sich die Bedingungen heute nur schwer 
vorstellen. Ich habe wirklich meine ge-
samte Zeit dieser Aufgabe gewidmet 
ohne Wenn und Aber – das oft 18 Stun-
den am Tag. Man musste alles gleichzei-
tig in Bewegung setzen. Das war schon 
eine absolute Ausnahmesituation. 

Info110: Sie haben einmal gesagt, bei 
der Polizei mussten wir ganz von vorn 
anfangen. Wie hat sich der ehemali-
ge Lehrer der Aufgabe gestellt, nun 
plötzlich Polizeiminister zu sein? 
Ziel: Ich will mal eine kleine Begeben-
heit erzählen, die ziemlich prägend war 
und auch einiges über die damalige 
zentralistisch organisierte Polizei aus-
sagt. Ich habe mir so ziemlich als erstes 
vorgenommen, die Polizeidienststellen 
aufzusuchen. Mein erster Besuch bei 
einer Kreispolizeidienststelle lief so: Da 
kommt jemand auf mich zu, in so ei-
ner Art Paradeschritt, steht plötzlich da 
und sagt: „Herr Minister, ich melde, die 
Kreispolizeidienststelle soundso ist an-
getreten. Wir machen jetzt Demokratie! 
Da gibt es gar keine Diskussion!“ Hin-
ter mir konnten sich einige Leute kaum 
das Lachen verkneifen. Aber der Mann 
meinte das ernst. Das war sein zent-
ralistisches Denken, dass er die ganze 
Zeit mit sich herumgetragen hatte. Er 
meinte es durchaus gut. Ich hab gesagt: 
Danke, aber lassen Sie es, ich bin Zi-
vilist. 

Ich wollte keine zentralistische Po-
lizei, ich wollte eine Bürgerpolizei, so 
wie ich das in anderen  Bundesländern 
gesehen hatte. Diese militärische Orga-
nisation der Polizei der DDR, die muss-
te ich überwinden. Und ich denke, dass 
haben wir auch im Laufe der Zeit ge-
schafft und ich vielen dankbar, ob aus 
dem Westen oder von hier, die dabei 
mitgeholfen haben.  

Info110: Welche positiven Überra-
schungen oder auch Enttäuschungen 
sind für Sie aus der Anfangszeit be-
sonders hervorzuheben?
Ziel: Das wirklich Bittere war, dass so 
viele Menschen zerrissen waren; die 
waren so kaputt. Die hatten  für dieses 
zentralistische System der DDR  gelebt 

und gekämpft, möglicherweise auch 
Unrecht getan, weil das von ihnen ver-
langt worden ist. Und jetzt stellen sie 
fest: Dies alles war der falsche Weg. Ich 
habe nie so viele zerrissene Menschen 
gesehen wie in jener Zeit. Oft haben 
Polizeiführer, wenn ich zu Besuch kam, 
gesagt: Herr Ziel, kann ich sie nachher 
noch mal unter vier Augen sprechen. 
Da habe ich gemerkt, dass sie den guten 
Willen haben, am Aufbau mitzuwirken, 
aber dass manch einer von ihnen nicht 
wird dabei sein können. Es war sehr 
schwer. Wir wollten nicht alles durch-
gehen lassen. Wir konnten nicht ein-
fach zur Tagesordnung übergehen. So 
entstand der Personalfragebogen und 
so nahm die „Bischofskonferenz“ ih-
re Arbeit auf. Für die Übernahme sollte 
gelten, wenn man den Dienstherrn be-
lügt, hat das die Konsequenz, aus der 
Polizei entlassen zu werden. Ich bin der 
Bischofskonferenz sehr dankbar, dass 
sie diese schwierige Aufgabe übernom-
men hat. Ich will jetzt nicht sagen, dass 
das alles fehlerlos war, was wir damals 
gemacht haben. Aber ich will doch sa-
gen, dass wir es uns die Entscheidung 
sehr schwer gemacht haben, wer in der 
Polizei des Landes Brandenburg weiter 
arbeiten kann und wem gesagt werden 
sollte oder musste, von dir wollen wir 
uns lieber trennen. Mit der Stasi-Unter-
lagen-Behörde konnten wir dann spä-
ter gegenchecken, ob uns die Wahrheit 
gesagt worden ist. Und jeder weiß: Arg-
listige Täuschung verjährt nicht. 

Info110: Haben Sie im Rückblick ein 
gutes Gefühl dabei, dass auf diesem 
Wege auch operativ tätige Untersu-
chungsführer des MfS zur Polizei ge-
kommen sind, die nachweislich mit-
gewirkt haben, Menschen ins Gefäng-
nis zu bringen wegen nichts anderem 
als versuchter Republikflucht, wie das 
damals hieß? 
Ziel: Ich kann diese Bedenken sehr 
wohl nachvollziehen. Aber wir haben 
einen DDR-Polizeiapparat übernom-
men, der zunächst durch den Runden 
Tisch überprüft war. Die Runden Ti-
sche in der DDR haben diese Dinge 
entschieden und viele Bereiche, wo ich 
auch gesagt hätte, was soll beispiels-

„Wir machen jetzt 
Demokratie!“
Brandenburgs erster Innenminister Alwin Ziel über die Aufbaujahre 
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weise  Bahnpolizei, was sollen Unter-
suchungsführer überhaupt in der Poli-
zei, die waren halt da. Es war ja nicht 
so, dass wir sie alle nach der Landes-
gründung neu eingestellt hätten. Wir 
haben sie ganz überwiegend mit der 
Vereinigung übernommen; und damals 
gab es die Stasi überhaupt nicht mehr. 
Dann ging es darum, dass per Einzel-
fallprüfung festgestellt wurde, wer blei-
ben kann und wer nicht. Das war ei-
ne ganz schwierige Gratwanderung. Es 
mag sein, dass mancher, der damals die 
ganze Wahrheit auf den Tisch gelegt hat 
und wo man heute sagt, das ist aber ei-
ne eher grenzwertige Biographie, dass 
mancher davon insofern Glück hatte, 
dass die Bischofskonferenz gesagt hat, 
wir können nicht das Maß der Schuld 
messen. Wir können nur das Maß der 
Verantwortung messen. Ich würde heu-
te sagen, wenn diese Beamten jetzt 20 
Jahre gute ehrliche Arbeit für die De-
mokratie in Deutschland und für die 
Polizei in Brandenburg geleistet haben, 
dann ist es vielleicht doch die richtige 
Entscheidung gewesen. 

Info110: Sie haben mal gesagt, ich war 
nicht voller Hass wie manch andere 
und ich wollte den Menschen, auch 
denen, die in der DDR falsch gehan-
delt haben, immer eine Perspektive 
geben, so weit es eben möglich ist.
Ziel: Das ist aus meiner Sicht nicht nur 
damals gültig gewesen, sondern auch 

gültig geblieben. Es ist ja auch fest-
zustellen, dass alle meine Nachfolger 
diesen Maßstab sehr wohl zumindest 
grundsätzlich akzeptiert haben. Es galt 
aber dann auch ab einem bestimmten 
Zeitpunkt, als wir mit allem durch zu 
sein glaubten, der Polizei den Rücken 
zu stärken. Das halte ich für ungeheu-
er wichtig, dass Polizistinnen und Poli-
zisten sich auch auf ihren Minister ver-
lassen können und nicht wankelmütig 
einmal so und einmal anders entschie-
den wird. Da freue ich mich besonders 
über den jetzigen Minister, der genau 
diese Linie vertritt. 

Info110: Die Kriminalität stieg in den 
Jahren nach der Wende sprunghaft an. 
Die Polizei musste sich einerseits neu 
begründen, andererseits aber auch ar-
beitsfähig werden. Die Bürger forder-
ten Schutz gegen die neuen Gefah-
ren. Wie sehen Sie heute dieses Span-
nungsverhältnis? 
Ziel: Wir haben damals keine Polizei 
vorgefunden, auf die man vom ersten 
Tag an als Bürgerpolizei hätte voll bau-
en können. Und wir waren konfron-
tiert mit Phänomenen, die man in der 
DDR gar nicht gekannt hatte. Die Bür-
ger waren massiv verunsichert. So lang-
sam fing es an zu funktionieren, auch 
mithilfe anderer Bundesländer. Der 
Bund hat sich nie geziert, wenn es dar-
um ging, dass wir um Hilfe und Unter-
stützung in der Anfangszeit ersucht ha-

ben. Aber über das hinaus, was wir vom 
Bund an Unterstützung bekommen ha-
ben, ging das, was wir von Nordrhein-
Westfalen kriegten. Angefangen mit 
den ersten Fahrzeugen für die Polizei 
bis hin zur Ausstattung, die eine Poli-
zei dringend braucht, wenn sie funktio-
nieren soll. Das alles ist mit Unterstüt-
zung von Nordrhein-Westfalen auf den 
Weg gebracht worden, so dass meine ei-
genen Verdienste relativ klein sind ne-
ben dem, was Johannes Rau und Her-
bert Schnoor für unser Land getan ha-
ben. Das sollte man in der Rückschau 
nicht vergessen. 

Info110: War NRW auch im Rückblick 
das richtige Partnerland für Branden-
burg? Das einwohnerstärkste Bun-
desland und ein großes Flächenland 
mit wenigen Bürgern, passte das wirk-
lich zusammen?  
Ziel: Wir starteten mit zwei Prämis-
sen. Wir wollten es nicht so machen, 
wie unsere Vorgänger in der DDR. Wir 
wollten demokratisch handeln auf der 
Grundlage demokratisch beschlosse-
ner Gesetze. Das stand über allem. Der 
zweite Grundsatz war der, dass wir es 
möglichst auch noch besser machen 
wollten als die alten Bundesländer. 
Letztlich muss ich heute sagen, dafür 
reichte die Kraft eines neuen Bundes-
landes nicht aus. Nordrhein-Westfalen 
war sehr fair. Die haben uns nichts auf-
gedrückt. Es gab Vorbilder. Aber nicht 
immer NRW. Die Struktur der kommu-
nalen Ebene, die kam nicht aus Nord-
rhein-Westfalen, die kam aus Schles-
wig-Holstein. Wir waren auch unab-
hängig genug zu sagen, wir machen das 
anders. Zum Beispiel die zweistufige 
Verwaltung. 
                       
Info110: Abschließend: Sie sind fast 
ein volles Jahrzehnt lang Innenmi-
nister des Landes Brandenburg gewe-
sen. Sie sind Lehrer gewesen, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter, Volkskam-
merabgeordneter, Landtagsabgeord-
neter. Wie würden Sie rückblickend 
dieses Jahrzehnt Ihrer Amtszeit in Ih-
rem Leben einordnen? 
Ziel: Es ist uns damals alles abverlangt 
worden. Es war eine hochinteressan-
te Aufgabe, so gestalten zu können. 
Das ist weder vorher noch nachher so 
möglich gewesen. Eine ganz beson-
dere Zeit. Ich denke sehr gern an die-
se Zeit zurück, obwohl ich eines geste-
hen muss: Ich war immer an erster Stel-
le Abgeordneter. Das bin ich geblieben. 

Info110: Herr Ziel, vielen Dank für 
das Gespräch.                 

Alwin Ziel
1941 in Quernau (Westpreu-
ßen) geboren, verwitwet, 
2 Kinder, evangelisch. 

■■ 1960 Abitur, Lehrerstudium 
in Güstrow, Zweitstudium 
Rechtswissenschaften in Ber-
lin, in der DDR Tätigkeit als 
Lehrer und wissenschaftli-
cher Mitarbeiter

■■  seit 1989 Mitglied der SPD 

■■ 1990–1999 Innenminister 
und stellvertretender Minis-
terpräsident in Brandenburg 

■■ 1999–2002 Arbeits- und Sozi-
alminister in Brandenburg 

■■ seit 1990 bis heute Landtags-
abgeordneter der SPD
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info110: Frau Leichsenring, wie wur-
den Sie Polizeipräsidentin?
Uta Leichsenring: Das lässt sich nicht 
in zwei Sätzen erklären; dazu muss 
ich etwas ausholen. Nach der Länder-
bildung und den Wahlen zum ersten 
Brandenburger Landtag wurde Alwin 
Ziel Innenminister. Als „Polizeiminis-
ter“ setzte er eine „Kleine Kommission“ 
ein mit dem Auftrag, die Selbstauskünf-
te der Polizeibediensteten über mögli-
che Stasi-Kontakte auszuwerten. Ich 
war zu diesem Zeitpunkt Leiterin der 
Potsdamer Außenstelle des damaligen 
Sonderbeauftragten für die Stasi-Unter-
lagen. Aus dieser Funktion heraus hatte 
ich Kontakt mit Minister Ziel.

Nach der Verabschiedung des Po-
lizeiorganisationsgesetzes durch den 
Landtag am 20. März 1991 fragte mich 
der Minister, ob ich mir vorstellen 
könnte, an der Neugestaltung der Poli-
zei mitzuwirken. 

Jede Partei der Ampel-Regierungs-
koalition hatte damals die Möglich-
keit, zivile Kandidaten für das Amt ei-
nes künftigen Polizeipräsidenten vor-
zuschlagen. Die SPD, damals stärkste 
Regierungspartei, schlug vier Kandida-
ten vor, darunter auch mich.

Ich habe mehrere Wochen gebraucht, 
mich zu entscheiden. Meine Funktion 
war ja auch nicht unwichtig – der Auf-
bau der Stasiunterlagenbehörde be-
gann gerade.

„Es bot sich die Chance, 
etwas völlig Neues auf­
zubauen und mitzugestal­
ten.“	

Im Zuge der Stasiauflösung in Pots-
dam bekam ich schon manchen tiefen 
Einblick in die alten Polizeistrukturen 
und –praktiken, habe die Polizei dabei 
auch als Sicherheitspartner erlebt. An-
dererseits war Beharrungsvermögen ge-
paart mit starker Verunsicherung spür-
bar – es war meine Überzeugung, dass 
es nach mehr als einem Jahr Polizeiar-
beit in alten Strukturen an der Zeit war, 

endlich die Neuorganisation auf den 
Weg zu bringen. 

So wurde ich zum 1. Juli 1991 zur 
Leiterin des Aufbaustabes für das künf-
tige Polizeipräsidium Eberswalde beru-
fen mit dem Ziel, dann die Leitung die-
ser Behörde zu übernehmen.

Gab es politische Vorgaben für die 
Aufbaustäbe?
Leichsenring: Das schon erwähnte 
Polizeiorganisationsgesetz vom März 
1991 bildete den rechtlichen Rahmen 
für die Grundstrukturen der neuen 
brandenburgischen Polizei. Unterhalb 
dieses Rahmens gab es Gestaltungsräu-
me, die in der Tat vom Innenministe-
rium vorgegeben wurden. Insbesonde-
re personelle und materielle Vorgaben 
setzten dabei deutliche Grenzen.

„Die Abschaffung der 
Abschnittsbevollmäch­
tigten sorgte  für viel 
Kritik von  Bürgern und 
Vertretern der kleineren 
Kommunen.“

Für unseren Aufbaustab erfolgte die 
territoriale Zuordnung von sechs ehe-
maligen Volkspolizeikreisämtern–  An-
germünde, Bad Freienwalde, Eberswal-
de, Prenzlau, Schwedt und Templin. So 
wurde die Mindesteinwohnerzahl von 
300.000 gem. Polizeiorganisationsge-
setz für ein Polizeipräsidium erreicht. 

Ziel war die Schaffung relativ eigen-
ständiger Polizeibehörden in Form 
von Polizeipräsidien mit ziviler Füh-
rung. Der weitere innere Aufbau ori-
entierte sich weitgehend an dem der 
Polizei des Partnerlandes Nordrhein-
Westfalen. In der unteren Ebene waren 
Schutzbereiche zu bilden, diese wiede-
rum gliederten sich in Polizeihauptwa-
chen und -wachen. Mittelbehörden, z. 
B. Regierungspräsidenten mit Polizei-
aufgaben, wie in einigen anderen grö-
ßeren Bundesländern, sollte es dagegen 
nicht geben. Viel diskutiert und schließ-

lich auch umgesetzt wurde in diesem 
Zusammenhang die zusammengefasste 
einheitliche Führung von Schutz-, Ver-
kehrs- und Kriminalpolizei durch einen 
Abteilungsleiter, ebenso das Fungieren 
des Abteilungsleiters der Verwaltung als 
Abwesenheitsvertreter des politischen 
Beamten an der Behördenspitze. Un-
terhalb der Polizeiwache war zunächst 
keine weitere Ebene vorgesehen.

Wenngleich diese andererseits aber 
auch kritisch als Teil des Repressions-
apparates der DDR betrachtet wurden, 
fehlten sie nun doch insbesondere im 
ländlichen Bereich als Ansprechpartner. 
Der angestrebte Ausgleich durch den Ein-
satz von Revierbeamten konnte anfangs 
aufgrund ungünstiger Schlüsselzahlen 
im Regelfall nicht erreicht werden.

Wie war der zeitliche und organisato-
rische Ablauf?
Leichsenring: Das Vertrauen in die Po-
lizei und ihre Strukturen war damals in 
weiten Teilen der Bevölkerung verlo-
rengegangen, zumindest aber erschüt-
tert. Die Übergangsphase nach Ende 
der DDR in die „neue Zeit“ dauerte vie-
len zu lang. Es herrschte eine große Ver-
unsicherung – auch in der Polizei –, ob-
gleich die Sicherheitskräfte sich redlich 

6 Fragen an …

Uta Leichsenring – 
eine ehemalige 
Polizeipräsidentin
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bemühten, Recht und Gesetz in der ge-
botenen Form Geltung zu verschaffen.

Als wir mit unserer Arbeit began-
nen, gingen wir davon aus, zum 1. Ja-
nuar1992 in den neuen Strukturen ar-
beitsfähig zu sein. Es kam allerdings an-
ders. Der allgemeine Druck, sowohl

politisch als auch aus der Bevölke-
rung, nach einer „neuen Polizei“ wurde 
nahezu körperlich spürbar. Das führte 
letztlich zur Einführung des neuen Mo-
dells, der neuen Präsidien bereits zum 
1. November 1991.

Dem Aufbaustab gehörten etwa zehn 
Mitarbeiter aus verschiedenen Dienst-
stellen an, sowie Berater aus NRW, die 
als künftige Funktionsträger vorgesehen 
waren. Auch Mitarbeiter der Bezirksbe-
hörde Frankfurt (Oder) waren beteiligt. 
Wir hatten den Auftrag, die Grundlagen 
für die Übernahme der Verantwortung 
in den neuen regionalen Strukturen zu 
schaffen. Dazu war der Kontakt bzw. 
eine permanente Abstimmung mit den 
noch existierenden Polizei-Kreisämtern 
und der Bezirksbehörde in Frankfurt 
(Oder) nötig. Dabei galt es, nicht nur 
die Organisationsstrukturen, sondern 
auch die technische Ausstattung hin-
sichtlich neuer Möglichkeiten zu entwi-
ckeln und zu verändern.

Wie desolat z. B. das Fernmeldenetz 
war, beweist die Tatsache, dass wir an-
fangs mitunter Stunden benötigten, um 
eine Verbindung nach Potsdam zu be-
kommen. Die Umstellung des Notruf-
systems (Zentralschaltung 110) sollte 
noch Jahre dauern.

Wo befanden sich die ersten Baustel-
len?
Leichsenring: Zu den Aufgaben des Auf-
baustabes gehörte auch, die Kommuni-
kation und künftige Zusammenarbeit 
mit den Kommunen und Landkreisen zu 
organisieren. Viele von ihnen befanden 
sich selbst noch in der Umbauphase.

Natürlich wurden wir auch von den 
Bürgern wahrgenommen bis hin zu an-
onymen Briefen und Vorwürfen gegen 
einzelne Polizisten. Andererseits wur-
de hier bereits das Problem der Jugend-
gruppengewalt im Allgemeinen wie der 
rechtsextremistischen Gewalt im Be-
sonderen deutlich, das uns dann über 
Jahre beschäftigen sollte.

Jeder Polizeipräsident hatte die Mög-
lichkeit, in einer Polizeibehörde unse-
res Partnerlandes Nordrhein-Westfalen 
zu hospitieren. Auch die Zeit dort - ich 
selbst war bei Herrn Polizeipräsident 
Bönninghaus in Aachen - hat mich und 
unsere spätere Arbeit mitgeprägt. 

Dort erlebte ich z. B. eine Demonst-
ration von Asylbewerbern und den be-
gleitenden polizeilichen Einsatz. Die-
se Demonstration um die Asylbewer-
ber-Problematik – die Ablehnung von 
Teilen der Bevölkerung gegen die Ein-
richtung von Asylbewerberheimen in 
Brandenburg ließ nicht lange auf sich 
warten – und der „Fall Amadeu Anto-
nio“ zusammen vermittelten mir einer-
seits die besondere Verantwortung der 
Institution Polizei, bestärkten mich an-
dererseits aber auch in meinem Ansatz 
zur Förderung des bürgerschaftlichen 
Engagements gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rechtsextremismus.

Viel Arbeit bereitete die Zuordnung 
der vom Innenministerium zugestande-
nen Personalstärke-Zahlen auf die ein-
zelnen Struktureinheiten der neuen Be-
hörde. Der Verteilerschlüssel orientier-
te sich u. a. an Belastungsgrößen, wie 
Verkehrsunfall- und Kriminalitätszah-
len und variierte mehrfach. Wir starte-
ten mit 571 Mitarbeitern von der Präsi-
dentin bis zur Schreibkraft, und waren 
zunächst nicht einmal in der Lage, die-
sen Bedarf aus dem (Alt-)Bestand der 
sechs Polizei-Kreisämter zu befriedigen. 

Wie wurde das benötigte Personal 
ausgewählt?
Leichsenring: Die Personalauswahl 
der Führungskräfte des höheren Diens-

tes erfolgte grundsätzlich durch das In-
nenministerium, allerdings unter Betei-
ligung der Polizeipräsidenten. Für die 
Auswahl des gehobenen Dienstes, also 
Führungskräfte und Sachbearbeiter in 
den künftigen Polizeipräsidien waren 
die Aufbaustäbe zuständig. In Ebers-
walde hatten wir dazu zwei Auswahl-
kommissionen gebildet, die von Beam-
ten des höheren Dienstes (Herr Wie-
se war für die Schutzpolizei und Herr 
Gellenbeck für die Kriminalpolizei zu-
ständig) geleitet wurden. Für die zu be-
setzenden Stellen lagen etwa 900 Be-
werbungen vor, so dass das Auswahl-
verfahren erst weit nach dem 1. Novem-
ber1991 abgeschlossen werden konnte.

Das war eine schwierige Aufgabe 
auch in Anbetracht der Selbstauskünf-
te-Problematik zu den

Stasi-Kontakten. Gelegentlich blie-
ben- oft auch berechtigte Vorbehalte-  
zum Wahrheitsgehalt im Raume, die 
dann später in einigen Fällen zu Ent-
lassungen führten. So gelang es bei-
spielsweise einem ehemaligen Leiter 
eines Polizei-Kreisamtes aufgrund sei-
ner Unschulds-Versicherung zunächst 
noch, sich eine Führungsfunktion im 
Polizeipräsidium Eberwalde zu er-
schleichen. Diese verlor er dann aber 
aufgrund nachgewiesener Stasi-Mitar-
beit recht schnell durch Entfernung aus 
dem Dienst wieder. Sein Verhalten folg-
te, wie in vielen anderen Fällen auch, 
einem altbekannten Muster: Leugnen 
(Lügen) und abwarten, wie lange das 
funktioniert.

Der Umgang mit stasibelasteten Poli-
zeibediensteten, auch die Auseinander-
setzung mit dem System der K 1 inner-
halb der Polizei, war für mich persön-
lich in der Folge leider sehr unbefrie-
digend. Die anonymen Briefeschreiber 
hatte ich schon erwähnt. Zum Teil war-
teten sie mit massiven Vorwürfen gegen 
einzelne Polizeibedienstete auf, denen 
natürlich nachgegangen wurde. Auch 
wenn zunächst andere Probleme dring-
licher erschienen, so wären eine tiefe-
re Aufarbeitung im Interesse der Glaub-
würdigkeit einerseits und Selbstreini-
gung andererseits für den Neuanfang 
besonders wichtig gewesen. 

Frau Leichsenring, ein abschließen-
des Fazit?
Leichsenring: Mit unserer Arbeit in den 
Aufbaustäben haben wir – nach meiner 
Einschätzung – eine sowohl voll funk
tionsfähige wie flexible Polizeistruktur 
geschaffen und zugleich den Grundstein 
für die folgende Entwicklung von ei-
nem Repressionsorgan des Staates in ei-
ne bürgernahe, zivil geführte und demo-
kratische Brandenburger Polizei gelegt.

Uta 
Leichsenring
geboren in Radebeul 
(Sachsen), aufgewach-
sen in Wilhelmshorst 
bei Potsdam

■■ vom 01.11.1991 bis 
31.03.2002 Polizei
präsidentin des 

	 PP Eberswalde 

■■ 1999 Theodor-
Heuss-Medaille 
durch Theodor-
Heuss-Stiftung

■■ 2000 „Frau des Jah-
res 2000“ durch das 
TV-Magazin ML – 
Mona Lisa

■■ 2001 Preisträgerin 
„Das unerschrocke-
ne Wort“ der zwölf 

	 Lutherstädte

■■ seit Juli 2005 Leiterin 
der Außenstelle Halle 
der BStU
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Unser Verkehrsüberwachungszug 
agierte fl ächendeckend; der hohe Per-
sonalbestand machte es möglich. Zu-
sammen mit 32 Kollegen war ich für 
die heute kreisfreie Stadt Branden-
burg an der Havel sowie die direkt an-
grenzenden Ämter und Gemeinden 
zuständig. Hinzu kamen die Auto-
bahn A2 und Teile der A10. Ein enger 
Bürgerkontakt sowie eine sehr effekti-
ve und nachhaltig erzieherisch wir-
kende verkehrspolizeiliche Arbeit wa-
ren das Ergebnis. Schwerpunktmäßig 
arbeiteten wir in den Bereichen der 
Geschwindigkeitsüberwachung, der 
Verkehrsüberwachung und der Ver-
kehrsregulierung. 

Für die reguläre Geschwindigkeitsüber-
wachung, welche im übrigen grund-
sätzlich im Anhalteverfahren durchge-
führt wurde, stand eine Kontrollgruppe 
zur Verfügung. Sie bestand aus einem 
Kleinbus „Barkas B1000“, besetzt mit 
zwei Kollegen. Die Verkehrsüberwa-
chung erfolgte mit zwölf Kradfahrern 
und einem Funkstreifenwagen. Zu Ver-
kehrspitzenzeiten war eine Verkehrsre-
gulierung notwendig. 

Schmerzlich: zeitnahes 
Ahnden von Verstößen, 
Stempelkarten und 
Verkehrsunterricht 

Unsere Arbeitsweise sowie die umfang-
reichen Befugnisse bei der Ahndung 
von Verkehrsverstößen führten zu er-
heblichen Respekt in der Bevölkerung. 
Das zeitnahe Ahnden von Verkehrs-
verstößen in Form von Verwarnungs-
geld und die Aufforderung zur Teilnah-
me am Verkehrsunterricht zeigten oft 
Wirkung. Der Unterricht war äußerst 
unbeliebt, weil er jeweils sonntags (!) 
um 09.00 Uhr durchgeführt und auf 
den Teilnehmerkarten vermerkt wurde. 
Ebenfalls schmerzlich und vergleichbar 
mit den heutigen Punkten in der Flens-
burger Verkehrssünderdatei waren die 
sogenannten Stempeleintragungen in 
der Fahrerlaubnis. Diese konnte der 
jeweils ahndende Polizist an Ort und 
Stelle in die zwingend mitzuführende 
Stempelkarte eintragen und mit der Art 
des aktuellen Verstoßes versehen. So 
wurde jeder über das „Vor-(Verkehrs)
leben“ des jeweiligen Verkehrsteilneh-
mers informiert. Zentralcomputerab-
fragen gab es ja noch nicht. 

Zu den Aufgaben eines Verkehrs-
überwachers zählten auch das Ferti-

gen von Ordnungswidrigkeitenanzeigen 
und das Durchführen von Alkoholtests 
bis hin zum Entzug der Fahrerlaubnis. 
Die überwachung des Verkehrsraumes 
erfolgte fl ächendeckend und an Brenn-
punktbereichen wie zum Beispiel dem 
Brandenburger Stadtzentrum oder im 
Bereich von Wohngebieten. Fußstrei-
fen oder der Einsatz von Krädern und 
Funkstreifenwagen waren gängig. Gear-
beitet wurde im Zweischichtsystem und 
in vorab festgelegten Streifenbereichen. 

Neben der alltäglichen Wahrnah-
me der verkehrspolizeilichen Aufga-
ben führte der Verkehrsüberwachungs-
zug auch sogenannte Komplexeinsät-
ze durch. Hierzu zählten unter ande-
rem zentral angesetzte Alkohol- und 
Geschwindigkeitskontrollen im Um-
feld von Diskotheken. Bei Fußballspie-
len, Konzerten, Demonstrationen oder 
sonstigen feierlichen Anlässen über-
nahm der Verkehrsüberwachungszug 
verkehrsregulierende Aufgaben. 

Ich denke, ohne übertreibung oder 
Nostalgie sagen zu können, dass die 
Verkehrsüberwacher mit ihrer damali-
gen Arbeitsweise eine hohe Akzeptanz 
bei der Bevölkerung genossen haben.

„Als die Wendezeit 
anbrach, war dies 
gleichermaßen ein 
Anbruch der Neuzeit.“

In der Wendezeit machte sich nicht 
nur unter den Kollegen große Verunsi-
cherung breit. Urplötzlich war alles an-
ders. Alte Regeln, neue Regeln oder so-
gar übergangsregeln? Was war von der 
neuen Zeit zu erwarten? Ist man als Po-
lizist der Bevölkerung gegenüber loyal 
und glaubwürdig? Was ist man im Auge 
des Bürgers noch wert? Wie steht man 
als durchaus gestandener Polizist da 
und traut man sich soviel Neues über-
haupt zu? Die Zeit blieb nicht stehen 
und alle Fragen wurden früher oder spä-
ter beantwortet. 

Sehr deutlich veränderte sich die vor-
mals hohe Akzeptanz der Polizeiarbeit 
im Allgemeinen und der Verkehrspoli-
zei im Besonderen. Der Bürger, der vor-

Verkehrspolizei in Branden­
burg – gestern und heute
Verkehrspolizist Klaus Rudolph erinnert sich 
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her Respekt vor den Kollegen hatte und 
zum Polizisten aufschaute, brachte nun 
häufig ganz offen seinen Unmut ge-
genüber den Uniformträgern zum Aus-
druck. Beginnend mit teils unnötigen 
Diskussionen bei klarer Rechtslage bis 
hin zur Androhung oder Anwendung 
von Gewalt. Zu den abrupt veränder-
ten gesellschaftlichen Reaktionen kam 
auch noch die anfängliche Rechtsunsi-
cherheit. Altes DDR-Recht wurde auf-
gehoben und mit dem nun geltenden 
Recht taten wir uns von jetzt auf gleich 
ziemlich schwer. So schritten wir bei 
festgestellten Verstößen zwar ein, doch 
die Sanktionen blieben teilweise aus. 

Der nun auf Äckern oder Brachflä-
chen aufblühende und florierende Auto-
handel brachte zunehmend Fahrzeuge 
westlicher Bauart auf die Straßen unse-
res Zuständigkeitsbereiches. Oft waren 
diese Fahrzeuge nicht mehr die Neu-
esten und wiesen zum Teil erhebliche 
technische Mängel auf. Oft verfügten sie 
gar nicht erst über eine gültige TÜV-Be-
scheinigung. Trotzdem nahm der Fahr-
zeugverkehr auf unseren Straßen sicht-
lich zu. Das Straßenbild wurde von hö-
heren Leistungsparametern bestimmt. 
Der Kraftfahrer setzte auf Pferdestär-
ken unter der Motorhaube und war nun 
nicht mehr davon abzubringen, seine 
neue Freiheit auch auf der Straße aus-
leben zu können. So nahmen Verkehrs-
verstöße, Verkehrsunfallfluchten sowie 
Fahrten mit nicht pflichtversicherten 
Fahrzeugen mehr und mehr zu. Auch 
Alkoholverstöße und die ersten Anzei-

chen von Drogen im Straßenverkehr 
waren von nun an an der Tagesord-
nung. Mit jedem Tag bekam man mehr 
das Gefühl, die Übersicht zu verlieren. 

Die Auflösung der  
Verkehrspolizei

1991 erfolgte die Neustrukturierung der 
Polizei. Kollegen wurden entlassen, die 
Verkehrspolizei wurde aufgelöst und 
das Sachgebiet Verkehrsunfallbekämp-
fung wurde gegründet. Personell redu-
ziert verfügte dies über einen operati-
ven Einsatztrupp zur Verkehrsüberwa-
chung, einen Bereich zur Unfallsachbe-
arbeitung, einer Sachbearbeitung für 
Ordnungswidrigkeiten sowie den Be-
reich Prävention. Die Zulassungsstelle 
und auch der Bereich der Verkehrs-
raumgestaltung (Verkehrstechnik) gin-
gen in den kommunalen Bereich über. 

Zwölf Kollegen bildeten jetzt den 
Einsatztrupp zur Verkehrsunfallbe-
kämpfung. Mit sechs Krädern, einem 
„B1000“ und einem Funkstreifenwagen 
waren sie nun für den Stadt- und Land-
bereich des neu gebildeten Schutzbe-
reichs Brandenburg zuständig.

„Schnell getrunken, 
schnell gefahren“

Das Verkehrsaufkommen erhöhte sich 
und die Zahl der Unfälle stieg. So be-
kam die Geschwindigkeitsüberwa-

chung einen neuen Stellenwert. Mit 
moderner Radargeschwindigkeitsüber-
wachungstechnik sollte Ruhe in die 
nun aufkommenden Verkehrsströme 
gebracht werden. Auch die Verkehrs-
disziplin litt erheblich. So stiegen bei-
spielsweise die Feststellungen von Al-
koholfahrten im Straßenverkehr. Wo zu 
Zeiten der DDR der Richtwert noch bei 
0,0 Promille lag, war das Führen eines 
Fahrzeuges nun bis zu einem Richtwert 
von 0,8 Promille möglich. Frei von der 
Nullpromilleregel herrschte in den 
Köpfen scheinbar die Motivation 
„schnell getrunken, schnell gefahren“.

Das Verkehrsunfallgeschehen, dass 
vor der Reform noch von uns Kollegen 
der Verkehrspolizei im Alleingang ab-
gearbeitet wurde, war nun so umfang-
reich geworden, dass das Sachgebiet 
Verkehrsunfallbekämpfung mit Kolle-
gen der Sachbearbeitung aufgestockt 
werden musste. Diese zwölf Kollegen, 
befassten sich mit der Bearbeitung von 
Verkehrsunfällen, Verkehrsunfallfluch-
ten und Verkehrsvergehensanzeigen. 
Unterstützung in dieser schwierigen 
Anfangsphase erhielt das Sachgebiet 
durch zwei Kollegen aus dem Partner-
land Nordrhein-Westfalen. Die beiden 
Leverkusener berieten die hiesigen Kol-
legen unter anderem bei der Anzeigen-
aufnahme, im Fahrerlaubnisrecht, im 
Pflichtversicherungsgesetz oder bei der 
Vorgangsbearbeitung. 

Die Einarbeitung dauerte nicht lan-
ge und alles ging in einen täglichen Pro-
zess über, mit dem sich jeder der Kolle-
gen anfreunden konnte. Schwer fiel ei-
nigen von uns jedoch die Abschaffung 
der Stempelkarte. Wobei aber nicht 
nur manchem Polizisten eine Träne im 
Knopfloch steckte, als er seinen Stempel 
nicht mehr zücken durfte. Offenbar hing 
und hängt so manch ein Bürger an sei-
ner „Sammelkarte“, denn ab und an fällt 
noch heute bei einer Kontrolle das Kärt-
chen aus der Fahrerlaubnishülle und 
bringt ein verlegenes Lächeln zum Vor-
schein. Neben all diesen Veränderungen, 
die von den Kollegen einiges abverlang-
te, absolvierten wir umfangreiche Fort-
bildungsveranstaltungen. So arbeiteten 
wir bis zur nächsten Reform auch in die-
ser Struktur erfolgreich. 2002 wurde das 
Sachgebiet Verkehrsunfallbekämpfung 
erneut umstrukturiert. Der Verkehrs-
dienst und das Verkehrskommissariat in 
der Kriminalpolizei wurden gegründet. 

Resümierend ist für mich jedoch 
wichtig, dass es uns gelungen ist die 
Verkehrssicherheit auf Brandenburgs 
Straße stetig zu erhöhen, was an den 
kontinuierlich sinkenden Unfallzahlen 
sichtbar ist. 

■■ PHK Klaus Rudolph
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Eigentlich war ich immer Revierpoli-
zist oder Repo, wie jeder sagt, oder 
Abschnittsbevollmächtigter (ABV), 
wie es vor der Wende hieß, oder Kon-
taktbereichsbeamter, wie wir im Janu-
ar 1992 kurzzeitig genannt wurden. 
Und eigentlich war der Dienst auch 
immer gleich. Irgendwie. Aber ein 
paar Unterschiede gab es schon.

Angefangen habe ich nach Elektri-
ker-Ausbildung und Armee am 1. Juni 
1980 im Volkspolizeikreisamt Anger-
münde. Nach dem Dienstanfängerlehr-
gang in Potsdam blieb ich und bin es 
gerne bis heute. Nach Dienst und Prak-
tikum besuchte ich ab April 1983 die 
ABV-Schule in Potsdam. Wegen einiger 
größerer Einsätze z.B. zu den Weltfest-
spielen der Jugend und Studenten, die 
wir immer parallel zur Ausbildung ma-
chen mussten, dauerte unser Studium 
19 statt der üblichen 18 Monate.. Im 
Oktober 1984 kam ich dann als frisch 
gebackener Unterleutnant zurück nach 
Angermünde und „bekam“ das Neu-
baugebiet mit ungefähr 4.000 Einwoh-
nern als Abschnitt zugewiesen. Für die-
sen war ich „bevollmächtigt“, das heißt 
im Prinzip „für alles zuständig“.

Insgesamt waren wir vier ABV`s in 
Angermünde als Gruppenposten. Heu-

te sind wir, zusammen mit den Kolle-
gen vom Amt Oder-Welse, fünf Repos. 
Einer von uns hatte immer Bereitschaft 
–  eine Woche, rund um die Uhr. Auch 
sonst hieß es, wenn etwas los ist in dei-
nem Abschnitt, bist du zuständig und 
musst ran. Wenn nachts am Wochen-
ende irgendwo zu laut gefeiert wur-
de, dann wurden wir (jedes Mal!) geru-
fen. Wir gingen zu Fuß oder fuhren mit 
der „Schwalbe“ eben hin und ermahn-
ten die Leute. In der Regel hielten sich 
die Betroffenen auch daran. Damals 
hatte jeder Stadt-ABV bei uns ein Mo-
ped vom Typ Schwalbe und die Land-
ABV`s sogar ein Motorrad. Heute bie-
ten die Funkwagen uns natürlich mehr 
Luxus. 

Wir konnten fast überall allein hinge-
hen und die Probleme lösen. Das muss-
ten wir aber auch, denn „Unterstüt-
zung“ konnte ja kaum kommen. Aller-
dings hatten wir damals die „Freiwilli-
gen Helfer der Volkspolizei“. Ich hatte 
alleine acht. Sie konnte man immer da-
zu holen, zur Verstärkung bei Einsätzen 
oder auch zur Absicherung von Aufzü-
gen und Festen. Die „Freiwilligen“ wa-
ren alle ehrenamtlich und meist sehr 
engagiert. Ich musste sie manchmal 
eher zurückhalten als motivieren. Auch 
die Alarmierung war damals nicht so 

einfach wie heute. Jeder von uns hat-
te einen Pieper. Mit diesem konnte wir 
alarmiert werden, aber nicht zurück-
rufen. Wenn wir also angepiept wur-
den, mussten wir uns das nächste Te-
lefon suchen und im Kreisamt anrufen. 
So erfuhren wir, worum es ging. Da ich 
zu Hause auch noch kein Telefon hatte, 
hieß das meist, einen öffentlichen Ap-
parat zu suchen.  

Die Wende machte einiges 
einfacher, es gab aber 
neue und andere Probleme

Mit der Wende wurde es dann in die-
ser Hinsicht einfacher, aber wir hat-
ten plötzlich neue und andere Proble-
me. Anzeigen habe ich damals wie heu-
te aufgenommen und damals auch oft 
abschließend, d.h. bis zur Vernehmung, 
bearbeitet. Was wir früher dagegen gar 
nicht machten, war die Bearbeitung 
von Verkehrsunfällen. Dafür gab es die 
Verkehrspolizei. 

Wenn vor der Wende zum Beispiel 
ein Täter bei einem Einbruch auf fri-
scher Tat erwischt worden war, dann 
ging er in der Regel unmittelbar in U-
Haft und kam erst wieder raus, wenn 
die Strafe verbüßt worden war. Jetzt 
mussten wir erst lernen, damit umzuge-
hen, dass die erwischten Täter meistens 
schnell nach Hause entlassen werden. 
Manchmal schneller als wir mit den 
zahlreichen neuen Protokollen fertig 
waren. Auch dass sie selbst nach Ver-
kündung von Haftstrafen bis zum Straf-
antritt manchmal noch Monate auf frei-
em Fuß sind, war neu für uns. „Erzwin-
gungshaft“ oder „Ordnungshaft“ waren 
Begriffe und Sachverhalte, die wir nicht 
kannten, sondern erst lernen mussten.

Die Täter genossen diese neuen 
„Freiheiten“ natürlich auch und er-
schwerten uns unsere Arbeit zusätzlich. 
Dazu kam, dass wir Abschnittsbevoll-
mächtigte nach der Wende plötzlich ab-
geschafft wurden und mit den Kollegen 
von der Schutzpolizei Schichtdienst 
verrichten mussten. Die unmittelbaren 
Kontakte zu den Bürgern gingen verlo-
ren. Die Bürger verloren ihre Ansprech-
partner und wir verloren wichtige Hin-

In Deinem Abschnitt bist Du  
zuständig und musst immer ran
Manfred Klingbeil – ein Revierpolizist erinnert sich
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weise. Das Ganze bei einer gleichzei-
tigen schnellen Zunahme von Verkehr 
und Kriminalität. Dazu kam die Unsi-
cherheit, ob man Polizist bleiben konn-
te, wer übernommen wurde und so wei-
ter. Keine leichte Zeit für die Durchset-
zung der öffentlichen Ordnung und Si-
cherheit!

Ich war froh, als ich im Januar 1992 
gefragt wurde, ob ich als „Kontakt-
bereichsbeamter“ wieder ähnlichen 
Dienst wie früher machen wollte und 
habe sofort zugesagt. Ich wurde in die-
ser Funktion schnell als Polizeiober-
meister verbeamtet und nach ein paar 
Jahren – dann schon als Revierpolizist 
– zum Hauptmeister befördert.

Wir Repos sind im Prinzip „Lücken-
büßer“. Das waren wir eigentlich auch 
früher schon und das meine ich gar 
nicht negativ. Wir waren und wir sind 
zuständig für die Bürger, für die Schu-
len und Kindergärten und für die Be-
triebe in unserem Bereich. Wir sind der 
unmittelbare Ansprechpartner, der Ver-
mittler zwischen Staat und Bürger und 
ich nehme diese Aufgabe gerne wahr. 
Ich denke, die Bürger wollen auch, 
dass wir unseren Dienst so und nicht 
anders wahrnehmen.  

„Ein Revierpolizist muss 
von Herzen Polizist sein 
und sein Revier kennen, 
dann läuft das auch.“

Aber hier gibt es dann doch einen we-
sentlichen Unterschied. Im Gegensatz 
zu früher haben wir jetzt doch ziem-
lich feste Dienstzeiten. Selbst dann, 
wenn wir im Rahmen von BAO`s oder 
bei Problemen in den Dienstschichten 
des WWD aushelfen bzw. unterstützen 
müssen. Vor 1991 haben wir als ABVs 
keine Stunden erfasst oder gezählt, son-
dern waren eben „bevollmächtigt“ und 
damit auch verpflichtet für Ordnung 
und Gesetz zu sorgen, auch am Wo-
chenende nachts um eins. Dadurch ha-
ben wir im Prinzip viel mehr gearbeitet 
als nach heutigem Stundenverständnis. 
Die heutige Planungssicherheit sehe 
ich als Vorteil an, gerade auch zu Guns-
ten der Familie. Und durch die Planung 
und die neuen technischen Möglichkei-
ten können wir uns als Kollegen eben 
auch besser unterstützen als damals. 
Damit gleichen wir auch die gestiegene 
Gefährlichkeit unseres Jobs wieder aus. 
Also ich bin gerne Revierpolizist und 
will das auch in meinen letzten Jahren 
bei der Polizei bleiben!

■■ Manfred Klingbeil,  
Revierpolizist in Angermünde

Im Dezember 1996 wurde aus einem 
Raum des Schlosses Charlottenhof im 
Park Sanssouci in Potsdam das Ge-
mälde „Ansicht eines Hafens“ von 
Caspar David Friedrich gestohlen. 
Der damalige Abteilungsleiter im Po-
lizeipräsidium Potsdam, Peter Schult-
heiß, erinnert sich an die Ermittlun-
gen mit interessanten Entwicklungen:  

Kunstsachverständige schätzen den 
Wert des gestohlenen Gemäldes auf ca. 
5 Mill. DM. Eigentlich wäre es ein ganz 
normaler Einbruch mit einer ganz nor-
malen kriminalpolizeilichen Sachbear-
beitung geworden. Natürlich war der 
Diebstahl eines derart wertvollen Kunst-
gegenstandes nicht alltäglich, aber nach 
der sofortigen internationalen Aus-
schreibung war das Gemälde praktisch 
unverkäuflich. Die Polizeiarbeit konnte 
anfangen. Nach kurzer Zeit erfolgte ei-
ne Auslobung für sachkundige Hinwei-
se. Tatsächlich gingen einige Hinweise 
ein, auch der eines anonymen Anrufers. 
Dieser fragte sinngemäß, warum die Po-
lizei sich eigentlich aufrege, das Gemäl-
de sei doch eine Fälschung gewesen. Da 
gingen bei uns rote Lampen an. 

Aus dem „normalen 
Einbruch“ wurde mehr

Die Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten hatte das Bild vor dem Ein-
bruch nach Berlin in das Schloss Char-
lottenburg verbringen und in die dorti-
ge Sammlung romantischer Maler auf-
nehmen lassen. Wir schlussfolgerten, 
dass – wenn der Anonymus Recht hatte 
– der Einbruch vorgetäuscht sein könn-
te. Denn dann hätte im Schloss Char-
lottenhof eine Fälschung hängen müs-
sen, und die Fälschung wäre natürlich 
in Charlottenburg aufgefallen. Außer-
dem hätte mindestens ein Mitarbeiter 
der Stiftung, wenn nicht sogar ein lei-

tender, involviert sein müssen. Wir nah-
men also die Ermittlungen auch in die-
ser Richtung auf. 

„Wir nahmen die 
bekannten Fälscher 
unter die Lupe.“ 

Wenn es sich denn um eine Fälschung 
gehandelt hätte, musste es eine sehr 
gute gewesen sein. Potsdam war zu 
DDR-Zeiten durchaus eine Hochburg 
der Kunstfälscher-Szene gewesen, al-
so nahmen wir die bekannten Fälscher 
unter die Lupe. Ein Kenner der Szene, 
ehemals Mitarbeiter der Organisations-
einheit der DDR, die Kunstgegenstän-
de in das westliche Ausland verscher-
belte, also der KuA (Kunst und Anti-
quitäten), war Axel Hilpert. Bevor ich 
ihn aufsuchte und zur Sache anhörte, 
ging ich zu einer damaligen Einheit der 
Berliner Polizei, der ZERV (Zentral-
stelle für die Erfassung der Regierungs- 
und Vereinigungskriminalität). Dort 
war Hilpert beileibe kein Unbekannter. 
Man machte mich mit seiner Vita, sei-
nen Taten zu DDR-Zeiten und seinen 
charakterlichen Eigenarten vertraut. 
Derart vorbereitet, suchte ich Hilpert 
in seinem Haus auf. Er hatte – nach ei-
genen Aussagen - über das hinaus, was 
in der Presse stand, keine Kenntnis von 
Tat und Tätern, versprach aber, Augen 
und Ohren aufzuhalten und mich gege-
benenfalls anzurufen.

„Was nun folgte, 
hat durchaus 
die Züge einer Posse.“ 

Tatsächlich rief Hilpert nach einigen Ta-
gen bei mir an. Er sagte, dass einem Ge-
währsmann von ihm in einem Berliner 
Café, zusammen mit einem Selbstbild-

Holzspäne, 
Klebemasse und 
2,5 Mio US Dollar
Aus einem Diebstahl eines Friedrich-Gemäldes 
folgt die Suche nach dem Bernsteinzimmer

→
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nis von Adolf Hitler und einem Gemäl-
de aus dem legendären Bernsteinzim-
mer, das Bild „Ansicht eines Hafens“ 
von Caspar David Friedrich angeboten 
worden sei. Hitler war meiner Meinung 
nach nicht zu einem Selbstbildnis fä-
hig und das Bernsteinzimmer war nach 
meiner Erinnerung im Kriege vernich-
tet worden. Ich tat diesen Teil also als 
„dummes Zeug“ ab. Aber der Caspar 
David Friedrich hatte es mir angetan. 

Wir vereinbarten einen Scheinkauf 
für das Hafengemälde. Der „Käufer“ 
lies sich das Bild zeigen und der Zu-
griff erfolgte. Beim Zugriff wurde der 
Caspar David Friedrich, neben ande-
ren Kunstgegenständen, sichergestellt. 
Die Täter waren Allgemeinkriminelle. 
Der ursprüngliche Verdacht, es hande-
le sich um eine Fälschung, löste sich in 
Luft auf.

Das „Bernsteinzimmer-
Angebot“ vielleicht doch 
kein „dummes Zeug“? 

Die Angelegenheit bis zur Festnahme 
der Täter und der Sicherstellung des 
Friedrich- Gemäldes zog sich noch viele 
Tage hin. In dieser Zeit wurden der oder 
die Anbieter des Bildes aus dem Bern-
steinzimmer immer ungeduldiger. Ich 
ließ ihnen mitteilen, dass meinem Wis-
sen nach das gesamte Zimmer im Krie-
ge vernichtet worden sei, so dass es sich 
um eine Fälschung handeln müsse. Die 
Forderung nach 2,5 Mill. US-Dollar als 
Kaufpreis sei indiskutabel. Gleichzeitig 
nahm ich mit einem Münchener Jour-
nalisten namens Maurice Remy Verbin-
dung auf, der einen außerordentlich in-
formativen und sachlichen Film über das 
Bernsteinzimmer hergestellt und gesen-
det hatte. Mit Remy und anderen His-
torikern waren wir uns einig, dass das 
Bernsteinzimmer nach dem Einmarsch 
der deutschen Truppen in die damalige 
Sowjetunion in Zarskoje Sjelo im Katha-
rinen-Palais nähe St. Petersburg (damals 
Leningrad) unter Aufsicht von Kunst-
sachverständigen abgebaut und mit ei-
nem Eisenbahntransport nach Königs-
berg gebracht worden war. Dort wurde 
es im Schloss, so weit es die Räume zu-
ließen, aufgestellt und der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Trotz mehrfacher 
Versuche des damaligen Direktors der 
städt. Kunstsammlungen Königsberg, 
das Zimmer auszulagern und vor der he-
ranrückenden Roten Armee in Sicher-
heit zu bringen, ist es im Schloss geblie-
ben und wurde bei der Belagerung der 
Stadt durch die Rote Armee zusammen 
mit dem Schloss offensichtlich in Brand 
geschossen und dabei vernichtet. 

Auch die Staatsanwaltschaft Berlin 
war zu jeder Zeit eingebunden und ging 
mit uns davon aus, dass das Bild eine Fäl-
schung und das Anbieten der Fälschung 
ein versuchter Betrug sei. Wir waren also 
von tiefem Misstrauen geprägt, was die 
Echtheit des Bildes anging. 

„Eigenartigerweise fing 
ich an, die Echtheit ins 
Kalkül zu ziehen“

Je zurückhaltender wir waren, des-
to mehr Echtheitsbeweise wollten die 
Anbieter liefern. So sollten wir einen 
Holzspan aus dem Rahmen bekom-
men, um sein Alter bestimmen zu kön-

Foto: Monika Zucht / Der Spiegel

Peter Schultheiß mit dem zum 
Kauf angebotenen Mosaik Caspar 
David Friedrichs
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nen. Da es sich nicht um ein Gemälde, 
sondern um ein Mosaik aus dem Bern-
steinzimmer handelte, wurde uns der 
Klebstoff (zur Befestigung der einzel-
nen Mosaiksteine) angeboten, um dar-
aus die Echtheit bestimmen zu können.
Tatsächlich übergab mir Hilpert im 
März 1997 eine Bildmappe zu dem Mo-
saik und ein Gutachten zur Echtheit. 
Dem waren etwas Holz (angeblich aus 
dem Rahmen) sowie Klebemasse bei-
gefügt. Da gleichzeitig die Restaurie-
rung des Bernsteinzimmers in Puschkin 
stattfand, wollten wir nicht ausschlie-
ßen, dass ein Handwerker eine Kopie 
auf eigene Rechnung anbot. Meiner 
Forderung nach einem Stein aus dem 
Mosaik kamen die Anbieter allerdings 
nicht nach. Sie verweigerten es mit der 
Begründung, dass ein fehlender Stein 
das Mosaik deutlich im Werte senke. 
Eigenartigerweise fing ich dadurch an, 
die Echtheit ins Kalkül zu ziehen.

„Alle Verhandlungen 
liefen über Hilpert und 
seine Mittelsmänner“

Die Verhandlungen zogen sich hin. Un-
ter anderem gab es Probleme, das Vor-
zeigegeld zu beschaffen. Denn der oder 
die Anbieter wollten – wie bereits er-
wähnt - 2,5 Mill USD bzw. 4 Mill. DM 
für das Mosaik haben. Soviel Geld war 
aus einem solchen Anlass in unserem 
damals (und heute) recht armen Bun-
desland Brandenburg nicht zu beschaf-
fen. So versuchte ich einen geringe-
ren Kaufpreis auszuhandeln. Alle Ver-

handlungen liefen über Hilpert und sei-
ne Mittelsmänner. Eines Tages staunte 
ich nicht schlecht, als bei den Gesprä-
chen mit Hilpert auch der Chefredak-
teur des SPIEGEL Stefan Aust und ein 
weiterer Redakteur anwesend waren. 
Wie sich später herausstellte, wollte 
Hilpert die Story verkaufen. Aust war 
ein Macher, er griff zu. Er brachte das 
nötige Knowhow, Durchsetzungsver-
mögen, Finanzkraft und Sach- und Per-
sonenkenntnis mit. Ich bin heute noch 
von ihm und seinen Mitstreitern be-
geistert, denn ohne seine Tatkraft hät-
te sich alles viel länger hingezogen. Im 
Zuge der weiteren Verhandlungen ei-
nigten wir uns mit dem Anbieter des 
Mosaiks. Ein Mittelsmann von Hilpert, 
ich als (Schein-) Käufer und ein Sach-
verständiger, der die Echtheit des Bil-
des verifizieren konnte, sollten nach 
Bremen kommen. Die Übergabe sollte 
in einem Notariat stattfinden. Als Preis 
wurde immer noch die Summe von 2,5 
Mill USD oder 4 Mill. DM genannt, die 
wir in bar mitbringen sollten. Nun wa-
ren schon Leute wegen geringerer Sum-
men umgebracht worden. Also beglei-
teten mich Beamte der Spezialeinhei-
ten der Polizei Brandenburg. Wir ver-
einbarten Personenschutz für mich 
sowie verdeckte Observation vor Ort. 

Ein Scheinkauf 
mit Staatsakt-Folgen

Am 13. 5. 1997 war es dann soweit. 
Dr. Görris von der Stiftung Preußi-
sche Schlösser und Gärten (SPSG) als 

Sachverständiger, ein Kollege der Spe-
zialeinheiten und ich standen in Bre-
men vor dem Notariat. Das MEK hat-
te die ganze Szene von einigen Fens-
tern des gegenüberliegenden Hauses vi-
deografiert. Später erfuhr ich aus dem 
Fernsehen, dass in anderen Fenstern 
die Kamaraleute von SPIEGEL-TV sa-
ßen und ebenfalls alles aufnahmen. Im 
Notariat kam es zu einem kurzen Ge-
spräch mit dem Notar. Wir ließen uns 
so schnell wie möglich das Mosaik zei-
gen. Als es auf einer Decke ausgebrei-
tet auf dem Fußboden lag und Dr. Gör-
ris nach einem ersten Augenschein von 
der Echtheit überzeugt war gaben wir 
uns als Polizeibeamte zu erkennen und 
beschlagnahmten das Bild. Die weite-
ren Maßnahmen vor Ort in Bremen wa-
ren Routine.

Spannend wurde es noch einmal, 
als es um die letztendliche kunsthisto-
rische Bestätigung des Mosaiks ging. 
Wenn dabei der SPIEGEL nicht tat- 
und finanzkräftig geholfen hätte, hät-
te sich die Sachverständigentätigkeit 
noch mehrere Monate oder Jahre hin-
gezogen, denn wir alle wissen, wie lan-
ge ausländische Rechtshilfeersuchen 
damals dauerten. 

Auf Kosten des Nachrichtenmaga-
zins wurden der Leiter der Petersbur-
ger Werkstätten, die mit der Restaurie-
rung des Bernsteinzimmers beauftragt 
waren, und die Leiterin der Florentiner 
Werkstätten, in denen vor Jahrhunder-
ten die vier Mosaike angefertigt worden 
waren, eingeflogen und mit der Unter-
suchung im Polizeipräsidium Potsdam 
beauftragt. Sie gaben ihre Gutachten zu 
Protokoll – das Mosaik war echt.

Über den weiteren Verbleib des Mo-
saiks entschied die Staatsanwaltschaft 
Berlin. Es wurde später in einem Fest-
akt, an dem neben Bundeskanzler 
Schröder auch Stefan Aust teilnahm, 
der russischen Regierung übergeben. 
Ein international vielbeachteter Akt, 
für den – das kann ich bei aller Beschei-
denheit sagen – die Arbeit der Polizei 
aus Brandenburg eine entscheidende 
Rolle gespielt hat. 

Zum Schluss möchte ich mich noch 
einmal herzlich bei den Kolleginnen 
und Kollegen des damaligen PP Pots-
dam, der Spezialeinheiten, der Staats-
anwaltschaften Berlin und Potsdam so-
wie bei Dr. Görris von der SPSG für ih-
re Unterstützung bedanken.

■■ Peter SchultheiSS, 
Leitender Polizeidirektor a.D.

Die Geschichte des Mosaiks stellte sich wie folgt dar: 

Der Vater des Anbieters hatte das Mosaik auf dem Transport von Lenin­
grad nach Königsberg unterschlagen und auf dubiosen Wegen nach 
Hause gebracht. Der Vater hat das Mosaik jahrelang auf dem Boden 
seines Hauses versteckt, und erst der Sohn kam nach dem Tod des Va­
ters auf die Idee, das Mosaik zu Geld zu machen. 
Das Fehlen dieses einen Mosaiks von insgesamt vieren wurde seinerzeit 
vom Direktor der städtischen Kunstsammlungen Königsberg an seine 
vorgesetzten Stellen in der Reichshauptstadt Berlin gemeldet und bestä­
tigt den Sachverhalt. Insofern gab es trotz verständlicher erster Eupho­
rie bei all den Fans und ‚Jägern’ nach dem legendären Bernsteinzimmer 
auch schnell Ernüchterung: Das unerwartete Auftauchen des Mosaiks 
ließ keinerlei Rückschluss auf den Verbleib des Bernsteinzimmers zu.
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Anfang der 90-iger Jahre gab es für die 
Brandenburger Polizei viele neue He-
rausforderungen. Nicht selten brach-
ten Bürger ihren Unmut der Polizei 
gegenüber zum Ausdruck. Es gab neue 
Gesetze, Personalveränderungen und 
neue Strukturen. Viele Kollegen wa-
ren verunsichert. NRW entsandte - als 
Partnerland von Brandenburg - Auf-
bauhelfer. Einer der ersten von ihnen 
war Dieter Klußmann. info110 bat 
ihn, seine Eindrücke von damals zu 
schildern. 

Warum tust Du Dir das an?

Am 10. Dezember 1990, es war ein 
Montag, machte ich mich auf den Weg 
Potsdam.Voller Euphorie sah ich der 
neuen Aufgabe entgegen. Je näher ich 
jedoch dem Zielort kam – der Geruch 
der Abgase der Braunkohleheizanla-
gen wurde immer stärker und es nie-
selte – umso stiller wurde ich. Wir An-
kömmlinge bekamen dann eine Unter-
kunft in der Breiten Str. 20 in Potsdam. 
Die Reaktion meiner Familie war weni-
ger euphorisch„Oh Graus“, O-Ton mei-
nes erwachsenen Sohnes: “Vatter, war-
um tust Du Dir das an“. Meine Motiva-
tion schöpfte ich aus meiner Herkunft. 
Ich bin in Altengrabow geboren und 
in Magdeburg aufgewachsen. Als ich 

16 Jahre alt war, sind meine Eltern mit 
mir „abgehauen“, so hieß das damals. 
Eigentlich wollte ich als Aufbauhelfer 
nach Magdeburg, das war aber eine Do-
mäne der Niedersachsen.

Die ersten Diensttage
Ein „Vorauskommando“ u.a. mit ehe-
maligen Führungskräften aus NRW 
hatte zumindest schon eine Ministruk-
tur des Ministeriums erarbeitet. Die 
Stelle des Landeskriminaldirektors 
nahm zunächst Herr Kriminaldirek-
tor a.D. Twardawa ein. Ich wurde Lei-
ter des Referates „Staatschutz“. Mein 
Büro mit Stasi-Stahlschrank, einer 
schrecklich schönen Tapete und Sitz-
möbeln, auf denen man nicht vernünf-
tig sitzen konnte, war eine Katastrophe. 
Das Telefon war zwar funktionsfähig, 
aber man musste eine gefühlte Ewig-
keit wählen, um nach Westen durchzu-

dringen. Dankenswerterweise hat mein 
ehemaliger Behördenleiter in Wupper-
tal, Polizeipräsident Koehler, mir alle 
erdenkliche Unterstützung gewährt. So 
bekam ich beispielsweise Büromateri-
al, einen geeigneten Bürostuhl und die 
Techniker des PP Wuppertal haben mir 
an die DDR Telefonleitungen einen Ap-
parat mit Wahlwiederholungstaste an-
geschlossen.

Die weitere Arbeit
Die Informationen liefen über Fern-
schreiber, sollten täglich ausgewertet 
und entsprechende Maßnahmen initi-

Aufbauhelfer in Potsdam

Mein Büro im Dezember 1990

Hier soll das LKA entstehen

Anspruch und Wirklichkeit

Präsident Boris Jelzin

Bundeskanzler Helmut Kohl

Das Innenministerium

Delegation der Bundesregierung
v.l. LdsKD Klußmann, Dolmetsche­
rin Irina Zinke, MinDirigent Leh­
mann (BMJ), Frau Adlerstein (BMJ), 
KOR Neumann, PP Potsdam

Betriebsfest mit Minister, Staatssekretär 
und den Abteilungsleitern
v.l. Staatssekretär Herr Müller, AL I Herr Hoff­
mann, AL III Herr Prof. Dr. Muth, ALII Herr 
Lieber, AL IV Herr Bosch, AL Z Herr Knöll, 
Minister Herr Ziel
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iert werden. Das Problem war, wir hat-
ten noch kein ausreichendes Personal 
in den kriminalpolizeilichen Refera-
ten und ein Landeskriminalamt gab es 
noch nicht. Jedoch erwarteten alle al-
ten Bundesländer, das Bundeskriminal-
amt sowie Verfassungsschutzdienststel-
len umfassende Informationen über die 
Kriminalitätslage. Dass die Strukturen 
erst einmal aufgebaut werden müssen, 
war denen oft nicht zu vermitteln.

Ein weiteres Problem war die Perso-
nalauswahl für die Arbeit in den Refe-
raten. In Nordrhein-Westfalen war das 
bei über 40.000 Polizeibeamten kein 

großes Problem. Entweder man kann-
te den Bewerber oder man kannte je-
manden, der den Bewerber kennt. Hier 
in Potsdam konnte jedoch nur nach 
Aktenlage und einem Einstellungsge-
spräch entschieden werden. So dauer-
te es etwa eineinhalb Jahre, bis ich das 
Referat personell nach meinen Vorstel-
lungen geordnet hatte.

Was in den Arbeitsabläufen und auch 
im Verständnis auf beiden Seiten geläu-
fi ger Standard war, musste erst einmal 
gelernt und auch verstanden werden. 
Sicherlich gab es in der Anfangspha-
se ein oft unausgesprochenes Konfl ikt-
potential. Wir mussten uns halt anein-
ander gewöhnen. Ich selbst hatte wohl 
im Gegensatz zu meinen Westkolle-
gen einen kleinen Bonus durch meine 
Jugend in der DDR. So waren mir die 
üblichen Abkürzungen wie FDJ, LPG, 
VEB, AGITPROP usw. keine „Böhmi-
schen Dörfer“. Aber nachdem sich die 
Personalstruktur im Referat „Kriminal-
polizeiliche Angelegenheiten“ dann in 
überschaubarer Zeit verfestigt hatte, 
dienten die Begriffe „Wessi“ und „Os-
si“ nur noch als Beiwerk bei den üb-
lichen Frozzeleien, über die wir nur 
noch herzlich lachen konnten.

Aufbau des Landes­
kriminalamtes (LKA)

Nach einer Entscheidung der Landes-
regierung sollte Basdorf der Sitz des 
Landeskriminalamtes werden. Also bin 
ich am Wochenende mit meiner Frau 
zu einer Ortsbesichtigung nach Basdorf 
aufgebrochen. Bei strahlendem Son-

nenschein haben wir das Gelände be-
sichtigt. Ein Riesenkomplex mit u.a. 
zwei großen Gebäuden im Eingangs-
bereich lag vor uns. Da nur eines der 
beiden Gebäude im Eingangsbereich in 
Frage kam, habe ich meine Frau zu Ra-
te gezogen.
Rechts oder links, das war hier die 
Frage. Meine Frau entschied links 
„weil dort die Sonne so schön drauf 
scheint(!)“.

Das Zentrale Kriminalamt der DDR 
in Berlin wurde nach der Wende zu-
nächst einmal als Gemeinsames Lan-
deskriminalamt der neuen Bundeslän-
der (GLKA) weitergeführt.

Dieses Amt sollte abgewickelt und 
eigene Ämter in den neuen Bundeslän-
dern aufgebaut werden. Für den Auf-
bau eines LKA Brandenburg wurde da-
zu zunächst ein Aufbaustab aus Mitar-
beitern des GLKA eingesetzt. Da die 
meisten Mitarbeiter bereits im Groß-
raum Berlin wohnten und mit einer 
Dienststelle Basdorf grundsätzlich kein 
Wohnungswechsel erforderlich wurde, 
konnten wir uns die besten auswählen. 
Auch später gab es bei der Personal-
gewinnung für das LKA Brandenburg 
keine Schwierigkeiten.

Nach dem die Organisationsstruk-
turen festgelegt waren, galt es die An-
fangs doch sehr hohe Kriminalitätsrate 
zu drücken und die Aufklärung zu stei-
gern. Bei der Aufklärungsquote wurde 
deutlich, dass der niedrige Stand nicht 
etwa auf geringe Arbeitsbereitschaft zu-
rückzuführen war, sondern auf die feh-
lende Praxis bei der Umsetzung der Pa-
rameter für die Kriminalstatistik.

Mein Abschied
Die Grundlagen für die kriminalpoli-
zeiliche Arbeit waren gelegt und die 
Organisation hatte sich verfestigt. Das 
Landeskriminalamt war funktionsfä-
hig, die Kriminalitätsrate ging erheb-
lich zurück und die Aufklärungsquote 
war mit an der obersten Stelle der Bun-
desländer.

Aber alles hat seinen Preis, so dass 
ich aus gesundheitlichen Gründen En-

de Mai 1998 aus dem Amt ge-
schieden bin. Alles in allem 
habe ich den Schritt, nach 
Brandenburg zu gehen, nie 
bereut. Nicht nur die Mitwir-
kung an der Gestaltung und 
den damit verbundenen in-
teressanten Aufgaben, son-
dern auch die Zusammen-
arbeit mit meinen geschätz-
ten Mitarbeitern hat mich 
zufrieden aus meinem Amt 
scheiden lassen. 

Präsident Boris Jelzin

Bundeskanzler Helmut Kohl

Betriebsfest mit Minister, Staatssekretär 
und den Abteilungsleitern
v.l. Staatssekretär Herr Müller, AL I Herr Hoff­
mann, AL III Herr Prof. Dr. Muth, ALII Herr 
Lieber, AL IV Herr Bosch, AL Z Herr Knöll, 
Minister Herr Ziel
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den damit verbundenen in-
teressanten Aufgaben, son-
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Politisch-juristische Entwicklung Auswirkungen auf die Polizei

1988

DDR.
Bezirke Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus.

Aufgaben der republikweit tätigen Deutschen Volkspolizei (DVP): „alltägli-
che[...] Ordnungssicherung und Kriminalitätsbekämpfung“ unter Führung 
der SED bei faktischer Unterstellung unter das Ministerium für Staatssi-
cherheit (MfS).

1989

Ab 04.09. 

03./04.10.
 

07.10.

Beginn der wöchentlichen Montagsdemonstrationen in Leipzig.

In Dresden versuchen mehrere Tausend ausreisewillige DDR-
Bürger auf friedliche Weise in die Nähe eines Eisenbahnzuges 
zu gelangen, mit dem DDR-Bürger von der Botschaft der BRD in 
Prag über die DDR in die BRD gebracht werden. 

„[O]ffizielle[...] Feiern zum 40. Jahrestag der DDR“ in Berlin. 
Aus „kleine[n] protestierende[n] Gruppen am Rande der offiziel-
len Feiern“ werden „[a]bends und in der Nacht“ „größere[...] De-
monstrationen im Bezirk Prenzlauer Berg“. Von den Demonst-
ranten geht „keinerlei physische Gewalt“ aus. 
In den Bezirken Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus sind die 
Proteste verglichen mit Leipzig und Berlin deutlich verhaltener. 

Ab 11. 09.

03./04.10.
07.10.

Polizei, Staatssicherheit, NVA und Kampfgruppen reagieren auf die Mon-
tagsdemonstrationen vor allen Dingen mit Abriegelung der Demonstran-
ten und Festnahmen. 

in Dresden sowie 
in Berlin (Prenzlauer Berg): 
Die DVP geht im Verbund mit den anderen Sicherheitsorganen gewaltsam 
gegen die friedlich demonstrierenden Menschen vor. Es kommen massive 
polizeitaktische Mittel wie Schlagstöcke, Wasserwerfer und Räumfahrzeu-
ge zum Einsatz. Mehrere Hundert Menschen werden festgenommen. „Bei 
den Festnahmen und im polizeilichen Gewahrsam verübten Volkspolizis-
ten Übergriffe gegen die Festgenommenen [...] In der Hauptsache handelt 
es sich um „schwere Körperverletzungen, Verweigerung von Hilfeleistun-
gen und Schikanen.“

18.10.

04.11.

07.11.

08.11.

13.11.

„Sturz Erich Honeckers“. 

Auf dem Berliner Alexanderplatz findet eine Großdemonstrati-
on mit 500 000 Teilnehmern statt.

Die Massendemonstrationen in Leipzig, Dresden, Erfurt, Magde-
burg, Schwerin und Berlin erzwingen den Rücktritt der Regie-
rung der DDR, d.h. des Ministerrates.  

Das „Politbüro [des Zentralkomitees der SED tritt] geschlossen 
zurück. 

DDR unter der „Regierung [von Hans] Modrow“.

21.10.

04.11.

Ab 13.11.

Der Minister des Innern und Chef der DVP in Personalunion Friedrich Di-
ckel erklärt intern eine Gewaltverzichtserklärung gegenüber Demonstran-
ten, wenn diese keine Gewalt anwenden.  

Bei der Großdemonstration auf dem Berliner Alexanderplatz gewährleistet 
eine Sicherheitspartnerschaft zwischen den Organisatoren der Demonstra-
tion und der DVP einen „gewalt- und störungsfreien Verlauf“. Dieses Ver-
fahren wird in den folgenden Monaten zur Regel.

Reformschritte unter der Regierung Modrow: 

•	„Abkoppelung [der Deutschen Volkspolizei] von der SED als oberster Lei-
tungsinstanz“, 

•	„Beendigung des faktischen Unterstellungsverhältnisses unter das sich in 
Auflösung befindliche MfS“,

•	„Ablösung [des Chefs der DVP/Innenminsters] Friedrich Dickel[...]durch 
seinen Stellvertreter Lothar Arendt“, 

•	„Trennung des Amtes des Chefs der DVP von dem des Innenministers“, 
•	„Abbau militärischer Strukturen und Gebräuche“, z. B. in Form der „Ab-
kehr von militärischen Dienstgraden“, • „erste Arbeiten an einem neuen 
Aufgaben-und-Befugnisse-Gesetz“ für die DVP

 
Aber: 
• „Führungsphilosophie“ und „wesentliche Organisations- und Führungs-
strukturen blieben“ zunächst bestehen: 
-- „straffe“ „zentrale Führung[...]“, 
-- „tief gestaffelte Gliederung der Organisation“, 
-- „systematische Kontrolle“ der MitarbeiterInnen, 
-- umfangreiche Meldepflichten, 
-- mangelnde Spielräume für Entscheidungen vor Ort, 
-- militärische Disziplin, 

später:  
•	Umbenennung der „Deutschen Volkspolizei“ in „Polizei“

Politisch-juristische Entwicklung Auswirkungen auf die Polizei

1990

13.09.

03.10.

14.10.

„die letzte aus demokratischen Wahlen hervorgegangene Volks-
kammer der DDR“ verabschiedet „ein Polizeiaufgabengesetz“ 
(PAG = Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei). 
Das PAG entspricht im Grundsatz „dem Musterentwurf eines 
einheitlichen Polizeigesetzes (MEPolG) aus dem Jahr 1977 so-
wie dem Vorentwurf zur Änderung des Musterentwurfes 
(VEMEPolG) des Jahres 1986.“  
   Das als Übergangsgesetz verabschiedete PAG gilt für das ge-
samte Gebiet der DDR und steckt den juristischen Rahmen bis 
zur Einführung der Polizeigesetze auf Länderebene in den je-
weiligen neuen Bundesländern wie z. B. Brandenburg ab. Ge-
plante Gültigkeitsdauer: längstens bis zum 31.12.1991.

Ländereinführungsgesetz tritt in Kraft. Aus den Bezirken Pots-
dam, Frankfurt (Oder) und Cottbus wird das Bundesland Bran-
denburg. 

Erste Landtagswahl im Land Brandenburg. 
Auflösung der Bereitschaftspolizei der DDR. 

13.09.

30.09.

01.10.

03.10.

31.10.

01.11.

Folgen aus Einigungsvertrag und Polizeiaufgabengesetzes: zukünfti-
ge Organisation der Polizei auf Landesebene, d. h. Schaffung von 
Landespolizeien in den zukünftigen neuen Bundesländern.  

Auflösung der Transportpolizei (Trapo) der DDR. 

Polizei auf dem zukünftigen Gebiet des Landes Brandenburg verfügt 
über 16.882 MitarbeiterInnen, davon 7.202 im operativen Dienst 
beschäftigte Polizeiangehörige.  

•	„Bundesdeutsche Polizeihoheit auf Landesebene“: Einführung der 
Brandenburgischen Polizei. 

•	Gliederung entspricht derjenigen der bisherigen drei DDR-Bezirke:
-- Bezirksbehörden der Polizei Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cott-
bus, 

-- „insgesamt 44 unterstellte[...] Polizeikreisämter[...], 
-- gemeinsames Landeskriminalamt der neuen Bundesländer, 
-- Landespolizeischule Potsdam. 

Bereitschaftspolizei der DDR: 
•	Die Wehrpflichtigen werden entlassen, 
•	die Bereitschaftspolizei wird aufgelöst. 

Versetzung der ehemaligen MitarbeiterInnen der Transportpolizei 
der DDR zum Bundesgrenzschutz (BGS). 
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Politisch-juristische Entwicklung Auswirkungen auf die Polizei

1988

DDR.
Bezirke Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus.

Aufgaben der republikweit tätigen Deutschen Volkspolizei (DVP): „alltägli-
che[...] Ordnungssicherung und Kriminalitätsbekämpfung“ unter Führung 
der SED bei faktischer Unterstellung unter das Ministerium für Staatssi-
cherheit (MfS).
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03./04.10.
 

07.10.

Beginn der wöchentlichen Montagsdemonstrationen in Leipzig.

In Dresden versuchen mehrere Tausend ausreisewillige DDR-
Bürger auf friedliche Weise in die Nähe eines Eisenbahnzuges 
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Prag über die DDR in die BRD gebracht werden. 
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In den Bezirken Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus sind die 
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in Berlin (Prenzlauer Berg): 
Die DVP geht im Verbund mit den anderen Sicherheitsorganen gewaltsam 
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den Festnahmen und im polizeilichen Gewahrsam verübten Volkspolizis-
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gen und Schikanen.“

18.10.

04.11.

07.11.

08.11.

13.11.

„Sturz Erich Honeckers“. 
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burg, Schwerin und Berlin erzwingen den Rücktritt der Regie-
rung der DDR, d.h. des Ministerrates.  

Das „Politbüro [des Zentralkomitees der SED tritt] geschlossen 
zurück. 

DDR unter der „Regierung [von Hans] Modrow“.

21.10.

04.11.

Ab 13.11.

Der Minister des Innern und Chef der DVP in Personalunion Friedrich Di-
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eine Sicherheitspartnerschaft zwischen den Organisatoren der Demonstra-
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dam, Frankfurt (Oder) und Cottbus wird das Bundesland Bran-
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30.09.
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31.10.

01.11.

Folgen aus Einigungsvertrag und Polizeiaufgabengesetzes: zukünfti-
ge Organisation der Polizei auf Landesebene, d. h. Schaffung von 
Landespolizeien in den zukünftigen neuen Bundesländern.  

Auflösung der Transportpolizei (Trapo) der DDR. 

Polizei auf dem zukünftigen Gebiet des Landes Brandenburg verfügt 
über 16.882 MitarbeiterInnen, davon 7.202 im operativen Dienst 
beschäftigte Polizeiangehörige.  

•	„Bundesdeutsche Polizeihoheit auf Landesebene“: Einführung der 
Brandenburgischen Polizei. 

•	Gliederung entspricht derjenigen der bisherigen drei DDR-Bezirke:
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Bereitschaftspolizei der DDR: 
•	Die Wehrpflichtigen werden entlassen, 
•	die Bereitschaftspolizei wird aufgelöst. 

Versetzung der ehemaligen MitarbeiterInnen der Transportpolizei 
der DDR zum Bundesgrenzschutz (BGS). 

Militärisch angetreten: 
Einer der letzten Appel­
le in der Volkspolizei­
bezirksbehörde Pots­
dam mit DDR-Innen­
minister Friedrich 
Dickel (vorn) und 
Behördenchef Erich 
Griebsch. 
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Politisch-juristische Entwicklung Auswirkungen auf die Polizei

1991

20.03.

11.12.

Der Brandenburgische Landtag verabschiedet einstimmig das 
Polizeiorganisationsgesetz. 

Da es im Verlauf des Jahres 1991 zunehmend unrealistischer 
erschien, dass bis zum 31.12.1991 ein eigenes Polizeigesetz 
des Landes Brandenburg verabschiedet würde, beschließt der 
brandenburgische Landtag, das aus „der Übergangsphase“ 
stammende „PAG“ (Polizeiaufgabengesetz vom 13. September 
1990) zum größten Teil (nämlich dessen §§ 1–77 und 82–84) in 
Form des Vorschaltgesetzes zum Polizeigesetz des Landes Bran-
denburg (VGPolGBbg)  zum 01. Januar 1992 „als Landesrecht“ 
zu übernehmen. 

01.01.

20.03.

01.11.

Die ehemaligen Angehörigen des Pass- und Meldewesens, der Feuerwehr, 
des KfZ-Zulassungswesens und des Strafvollzugs der DVP respektive Poli-
zei auf dem Gebiet Brandenburgs werden in kommunale Bereiche bzw. die 
Justiz eingegliedert. 

Brandenburgische Polizei: 
•	Ausschließlich zivile Führung der Polizei: die Abteilung IV des Innenmi-

nisterium ist für Polizeiangelegenheiten zuständig. 
-- Schaffung von Polizeibehörden: 
-- Fünf (Land-) Polizeipräsidien:  Cottbus, Eberswalde (Finow), Frankfurt 
(Oder), Oranienburg, Potsdam. 

-- Ein Präsidium der Wasserschutzpolizei (WSP). 
-- Jedes Polizeipräsidium trennte sich auf der Stabsebene in die beiden 
Abteilungen Einsatz/Ermittlung und Verwaltung auf. 

-- Durch die Trennung der Abteilungen Einsatz/Ermittlung und Verwal-
tung einerseits erhöhter Koordinierungsaufwand für den Behördenlei-
ter, andererseits Entlastung der ausführenden Beamten von Verwal-
tungsaufwand, 

-- Ressourcenverwaltung zentral in der Abteilung Verwaltung,  
-- Jedem (Land-)Präsidium nachgeordnet waren je vier bis fünf Schutzbe-
reiche mit einer dezentral zuständigen Kriminalpolizei (Kripo) sowie 
einem Zentralen Kriminalpolizeilichen Dienst. 

-- Der Zentrale Kriminalpolizeiliche Dienst bearbeitet Straftaten mit prä-
sidialweiter Bedeutung. 

-- Auf  eine „eigenständige Autobahnpolizei wurde verzichtet“. 
-- Einrichtung des LKA Brandenburg, 

•	Schaffung von Polizeieinrichtungen: 
-- Landespolizeischule, 
-- Bereitschaftspolizei, 
-- Zentraldienst für Technik und Beschaffung. 

•	Der Gehobene Dienst wird in „einem Fachbereich Polizei an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung“ ausgebildet.

Die neuen Polizeipräsidien nehmen ihre Arbeit auf. 
•	Neuer Führungsstil in Form des „kooperativen Führungssystems“: 

-- „Delegation von Aufgaben, Kompetenzen und [...] Verantwortung auf 
möglichst tiefe Ebene, 

-- „in Teilen noch unzureichende Qualifikation der Bediensteten sowohl 
in Ausführungs- als auch Führungsebene“. 

1992

01.01. Das Vorschaltgesetz zum Polizeigesetz des Landes Brandenburg 
(VGPolGBbg) tritt in Kraft.

Ab Frühjahr bis zum Ende des Jahres: 
Tausch der „alten Volkspolizeiuniformen gegen neue Uniformen“.  
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•	Schaffung von Polizeieinrichtungen: 
 - Landespolizeischule, 
 - Bereitschaftspolizei, 
 - Zentraldienst für Technik und Beschaffung. 

•	Der Gehobene Dienst wird in „einem Fachbereich Polizei an der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung“ ausgebildet.

Die neuen Polizeipräsidien nehmen ihre Arbeit auf. 
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polizeischule, der Bereitschafspolizei, 
des Zentraldienstes für Beschaffung 
und Technik (ZTB) und des Landeskri-
minalamtes.  

Am 1. November 1991 wurde diese 
neue Struktur offiziell „umgeklappt“. 
So wichen die Bezirkspolizeibehörden 
und die Kreispolizeiämter endgültig den 
fünf Polizeipräsidien und einem Was-
serschutzpolizeipräsidium. Flächende-
ckende Präsenz wurde durch Schutz-
bereiche, Wachen und Posten erreicht. 
Ebenfalls zur neuen Struktur gehörte 
die Landespolizeischule in Basdorf. 

9.400 Beschäftigte hatte die Polizei 
zu diesem Zeitpunkt. Es fehlten etwa 
2.000 von insgesamt 7.800 Vollzugsbe-
diensteten. Die Aus- und Fortbildung 
sollte künftig Priorität erhalten. 

Die Präsidien und die Polizeischule 
arbeiteten in neuen Strukturen, LKA, 
ZTB und Bereitschaftspolizei sollten 
bald folgen.

Das führte letztlich zur Festnahme von 
Wolfgang S. Im August 1991 wurde der 
Serientäter verhaftet und Ende 1992 zu 
einer 15-jährigen Haftstrafe verurteilt. 

■■ Detlef Schulze, Ermittlungs
führer Polizei Potsdam

Detlef Schulze, damaliger Ermittlungs­
führer der Polizei Potsdam: „Neu für 
uns war in diesem Zusammenhang 
der Umgang mit den Medien. Oft 
musste ich Statements für verschiede­
ne Fernsehsender geben und Fragen 
von Journalisten beantworten. Meine 
Äußerungen wurden teilweise unvoll­
ständig oder sogar falsch wiedergege­
ben. Das steigerte die Unruhe in der 
Bevölkerung. Umso erleichterter wa­
ren wir, als das Ganze am 1. August 
1991 ein Ende fand. Denn eins war 
klar, S. hätte weiter gemordet.“

Nachdem der Landtag das Polizeiorga-
nisationsgesetz beschlossen hatte, wur-
den im Juli 1991 vom Innenministeri-
um Aufbaustäbe für die Polizeibehör-
den und -einrichtungen eingesetzt. Die 
Aufbaustäbe erarbeiteten die Organisa-
tion der Polizeipräsidien, der Landes-

Von Oktober 1989 bis August 1991 be-
schäftigte der Fall Wolfgang S. die Poli-
zei fast pausenlos. S. ermordete in die-
sem Zeitraum fünf Frauen und ein Ba-
by. Er versuchte auch drei weitere Frau-
en zu töten. Alle Taten hatten das Ziel, 
die Frauen nach ihrem Tod sexuell zu 
missbrauchen. 

An allen Tatorten und deren nähe-
rer Umgebung wurden jeweils größere 
Mengen Damenunterwäsche gefunden. 
Auch deshalb verliehen die Boulevard-
medien dem unbekannten Täter den Na-
men „Rosa Riese“. Die Fundstücke lie-
ßen den Schluss zu, dass hier fetischis-
tische Praktiken vorgenommen wurden, 
weshalb die Polizei dies mit den eigentli-
chen Tötungshandlungen in Verbindung 
bringen konnte. So wurden ausgewählte 
Orte, an denen die Polizei derartige Wä-
scheanhäufungen feststellte, observiert. 

Start mit neuen 
Strukturen
Polizeipräsidien und Landespolizeischule 
nehmen Arbeit auf

Aufgeklärt – der Fall 
„Rosa-Riese“
Serientäter tötet sechs Menschen, 
eine fieberhafte Suche beginnt

1991

Die Köpfe – sechs Polizeipräsiden­
tinnen und Polizeipräsidenten und 
der Leiter der Polizeiabteilung: 
Detlef Graf von Schwerin, Monika 
Schäufler, Hartmut Lietsch, Hartmut 
Bosch, Dr. Peter Kirmße, Jürgen Lüth, 
Uta Leichsenring (v.l.n.r.)
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Auf die Dienstpis-
tole muss sich je-
der Polizist un-
ter allen Umstän-
den verlassen können. 1991 wurde die 
P 228 im Kaliber 9 mm x 19 als Stan-
darddienstpistole eingeführt. Branden-
burg „kleckerte“ dabei nicht, es „klotz-
te“. Nach einer ersten Beschaffung von 
700 Stück wurden im Folgejahr 6.450 
Waffen beschafft.

Wenn auch in der Zwischenzeit die 
eine oder andere P 228 ausgesondert 
wurde, so hat diese Pistole nichts an ih-
rer Verlässlichkeit und Alltagstauglich-
keit eingebüßt. Viele Bedienstete wird 
diese Waffe auch noch bis zu ihrer Pen-
sionierung begleiten.

in der Integrierten Fortbildung‘ zuge­
lassen. Die für mich sehr spannenden 
und interessanten acht Monate be­
gannen in Essen.“ 

Ihre damalige Trainerin, Hannelore 
Hülsmeyer erinnert sich: 

„Die Brandenburger Kollegen Ines, 
Lutz und Jörg absolvierten bei mir ein 
sogenanntes Trainergrundseminar, die 
erste Stufe zur Trainerausbildung. Wa-
rum erinnere ich mich?  Ein gängiger 

Auch im Bereich der Aus- und Fortbil-
dung wurde Brandenburgs Polizei tat-
kräftig durch Nordrhein-Westfalen un-
terstützt. Im Januar 1991 wurden 23 
Brandenburger für eine achtmonatige 
Trainerausbildung nach NRW entsandt. 
Zu den Ersten gehörte Ines Filohn.

Ines Filohn: „Nach erfolgreichem  
Auswahlverfahren wurde ich im Ja­
nuar 1991 zur Ausbildung als ,Trainer 

P228 
einge­
führt

Wissen durch Austausch
Achtmonatige Trainerausbildung in NRW

Trainingsort Schloss Schellenberg 
im Essener Süden

Satz in der Seminararbeit: „ Es spielt 
sich alles im Kopf ab“. Damals, vor 
zwanzig Jahren, hat auch der Bauch 
mitgespielt. Beim morgendlichen „War-
ming-up“, wurde viel gelacht. Wenn die 
Brandenburger von den Abenteuern in 
der „neuen Welt“ erzählten, den Begeg-
nungen in der Ruhrmetropole Essen.  

Zu den Seminarinhalten und Trai-
ningseinheiten gehörte „das Umgehen 
mit Stresssituationen von heute, ges-
tern und vorgestern.“ Heute, das waren 
für die Kollegen aus Brandenburg die 
Vorbehalte und Befürchtungen bezüg-
lich der Neuordnung in ihren Behör-
den und ihrer damit verbundenen be-
rufl ichen Zukunft. Heute und gestern  
– darüber hinaus – auch die Belastun-
gen im privaten Bereich aufgrund der 
politischen Umwälzung. Diese Verän-
derungen gingen an keinem von uns 
spurlos vorbei. Seither verbindet mich 
eine feste und tiefe Freundschaft mit 
eben der Kollegin aus Brandenburg, 
die damals im Jahr 1991 meinem Se-
minar zur Stressbewältigung und Kom-
munikation zugeteilt wurde.“ 

Demokratisch 
legitimierte Strukturen
Das Polizeiorganisationsgesetz 
wird durch den Landtag verabschiedet

„Mit dem Polizeiorganisations­
gesetz legen wir das Fundament 
für den Aufbau einer demokra­
tisch­rechtsstaatlichen Grundsät­
zen verpfl ichteten Poli zei. Sie soll 
nicht mehr der Diktatur, sondern 
dem Bürger dienen.“ 

Mit diesen Worten beendete der 
Innenminister des Landes Branden-
burg, Alwin Ziel, am 20. März 1991 
seine Rede im Brandenburger Land-
tag. Dem Gesetzentwurf wurde mit 
67 Ja-Stimmen bei null Gegenstim-
men und zwei Stimmenthaltungen 
deutlich zugestimmt. 

Das Polizeiorganisationsgesetz 
regelte im Einzelnen die Einrich-
tung von Polizeibeiräten bei den 
Polizeipräsidien, die örtliche Zu-
ständigkeit der Polizeibehörden 
und der Polizeivollzugsbeamten so-
wie die sachliche Zuständigkeit der 
Polizei. Damit wurde (erstmals) ei-
ne klare Trennung zwischen den für 
Vollzugsaufgaben zuständigen Po-
lizeibehörden und den Polizeiein-
richtungen vollzogen. Die zentralis-
tischen Polizeistrukturen der ehe-
maligen DDR gehörten somit end-
gültig der Vergangenheit an. 
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Bei der Modernisierung des Polizeifuhrparks wurde Bran-
denburg durch Nordrhein-Westfalen mit 186 Dienstfahrzeu-
gen verschiedenster Bauarten unterstützt. Mit dem zweiten 
Leben dieser Fahrzeuge in Brandenburg war es möglich, den 
veränderten polizeilichen Anforderungen gerecht zu werden. 
Trabant, Wartburg, Lada und Barkas wurden so bestens er-
setzt. 

Mit einem umfangreichen Austausch- und Hospitationspro-
gramm griff Nordrhein-Westfalen Brandenburg auch perso-
nell kräftig unter die Arme. So wurden Brandenburger Po-
lizistinnen und Polizisten im Rahmen des Austauschpro-
gramms nach NRW entsandt. Aber auch Beamte aus NRW 
kamen nach Brandenburg. Hier gingen sie beispielsweise auf 
„gemeinsame Streife“.

„Der Tod rast auf den Straßen“ titelte 
eine regionale Zeitung 1990 mit Blick 
auf die besorgniserregende Unfallent-
wicklung auf Brandenburgs Straßen. 
1991 wurden daher die Verkehrs-
radargeräte „Traffi pax Speedo-
phot“ in Brandenburg eingeführt. 
Die Anlage kombinierte ein Ver-
kehrsradargerät mit einer auto-

matischen Fotoeinrichtung. Wegen ih-
rer kleinen Abmessungen konnte sie 
auch in die noch vorhandenen Fahr-
zeuge des alten Fuhrparks, wie Wart-
burg und Lada, eingebaut werden. Ge-
schwindigkeitsmessungen während der 
Fahrt wurden durch das digitale Tacho-
meter möglich. 

Traffipax auf 
der Straße

Unser Partnerland unterstützte ... 

Selbstdetonation einer Bombe

4. Dezember, kurz vor 17:00 Uhr – Mitten in einer Wohnsiedlung rums-
te es gewaltig in Lehnitz bei Oranienburg. Eine amerikanische Flie-
gerbombe detonierte mit 46-jähriger Verspätung. Einfach 
so und ohne äußeren Anlass. Bilanz der Selbstde-
tonation: zwei Schwerverletzte, 60 beschä-
digte Häuser und ein Riesenkrater 
im Boden (15m breit und 
6m tief). 

eine regionale Zeitung 1990 mit Blick 
auf die besorgniserregende Unfallent-
wicklung auf Brandenburgs Straßen. 
1991 wurden daher die Verkehrs-

matischen Fotoeinrichtung. Wegen ih-
rer kleinen Abmessungen konnte sie 
auch in die noch vorhandenen Fahr-
zeuge des alten Fuhrparks, wie Wart-
burg und Lada, eingebaut werden. Ge-
schwindigkeitsmessungen während der 
Fahrt wurden durch das digitale Tacho-
meter möglich. 

te es gewaltig in Lehnitz bei Oranienburg. Eine amerikanische Flie-
gerbombe detonierte mit 46-jähriger Verspätung. Einfach 
so und ohne äußeren Anlass. Bilanz der Selbstde-
tonation: zwei Schwerverletzte, 60 beschä-
digte Häuser und ein Riesenkrater 
im Boden (15m breit und 
6m tief). 

materiell und personell

1991
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LKA Brandenburg gebildet
Das Landeskriminalamt Brandenburg nimmt bei gleichzeiti-
ger Aufl ösung des Gemeinsamen Landeskriminalamtes der 
neuen Bundesländer mit Wirkung vom 1. Januar 1992 seine 
Arbeit auf. Es ist von Beginn an zentrale Dienststelle des Lan-
des Brandenburg im Sinne von Paragraph 3 (Ziff. 1) BKA-
Gesetz.

1992 beginnt das LKA mit ca. 170 Mitarbeitern an den bei-
den Standorten Basdorf und Berlin-Johannisthal (hier Kri-
minaltechnik). Es gliedert sich zu diesem Zeitpunkt in die 
sechs Abteilungen Verwaltung, überregionale Verbrechens-
bekämpfung, Staatsschutz, Auswertung/Information, Krimi-
naltechnik sowie Einsatz- und Ermittlungsunterstützung.

 ■ TORALF REINHARDT

22.12.1992: Besuch des damaligen Bun-
despräsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland, Herrn Dr. Richard von 
Weizäcker, und des damaligen Minister-
präsidenten des Landes Brandenburg, 
Herrn Dr. Manfred Stolpe, in der Lan-
despolizeischule in Basdorf. Erstmalig 
besuchte Bundespräsident von Weiz-
äcker eine Polizeischule in den neuen 
Bundesländern.

Bundespräsident 
besucht 
Polizeischule

Neueinkleidung der 
Vollzugs beamten

311992

v.l.n.r: der Vorsitzende Andreas 
Bernig, die Vorstandsmitglieder 
Petra Schäuble und Jörg Volk­
hammer, der zweite Stellvertreter 
Wolfgang Rudolph und der erste 
Stellvertreter Andreas Schuster 

Erster Polizei­
Hauptpersonal­
rat gewählt

Mit der schrittweisen Einführung der bundeseinheitlichen Po-
lizeibekleidung in Grün/Beige wurde die bis dahin mit Stiefel 
und Stiefelhose getragene Polizeiuniform abgeschafft. Durch 
Neubestellungen bzw. durch Bereitstellung von überbestän-
den aus der Polizei NRW wurden rund 8.000 Polizisten ein-
gekleidet. Die Ausgabe erfolgte in der zentralen Bekleidungs-
kammer des ZTB sowie mit Bekleidungslieferfahrzeugen vor 
Ort. So wurden unter anderem rund 10.700 Jacken, 7.800 Pull-
over und 33.000 Hemden ausgegeben. 

 ■ JULIA KRüGER



überall im Land gab es übergriffe auf 
Asylbewerberheime. Auch in Witten-
berge. Mit rund 90 Polizisten, einem 
Wasserwerfer und einem Räumpanzer 
verhinderte dort die Polizei im Septem-
ber 1992 einen übergriff auf ein Asyl-
bewerberheim. 

80 bis 100 Jugendliche zwischen 16 
und 25 Jahren versammelten sich in 
der Nacht und konnten durch Polizis-
ten kontrolliert werden. Luftgewehre, 
Totschläger, Baseballschläger, mit Nä-
geln bestückte Zaunlatten, Eisenstan-
gen und mehrere Messer wurden si-
chergestellt.

Viele Dienstgebäude der Polizei befan-
den sich baulich in einem sehr schlech-
ten Zustand. 1992 wurde im Rahmen 
des „Programms Innere Sicherheit“ da-
mit begonnen, 34 Wachen umzubauen 
und die Technik auf den neusten Stand 
zu bringen. Für die Bauvorhaben wur-
den 41 Millionen DM, für die moderne 
Technikausstattung 15 Millionen DM 
veranschlagt. 

Im Mittelpunkt dieses sogenannten 
„Wachenprogramms“ stand vor allem der 
interne Wachenbereich. Dieser wurde 
als Sicherheitsbereich für die Bediens-
teten hergerichtet, z.B. durch den Ein-
bau von durchschußhemmenden Fens-
tern und einbruchhemmenden Türen so-
wie durch die Installation moderner IuK- 
und Fernmeldetechnik. Die Grundsätze 
des „Wachenprogamms“ fanden Ein-
gang in die Standards des Leitfadens 
„Bürgerorientierte Gestaltung der Po-
lizeiwachen und baulich-technische Si-
cherungsvorkehrungen“ und waren so-
mit eine Planungsgrundlage für alle fol-
genden Bauinvestitionen bei Um-, Er-
weiterungs- und Neubaumaßnahmen.

34 Wachen im Umbau

Sonderbauprogramm 1992 gestartet

Angriffe auf 
Asyl bewerber­
heim 
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Rechtsextremisten haben Anfang 
der 90er Jahre wiederholt Friedhö-
fe, Denkmäler und Gedenkstätten 
geschändet. Bei einem Brandan-
schlag im September 1992 auf das 
ehemalige KZ Sachsenhausen wur-
den die beiden jüdischen KZ-Bara-
cken 38 und 39 teilweise zerstört. 
Tiefe Empörung, Wut und Angst 
waren die Folge. Zwei der Täter 
wurden gefasst und zu Haftstra-
fen verurteilt.

Brandanschlag auf 
Gedenkstätte Sachsenhausen

1992
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Vor dem Hintergrund existenzbedro-
hender Großviehdiebstähle sowie 
wachsender Proteste der Bauernver-
bände wurde dem LKA Brandenburg 
1992 das erste Ermittlungsverfahren 
zur Bearbeitung zugewiesen. Mit Un-
terstützung von abgeordneten Kolle-
gen aus den Polizeipräsidien klärte die 
zehnköpfi ge Ermittlungsgruppe binnen 
kürzester Zeit die schwerwiegendsten 
Fälle auf. Für die Diebstähle, bei de-
nen teilweise komplette Bestände aus 
Stallanlagen entwendet wurden, waren 
zwei voneinander unabhängige Täter-
gruppierungen aus dem Münsterland 
verantwortlich. Die jeweiligen Haupt-
täter waren, bevor sie nachts auf Die-
bestour gingen, am Tag als Viehhänd-
ler unterwegs.

Die erfolgreiche Arbeit der EK „Wei-
de“ führte zur Verurteilung der Straftä-
ter und zur nachhaltigen Bekämpfung 
dieses Phänomens. 

 ■ TORALF REINHARDT

EK „Weide“

Queenbesuch in Potsdam
Erste große Bewährungsprobe für Brandenburgs 
junge Bereitschaftspolizei

Königin Elisabeth II besuchte 1992 
erstmalig das wiedervereinigte 
Deutschland. Dieser Besuch führte 
sie auch nach Potsdam. Auch für die 
Bereitschaftspolizei mit ihrer seit dem 
1. November 1991 völlig neuen Struk­
tur war dieser Besuch die erste große 
Bewährungsprobe. 

Neue Dienst-
ausweise 

Gewalt gegen Polizisten war zu jeder 
Zeit ein Thema. 1992 wurde der Ober-
körperschlagschutz als Ausstattungs-
pool zum Einsatz in besonderen Ein-
satzlagen eingeführt. Erinnert sei hier 
an die Bilder, auf denen Starwars-ähn-
liche Außerirdische bei polizeilichen 
Höhenpunkten zu sehen sind.

Auch die Notwendigkeit des Schut-
zes gegen bewaffnete Straftäter wur-
de frühzeitig erkannt. 1992 wurden die 
ersten ballistischen Unterziehschutz-
westen der Schutzklasse 1 beschafft. 
Hier erfolgte eine Poolausstattung der 
Dienststellen. Zur täglichen Dienst-

Oberkörperschlagschutz 
und Unterziehschutzwesten

TORALF REINHARDT

durchführung konnte sich jeder Be-
dienstete aus diesem Bestand schützen.

Anfang der 90er Jahre stieg die Zahl 
rechtsextremistisch motivierter Gewalt-
taten in Brandenburg deutlich an. Zwi-
schen November 1992 – der Geburts-
stunde der Soko gegen rechtsorientier-
te und fremdenfeindliche Gewalt (Soko 
ReGa) – und November 1993 wurden 
über 2.580 Tatverdächtige ermittelt und 
216 Durchsuchungen gefahren. Insge-
samt gab es 334 Einsätze. Es wurden 
über 1.100 Taten aufgeklärt, ein Erfolg 
der Soko. Im Oktober 1995 wurde die 
Soko in die AAO überführt.
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Funkstreifenwagen 
VW Passat B3 wird beschafft

Anfang der 90er Jahre stieg die Zahl 
rechtsextremistisch motivierter Ge-
walttaten in Brandenburg deutlich an. 
Zwischen November 1992 – der Ge-
burtsstunde der Soko gegen rechtsori-
entierte und fremdenfeindliche Gewalt 
(Soko ReGa) – und November 1993 
wurden über 2.580 Tatverdächtige er-
mittelt und 216 Durchsuchungen ge-
fahren. Insgesamt gab es 334 Einsätze. 
Es wurden über 1.100 Taten aufgeklärt, 
ein Erfolg der Soko. Im Oktober 1995 
wurde die Soko in die AAO 
überführt.

Die VW Passat waren die ersten, selbst beschafften Funkstreifenwagen. 
Alle 265 Fahrzeuge wurden 1992 durch Beschäftigte des ZTB vom VW-
Werk in Emden per Achse nach Potsdam überführt, nach Ankunft am sel-
ben Abend noch mit Funk ausgestattet, um am nächsten Tag in Dienst ge-
stellt werden zu können. 

Die aufsteckbare blaue Rundumkennleuchte wurde von Mitarbeitern des 
ZTB erfunden, Volkswagen zur Prüfung der Verbaubarkeit vorgeschlagen 
und in der Folge von einem bekannten Sondersignalanlagenhersteller auf-
gegriffen und vermarktet.

Sonderkom­
mission gegen 
rechte Gewalt

Erste Vereidigung an der LPS

16. Januar 1992: Die erste feierliche Vereidigung von 200 neueingestell­
ten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten fand an der Landespolizei­
schule Brandenburg in Basdorf statt. 
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wurde die Soko in die AAO 
überführt.

1992
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AFIS wird eingeführt

Im Mai 1993 installiert die Firma SAGEM-MORPHO 
beim LKA in Basdorf zwei Arbeitsstationen des Auto-
matischen- Fingerabdruck- Identifizierungs- Systems 
(AFIS). Das System ermöglicht die automatisierte Suche 
der Merkmale von Tatortspuren in einem zentralen, beim 
BKA geführten, Bestand daktyloskopischer Daten. Auf 
dem Gebiet der 90 Jahre zuvor in Dresden offiziell einge-
führten Daktyloskopie stellt AFIS eine zukunftsweisende 
Entwicklung als polizeiliches Arbeitsmittel dar. 

Die technische Anbindung erfolgte wegen der noch un-
zureichenden Infrastruktur in den neuen Bundesländern 
durch eine Satellitenverbindung. Einweisung und Trai-
ning der Sachverständigen übernahmen Fachkräfte der 
Herstellerfirma direkt vor Ort an den künftigen Arbeits-
plätzen. 

Der erste im Training erzielte AFIS- Treffer für Bran-
denburg wurde am 11.05.1993 erzielt. 

■■ Wilfried Zapf

Halbe „Rechts“ 
von Brandenburg

Vieles war Anfang der Neunziger 
neu für die Polizei. Das betraf Einsät-
ze und dabei auch unsere Pressearbeit. 
Wir hatten zu lernen, zum Beispiel im 
märkischen Halbe, auf das plötzlich die 
Weltpresse schaute. Hunderte Mitglie-
der der später verbotenen Wiking-Ju-
gend und der FAP sowie andere Rechts-
extremisten marschierten 1991 und in 
den Folgejahren an Deutschlands größ-
tem Soldatenfriedhof unbehelligt mit 
ihren Uniformen, Fahnen und Paro-
len auf. Man provozierte mit Kühnen-
Gruß, ein Hakenkreuz wurde gezeigt. 
Wir hatten die Versammlungsanmel-
dung - wohl auch blauäugig - als junges 
Polizeipräsidium bestätigt. Die Bilder 
gingen um die Welt – das kleine Halbe 
„Rechts“ von Brandenburg.

Als Polizeisprecher des Potsdamer 
Präsidiums stand ich mit unserem Ein-
satzchef nach den ersten dieser Bilder 
vor Kamera und Mikrofon eines be-
kanten privaten TV-Senders. Bohren-
de Fragen, wir versuchten zu erklären 
… Dann wurde „ausgeschaltet“, man 
wolle  „vertraulich“ reden. Nach eini-
gen Minuten merkte ich, wie der Ka-
meramann heimlich drehte – wir hatten 
Lehrgeld gezahlt! Danach waren wir 
besser vorbereitet. Halbe aber blieb zu-
nächst weiter im Focus – für deutsche 

und europäische 
Rechtsextremisten 
und für die Medi-
en.

Auf dem Höhe-
punkt zum Volks-
trauertag 1993 wa-
ren weit über 100 
Redaktionen aus 
aller Welt in Hal-
be, darunter die 
großen TV-Net-
works der USA 
NBC, CBS und 
ABC. Ich bin noch 
heute dem damali-
gen Polizeisprecher des PP Bonn, Har-
ry Kolbe, sehr dankbar, der uns in Pots-
dam und Halbe bei Vorbereitung und 
Einsatz unterstützte und so wie ich vor 
Ort viele Statements zum Polizeiein-
satz gab. Es war ein guter Einsatz. Der 
Friedhof, die Würde der Toten blieben 
geschützt. Wir haben uns auch gemein-
sam gefreut, als Halbe mit seinem Sol-
datenfriedhof in den Folgejahren seine 
Ruhe wiederfand. Die Polizei hat daran 
mit ihren konsequenten und dabei be-
sonnen Einsätzen und ihrer überlegten 
Arbeit als Versammlungsbehörde we-
sentlichen Anteil.   

■■ Geert Piorkowski  

Jugendliche beim 
Aufmarsch auf 
dem Ehrenfried­
hof in Halbe, 
Volkstrauertag 
1991
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Kriminaldienst­
marke eingeführt

Kriminaldienst­
marke eingeführt

Kriminaldienst­
marke eingeführt

6 x 4 cm ist sie groß, die Krimi-
naldienstmarke der Polizei. Sie 
wurde im Januar 1993 eingeführt. 
Die Vorderseite der goldfarbenen 
Prägemarke trägt die Aufschrift 

„Kriminalpolizei“ und einen Poli-
zeistern. Die Rückseite zeigt das Lan-

deswappen, die Aufschrift „Branden-
burg“ und eine laufende Nummer.

Illegale Autorennen stellten die Polizei im Som-
mer 1993 vor allwöchentliche Probleme. Rund 
um Berlin lockten diese „Veranstaltungen“ tau-
sende Besucher an. Der Polizei gelang es nicht, die 
Rennen zu verhindern. Vereinzelt sammelten sich 
mehr als 1.000 Menschen, um an Wochenenden bei 
den Rennen dabei zu sein. Es kam immer wieder zu 
Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und ge-
waltbereiten Jugendlichen. Zuschauer applaudierten, 
Polizisten wurden ausgepfi ffen und Flaschen fl ogen. 

Illegale Autorennen

Transporthub­
schrauber MI­8

Der neue 
Transport­
hubschrauber 
MI­8 steht der 
Polizei im Feb­
ruar 1993 zur 
Ver fügung. 
Transportiert 
werden kön­
nen bis zu 
20 Personen, 
wenn beson­
derer Ausstat­
tung befördert 
wird, fasst der 
Hubschrauber 
18 Passagiere 
und Nutzlas­
ten bis zu vier 
Tonnen.

Heilfürsorge 
für alle
Mit Wirkung vom 1. Juli 1993 
hatten alle Polizeivollzugsbeam-
ten einen Anspruch auf Heilfür-
sorge und somit einen Anspruch 
auf unentgeltliche Heilbehand-
lung im Krankheitsfall. Mit die-
ser Regelung wurde der Polizei-
beruf damals noch attraktiver.

 ■ JULIA KRüGER

um Berlin lockten diese „Veranstaltungen“ tau-
sende Besucher an. Der Polizei gelang es nicht, die 
Rennen zu verhindern. Vereinzelt sammelten sich 
mehr als 1.000 Menschen, um an Wochenenden bei 
den Rennen dabei zu sein. Es kam immer wieder zu 
Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und ge-
waltbereiten Jugendlichen. Zuschauer applaudierten, 
Polizisten wurden ausgepfi ffen und Flaschen fl ogen. 

1993



3720 JAHre PoLIzeI BrANdeNBurg20 JAHre PoLIzeI BrANdeNBurg

Das 1,3 Millionen D­Mark teure 
Mehrzweckschiff „WSP 1“ wird im 
April an die Wasserschutzpolizei 
übergeben. Die Bauart weicht von 
denen normaler Streifenschiffe ab, 
da auch Sonderfunktionen, wie die 
Ausbildung der Beamtinnen und 
Beamten, erfüllt werden sollen. 
Neben den täglichen Streifenfahr­
ten konnte die WSP 1 auch als 
mobile Befehlsstelle oder schwim­
mende Polizeistation eingesetzt 
werden.

Polizist wird internationaler 
Turniersieger 
Maik Heydeck erkämpfte sich 1993 in 
London bei den offenen Europapoli-
zeimeisterschaften den Titel „Polizei-
meister im Boxen“. Nach einer Wo-
che Vorbereitung in Lübeck ging es 
gemeinsam mit sechs weiteren Teil-
nehmern nach London. In der B-
Klasse der Männer über 91 kg hat-
te Heydeck eine schwere Aufgabe 
zu lösen. Gegen einen hochkaräti-
gen Gegner, der russischer Meis-
ter war, gewann der Polizist  am 
Ende nach Punkten. Seit 1999 
ist Maik Heydeck Sport- und 
Zweikampfausbilder bei der 
Polizei.

 ■ IRIS HEMME-KULLIK

Turniersieger 
Maik Heydeck erkämpfte sich 1993 in 
London bei den offenen Europapoli-
zeimeisterschaften den Titel „Polizei-
meister im Boxen“. Nach einer Wo-
che Vorbereitung in Lübeck ging es 
gemeinsam mit sechs weiteren Teil-
nehmern nach London. In der B-
Klasse der Männer über 91 kg hat-
te Heydeck eine schwere Aufgabe 
zu lösen. Gegen einen hochkaräti-
gen Gegner, der russischer Meis-
ter war, gewann der Polizist  am 
Ende nach Punkten. Seit 1999 

Im September ’93 ging es für das Pots-
damer Polizeiorchester auf die Reise – 
nach Kanada. Es folgte damit der Tour-
nee-Einladung eines kanadischen Fir-
menchefs. über 200 Mal hieß es 1993: 
„Das Potsdamer Polizeiorchester spielt“. 
Ob in Kanada, Holland oder Frank-
reich, ob in Potsdam, Perleberg oder 
Berlin – stets gab es Beifall. So wie heu-
te immer noch.

Polizeiorchester 
in Kanada

Zu Wasser 
gelassen – 
die WSP 1



her sehr gut vertraut war, habe ich mich 
ohne längeres Zögern auch beworben.

Ohne eine Vorstellung was mich dort 
erwartet, erschien ich mit Herzklopfen 
zum Vorstellungsgespräch im damaligen 
Dezernat E 4. Schnell merkte ich jedoch, 
dass ich sogar einige Fragen beantwor-
ten konnte und meine Unsicherheit leg-
te sich etwas. Nach kurzer Zeit bekam 
ich die Nachricht, dass die Polizei mich 
einstellen würde. Ich sagte zu und wur-
de mit einem Überleitungsvertrag meines 
damaligen Arbeitgebers von der Bran-
denburger Polizei übernommen. 

So, und dann stand ich da, wurde in 
die Uniform gesteckt  und nach Bas-
dorf auf die Schulbank zur sogenann-
ten Ausbildung für „Lebensältere“ ge-
schickt. Dabei fühlte ich mich mit 25 
Jahren noch gar nicht so alt. Es stellte 
sich heraus, dass in meiner Klasse alle 
auch schon einen Beruf ausgeübt hat-
ten und im Zuge der Wende sich neu 
orientierten. Ich war allerdings mit Ab-
stand die „Jüngste“, da dieses Programm 
eigentlich für Bewerber über 30 Jahren 
ausgelegt war. Beim Praktikum in der 
Wache Babelsberg habe ich viele tolle 
Kollegen kennengelernt, denen ich sehr 
viel zu verdanken habe, weil sie mir mit 
viel Geduld die Praxis erklärten. Nach 
meinem erfolgreichen F1 Abschluss 
durfte ich dann viele Jahre in der Prä-
vention tätig sein. Zuerst im Dezernat 
E4, dann im Dezernat E5 und ab 2002 
im Stabsbereich 1. Im Jahr 2007 habe 
ich dann den Aufstiegslehrgang zum ge-
hobenen Dienst an der Fachhochschule 
in Oranienburg erfolgreich abgeschlos-
sen und arbeite seit dieser Zeit im Stabs-
bereich 1 des Polizeipräsidiums.  

Ich habe meine Entscheidung Poli-
zistin zu werden, nie bereut. Wichtig für 
mich ist auch immer, dass ich mich ne-
ben meiner fachlichen Arbeit für ande-
re Kollegen einsetzten kann. So bin ich 
im Personalrat tätig und seit 2008 Mob-
bingbeauftragte meiner Behörde.“ 

■■ Heike Schwochow

Insgesamt 546 neue Polizistinnen und 
Polizisten wurden bis Juli 1994 als so-
genannte lebensältere Bewerber in die 
Brandenburger Polizei eingestellt. 

Im Oktober 1992 hatte Innenminis-
ter Ziel Lebensältere aufgerufen, sich 
bei der Polizei zu bewerben. Lebensäl-
tere in diesem Sinne waren interessier-
te Bürgerinnen und Bürger zwischen 30 
und 40 Jahren, die die sonst geforder-
ten Voraussetzungen für eine Einstel-
lung in den mittleren Polizeivollzugs-
dienst erfüllten. Nach zwei Jahren Ar-
beit in einer Behörde und einem halben 
Jahr Fortbildung an der Landespolizei-
schule konnten die Bewerber Beam-
te auf Probe werden. Beworben hat-
ten sich vor allem Kindergärtnerinnen, 
Handwerker und Lehrer. So auch Hei-
ke Schwochow.

„Ich bin seit Februar 1993 Polizistin. 
In meinem ersten Berufsleben wurde ich 
Erzieherin und arbeitete einige Jahre in 
einem Kindergarten.In den Nachwende-
jahren waren dann auch diese Arbeits-
plätze immer unsicherer und viele mei-
ner damaligen Kolleginnen verloren ihre 
Arbeit. Auch bei mir wuchs diese Unsi-
cherheit und so habe ich dann  im Ju-
li 1992 eine Anzeige in der Märkischen 
Allgemeinen entdeckt. Darin stand, dass 
in der Polizei Verkehrserzieher gesucht 
werden. Da ich mit dem Wortteil Erzie-

Seiteneinsteiger können 
in die Polizei

Heike 
Schwochow

Stärkster 
Einstellungsjahrgang
Die Einstellungszahlen für die neuen 
Polizeibeamten unterscheiden sich 
von Jahr zu Jahr. So wurden im Jahr 
1994 200 Studenten für den gehobe-

nen Polizeivollzugsdienst und 198 
Auszubildende für den mittleren 
Polizeivollzugsdienst eingestellt. 
Damit war das Jahr 1994 das bisher 
stärkste Einstellungsjahr im Land 
Brandenburg für die Polizeiausbil-
dung.
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teiligten Person (z. B. Spurensicherer) 
ebenfalls zu auswertbaren Ergebnissen 
bei der Untersuchung führen (Kontami-
nationsproblematik). 

Die PCR-Technik wurde in der Bran-
denburger Kriminaltechnik bereits im 
Jahr 1992 eingeführt und 1994 als Stan-
dardmethode in den Wirkbetrieb über-

Infolge einer Kreisneugliederung 
erhielten die Polizeipräsidien zum 
1. Januar 1994 eine neue Struktur. 
Die Neustrukturierung hatte kei-
nen Einfl uss auf die Verteilung der 
Wachen in den einzelnen Gemein-
den, Personal wurde nicht abge-
baut. 

Die fünf Polizeipräsidien setzen 
sich wie folgt zusammen: PP Cott-
bus mit der kreisfreien Stadt Cott-
bus sowie den Landkreisen Spree-
Neiße, Oberspreewald-Lausitz und 
Elbe-Elster; PP Eberswalde mit den 
Landkreisen Barnim und Ucker-
mark; PP Frankfurt (Oder) mit der 
kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) 
sowie den Landkreisen Märkisch-
Oderland und Oder-Spree; PP Ora-
nienburg mit den Landkreisen Ha-
velland, Prignitz, Ostprignitz-Rup-
pin und Oberhavel; PP Potsdam mit 
den kreisfreien Städten Potsdam 
und Brandenburg (Havel) sowie die 
Landkreise Dahme-Spreewald, Tel-
tow-Fläming und Potsdam-Mittel-
mark.

Kreisgebietsreform führt zu 
kleiner Polizeistrukturreform

Die Typisierung von biologischen 
Materialien im Rahmen der Verbre-
chensbekämpfung hat durch den Ein-
satz der molekulargenetischen Un-
tersuchung der DNA (Desoxyribonu-
cleic Acid) erheblich an Bedeutung 
ge wonnen. Die grundsätzliche Zuläs-
sigkeit der DNA-Analyse von nicht 
codierenden Abschnitten zu Be weis-
zwecken in Strafverfahren wurde be-
reits im Jahr 1990 in einem Grundsat-
zurteil des BGH (4 StR 145/90) be-
stätigt.

Mit der Einführung der  PCR-Tech-
nik (Polymerase-Chain-Reaction – Po-
lymerasekettenreaktion) konnte durch 
gezielte Vermehrung vorliegender DNA 
die Nachweisempfi ndlichkeit der Me-
thode erheblich gesteigert werden, so 
dass für eine Analyse nur noch weni-
ge Zellen notwendig sind. Dieses setzt 
aber auch eine qualifi zierte Spurensu-
che und -sicherung voraus, da bereits 
wenige Zellen einer nicht an der Tat be-

Neuer Standard 
in die DNA 
Analyse

nommen. Mit dieser Methode wurde 
es wegen der höheren Nachweismög-
lichkeit möglich, Spuren, die bis da-
hin nicht analysierbar waren, analy-
tisch aufzuarbeiten und somit bei der 
Aufklärung von Altfällen entsprechen-
de Erfolge zu erzielen.  

 ■ DR. PIEPER, LKA
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Erste neue Raumschießanlage 
Die neue Generation junger Polizis-
ten sollte auf höchstem Niveau aus-
gebildet werden. Die Errichtung neu-
er Raumschießanlagen (RSA) war hier-
zu ein wichtiger Schritt. Der erste Neu-
bau erfolgte am damaligen Standort 
der Landespolizeischule in Basdorf. 
Der vorhandene Rohbau eines Gara-
genkomplexes wurde zu einer RSA 
mit modernster Schießtechnik umge-
baut. Innenminister Alwin Ziel über-
gab dieses Schmuckstück offi ziell sei-
ner Bestimmung. übrigens: der erste 
„Einschuss“ im damals noch „jungfräu-
lichen“ Fußboden stammte von einem 
Polizeipräsidenten und wurde schon vor 
der offi ziellen Einweihung abgegeben.

 ■ JULIA KRüGER

Alwin Ziel bei der 
offi ziellen Über­
gabe der Schieß­
halle

Geehrt: Lebensretter Polizeimeisterin 
Constanze Parrhysius und Polizei­
kommissar Dirk Preuß

Anfang Dezember 1993 werden Poli-
zeimeisterin Constanze Parrhysius und 
Polizeikommissar Dirk Preuß in Fürs-
tenwalde die Lebensretter eines Jun-
gen. Das Kind war gemeinsam mit 
Freunden und einem Erwachsenen na-
he der Spreebrücke ins Eis eingebro-
chen. Während Kommissar Preuß so-
fort zur Böschung rennt um das einge-
brochene Kind unter dem Eis auszuma-
chen, informiert seine Kollegin die 
Leitstelle. Preuß betritt das Eis, bricht 
jedoch mehrfach ein und robbt schließ-
lich im Schmelzwasser über die Eisfl ä-
che. Unter ihm kann er die Umrisse des 
Jungen erkennen, der in der Strömung 
der Spree in Richtung Wehr treibt. Mit 
Ellenbogen und Fäusten beginnt er das 
Eis unter sich zu zertrümmern. Con stan-

Mord verjährt nie 
Bei einem Supermarktüberfall in Neuruppin wurde 
im März 1994 ein zufällig anwesender Wachmann 
erschossen und der Marktleiter schwer verletzt. Die 
mit Clownsmasken vermummten Täter beschossen 
auf der Flucht ein Polizeiauto, nur durch Zufall 
gab es keine weiteren Toten. Die Täter konnten 
entkommen. Bis auf ein zurückgelassenes Klei-
dungsstück gab es keine Spuren. 13 Jahre soll-
te es dauern bis die Polizei den brutalen Tätern 
dann doch auf die Spur kam. DNA-Spuren auf 
dem Kleidungsstück überführten sie schließ-
lich. 

ze Parrhysius wirft ihm einen Pfl aster-
stein zu. Damit gelingt es ihm ein Loch 
in das Eis zu schlagen, er bekommt den 
leblosen Körper des Kindes zu fassen 
und zieht ihn aus dem Wasser. Preuß 
robbt mit dem Kind zurück, bricht je-
doch abermals ins Eis ein. Polizeimeis-
terin Parrhysius rennt ins Wasser, holt 
das Kind heraus und übergibt es den 
Helfern am Ufer. Dann läuft sie zurück 
zu ihrem Kollegen und schleift den völ-
lig entkräfteten und unterkühlten Preuß 
zurück an Land. Das Kind kann im Ret-
tungshubschrauber wiederbelebt wer-
den, es verdankt den beiden Polizisten 
sein Leben. Polizeimeisterin Constanze 
Parrhysius und Polizeikommissar Dirk 
Preuß werden 1994 für ihr Handeln von 
Innenminister Alwin Ziel ausgezeichnet.

Lebensretter geehrt
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ersten Brandenburger Polizeibeamten, 
die sich zu einem Auslandseinsatz be-
reit erklärten. Sie waren Teil des deut-
schen Kontingentes der WEU (West-
europäischen Union)- Polizeimission 
und waren für ein halbes Jahr in Mostar 
(Bosnien-Herzegowina) eingesetzt. 

Am Anfang 
war … POLIKS
1994 wurde gemeinsam mit der Poli-
zei Berlin das Projekt POLIKS (Polizei-
liches Landessystem zur Information, 
Kommunikation und Sachbearbeitung) 
aufgelegt. Vollzugspolizeiliche Aufga-
ben sollten effektiv und ökonomisch 
unterstützt werden.

Nach Einführung einzelner Kompo-
nenten der Sachbearbeitung in Bran-
denburg (z. B. SC-OWi oder ELBOS), 
trennten sich 1998 die Wege beider 
Länder in diesem Projekt, denn Bran-
denburg entschied sich für das sächsi-
sche polizeiliche Auskunftssystem. 

 ■ JULIA KRüGER

Funkstreifenwagen 
Opel Corsa 
Funkstreifenwagen Funkstreifenwagen 

Der Umstieg vom Motorroller 
Schwalbe auf einen kleinen Perso-
nenkraftwagen war zu diesem Zeit-
punkt einmalig in der Bundesre-
publik. Am Anfang noch belächelt 
(„das soll ein FuStkw sein – armes 
Brandenburg“), haben die ande-
ren Bundesländer Jahre später 
nachgezogen. Begonnen hat alles 
mit einem 5-türigen Opel Corsa-B.

Ein auch bundesweit absolu-
tes Einzelstück der kleinen Funk-
streifenwagen war unser niedlicher 
knuffi ger VW Lupo, liebevoll Wölf-
chen genannt, der seinen Dienst in 
Potsdam verrichtete und abgerüstet 
immer noch als Fahrdienstauto un-
terwegs ist.

 ■ JULIA KRüGER

Als erstes ostdeutsches Bundesland 
entsendet Brandenburg Polizeibeam-
te ins Ausland. Die drei Brandenbur-
ger Dieter Pfl aum (PHM aus dem PP 
Potsdam), Hardy Müller und Dietmar 
Schmidt (beide POM aus dem PP Ora-
nienburg) waren im November 1994 die 

Brandenburger Polizisten 
im Auslandseinsatz

Letzter Lada 
außer Dienst

Innenminister Alwin Ziel stellt 
die neuen Funkstreifenwagen vor
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Eine der ersten Sicherheitspartner-
schaften, die auch heute noch sehr en-
gagiert ist, entstand im Oktober 1995 in 
Fichtenwalde, heute Ortsteil von Be-
elitz (LK PM). Bereits ein Jahr vor der 
behördlichen Benennung waren hier 
23 Einwohner in einem so genannten 
Bürgeraktiv tätig – darunter Betroffene 
von Einbrüchen in Bungalows und Ein-
familienhäuser, deren Zahl sich in den 
Jahren 1993/94 rapide erhöht hatte.

Von Anfang an mit dabei war der 
heute 75-jährige Manfred Sta-
ab: „Es ist einfach nicht zu glau-
ben, mit wie viel Lust die Leu-
te dabei waren und noch heu-
te sind. Ich dachte, als ich 1995 
den Vorsitz der Sicherheitspart-
nerschaft vom vorherigen Bür-
geraktivleiter übernahm, dass 
ich den Leuten hinterherlaufen 
muss, um sie für die wöchentli-
chen Streifen zu begeistern. Das 
Gegenteil war der Fall! Da an-
fänglich nur Sicherheitspartner-
schaften mit zwölf Mitgliedern 
zugelassen waren, mussten wir 
vielen das vom Land versicher-
te Engagement versagen.“

Besonders interessiert verfolgen die 
Sicherheitspartner in jedem Jahr die 
Kriminalitätsentwicklung. Verzeichne
te der Revierpolizist 1994 noch 159 
Straftaten aus der örtlichen Statistik, 
waren es 2010 nur noch 71. Ein Erfolg, 
den sich die Fichtenwalder Sicherheits-
partner zu Recht auch mit auf ihre Fah-
nen schreiben können. 

■■ Heiko Schmidt

„Kriminalitätsvorbeugung ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe.“ Unter 
dieser Maßgabe startete das Innenmi-
nisterium Brandenburg 1994 den Mo-
dellversuch „Sicherheitspartner“ für 
zunächst ein halbes Jahr. Der Modell-
versuch sollte im Rahmen der konzer-
tierten Aktion „Kommunale Krimina-
litätsverhütung (KKV)“ die Kommu-
nen zur Zusammenarbeit mit der Po-
lizei aufrufen. 

Aus diesem Aufruf entstanden im 
ganzen Land mehrere, so genannte Si-
cherheitspartnerschaften, in denen sich 
Bürger, organisiert durch die jeweiligen 
Kommunen und angeleitet durch den 
örtlichen Revierpolizisten, für den all-
gemeinen Ordnungs- und Sicherheits-
zustand in ihrem Wohnumfeld engagie-
ren. Das Gewaltmonopol des Staates 
lassen die Sicherheitspartner dabei je-
doch unangetastet. Sie nehmen „Jeder-
mannsrechte“ war, sind aber durch das 
Land im Rahmen ihres ehrenamtlichen 
Engagements versichert. Heute sind Si-
cherheitspartnerschaften im Land nicht 
mehr wegzudenken.

Partner für Sicherheit
In Beelitz-Fichtenwalde laufen Bürger 
seit 17 Jahren Sicherheitsstreife

Partner für Sicherheit: Revierpolizist 
Lothar Frömming mit dem alten sowie 
dem neuen Chef der Sicherheitspart­
nerschaft Fichtenwalde (rechts: Man­
fred Staab – alter Vorsitzender, links: 
Reinhard Scheiper – neuer Vorsitzen­
der)

1995 wurden die Bereitschaftspolizei, 
die Spezialeinheiten (Sondereinsatz-
gruppe, Mobile Einsatzgruppe und Ver-
handlungsgruppe), die Hubschrauber-
staffel, der Führungsstab zur Unter-
stützung der Polizeibehörden bei der 
Bewältigung außergewöhnlicher La-
gen (FüSAL) und der Personenschutz 
in einer Polizeieinrichtung zusammen-
geführt – der Landeseinsatzeinheit der 
Polizei des Landes Brandenburg (LE-

SE). Die LESE soll die Polizeipräsidi-
en bei ihren Einsätzen, z.B. bei Groß-
lagen, unterstützen und operative Kräf-
te bereit stellen. Führung und Verant-
wortung bleiben dabei bei der jeweils 
zu unterstützenden Behörde. Die LE-
SE setzt sich aus etwa 1.000 Polizei-
bediensteten zusammen und steht nun 
landesweit als mobile Einheit jedem 
Polizeipräsidium zur Verfügung. Erster 
Leiter der LESE wurde Peter Hunger.

Neue Einheit – LESE
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satztaktisch den Anforderungen einer 
modernen Polizei entsprach, ersetzt 
werden musste, war schon im Jahre 
1991 klar. Auch waren die Möglichkei-
ten eines Trainings mit dieser Waffe in 
den Schießstätten der Polizei nicht ge-
geben. 

So war es nur logisch, dass im Jahre 
1995 die moderne MP 5 im Kaliber 9 mm 
x 19 eingeführt wurde. Den Bedienste-

ten der Polizei wurde damit eine Waf-
fe in die Hand gegeben, die den 

Erfordernissen der Polizei ent-
spricht. Wenn auch die Ma-

schinenpistole nur in be-
sonderen Einsatzlagen 
mitgeführt wird, so ist 
sie doch aus der Aus-

stattung der Polizei nicht 
mehr wegzudenken.
 ■ JULIA KRüGER

Wer kennt sie nicht, die alte Maschi-
nenpistole „Kalaschnikow“, die noch 
heute aus keinem Filmbericht über ir-

gendeine bewaffnete Auseinan-
dersetzung weg zu denken ist? 

Dass diese Waffe, die we-
der sicherheitstech-

nisch noch ein-

Einführung MP5

Seit Beginn des Lehrbetriebes an 
der Landespolizeischule in Basdorf 
hatten sich Anfang des Jahres 1995 
weitere „sichtbare“ Veränderungen 
vollzogen. Brandenburg begann 
einen eigenständigen Weg in der 
Ausbildung zu gehen. Gemeint ist 
die Einweihung der neuen Raum-
schießanlage für 3,6 Millionen 
Mark. Am 8. Februar 1995 berich-
teten die Medien ausführlich über 
die durch Innenminister Alwin Ziel 
eingeweihte Raumschießanlage, die 
bis dato im Land Brandenburg die 
modernste Anlage darstellte. 

 ■ IRIS HEMME-KULLIK

Martin Heinze versah in der Nacht zum 
20. August 1995 im Potsdamer Wohn-
gebiet Kirchsteigfeld seinen Dienst. Der 
Fahnder, der seit über 30 Jahren bei der 
Polizei war, war mit seinem Kollegen 
einem polnischen Einbrecher auf der 
Spur. Martin Heinze konnte den Ver-
dächtigen stellen, doch der Einbrecher 
zog ein Jagdmesser und rammte dem 
Polizisten die zwölf Zentimeter lange 
Klinge ins Herz. Für den Polizeihaupt-
meister kam jede Hilfe zu spät. Er hin-
terlässt eine Frau und zwei Töchter. Bis 
heute ist Martin Heinze der einzige im 
Dienst ermordete Polizist in Branden-
burg. Sein Mörder wird 1996 zu einer 
Haftstrafe von 14 Jahren und sechs Mo-
naten verurteilt.

Tod eines 
Polizeibeamten

Einweihung 
Raumschießanlage

1995 wurden zwei neue Bekleidungs-
lieferfahrzeuge mit Regalen und Hänge-
vorrichtungen sowie Umkleidekabine 
und Arbeitsplatz für das Ausgabeperso-
nal in den Dienst gestellt. Diese Fahr-
zeuge unterstützten die Bekleidungs-
lieferstellen, die nur am Ort der Poli-
zeipräsidien installiert waren, in der 
Fläche. Die Bekleidungslieferfahrzeu-
ge fuhren jede Dienststelle zweimal im 
Jahr an. Die Bestückung der Beklei-
dungslieferfahrzeuge mit Dienstbeklei-
dung erfolgte zentral beim damaligen 
ZTB.

 ■ JULIA KRüGER

Bekleidungswagen 
unterwegs

Gedenktafel in der Polizei­
inspektion Potsdam

1991 klar. Auch waren die Möglichkei-
ten eines Trainings mit dieser Waffe in 
den Schießstätten der Polizei nicht ge-
geben. 

So war es nur logisch, dass im Jahre 
1995 die moderne MP 5 im Kaliber 9 mm 
x 19 eingeführt wurde. Den Bedienste-

ten der Polizei wurde damit eine Waf-
fe in die Hand gegeben, die den 

Erfordernissen der Polizei ent-
spricht. Wenn auch die Ma-

■

gendeine bewaffnete Auseinan-
dersetzung weg zu denken ist? 

Dass diese Waffe, die we-
der sicherheitstech-

nisch noch ein-
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Ende Dezember 1993 wurden die 
Bürgerinnen und Bürger um Unter-
stützung gebeten: gesucht wurde ei-
ne griffi ge Bezeichnung für den Pos-
ten- und Revierdienst der Branden-
burger Polizei. Im März 1994 wurde 
der Name „Repo“ in einem TED ge-
wählt. Mit 46 Prozent der Stimmen 
setzte sich der Repo gegen den Re-
vierwachtmeister und den Bürger-
kontaktbeamten durch. Ab 1995 
ist „Repo“ nun der gängiger Begriff 
und hat seither Bestand.
 

Die Repos kommen

Im Sommer des Jahres 1995 gab 
es eine Häufung von sogenannten 
„Blitz einbrüchen“. Beliebte Vorge-
hensweise der meist aus Rumäni-
en stammenden Täter war das ge-
waltsame Durchbrechen von Ein-
gangstüren in Einkaufsmärkten 
mit Hilfe entwendeter Fahrzeu-
ge, die dann einfach im Kassenbe-
reich stehen gelassen wurden. In 
Sekundenschnelle wurde das 
Diebesgut, bevorzugt 
Zigaretten, 

Sekundenschnelle wurde das 
Diebesgut, bevorzugt 
Zigaretten, 

Bei einer Gasexplosion in einem Wohn-
haus in Neuruppin kamen am Karfrei-
tag des Jahres 1995 sieben Menschen 
ums Leben, acht weitere wurden zum 
Teil schwer verletzt. In suizidaler Ab-
sicht hatte ein Mieter das Haus in der 
Präsidentenstraße in die Luft gejagt. 
Für die Polizei war dieser Einsatz ei-
ner der schwierigsten überhaupt. Die 
unklare Gefahrenlage, einsturzgefähr-
dete Wände, die tagelange Suche nach 
Verschütteten und Zahl der Todesop-
fer machten diesen Einsatz besonders 
schwierig. Das Medienecho war enorm.

Gasexplosion

in ein zweites entwendetes Flucht-
fahrzeug geladen. 

Aber auch andere Erscheinungs-
formen beunruhigten die Bevölke-
rung: Schaufensterscheiben wur-
den eingeworfen und Auslagen im 
größerem Umfang entwendet. Teil-
weise wurden ganze Tresore an Sei-
len oder Ketten gewaltsam von au-

ßen mit gestohlenen Lastwagen 
durch Wände gerissen, um sie 
dann später in abgelegenen 
Waldgegenden zu öffnen.

Als Reaktion darauf grün-
dete das Potsdamer Polizei-
präsidium 1995 die Son-
derkommission „Delta“ – 
in Anlehnung an die Her-
kunft der Tresorknacker 
(Donaudelta in Molda-
wien).

Die Soko konnte 
viele Ermittlungser-
folge erzielen. In nur 
wenigen Monaten 
wurden über 40 Tat-
verdächtige vorläu-
fi g festgenommen 
und Diebesgut in 
größeren Umfang 
sichergestellt.

Mit dem Tresor 
durch die Wand 

1995
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Nach der erfolgreichen Testphase wur-
de am 1. Juli 1996 die Zentrale Buß-
geldstelle der Polizei des Landes Bran-
denburg in Oranienburg errichtet. Was 
1995 als Pilot mit fünf Mitarbeitern und 
Schreibmaschinen zum Ausfüllen der 
Vordrucke im Polizeipräsidium Orani-
enburg begann, ist heute ein Bereich, 
der, am Standort Gransee, mit 140 
Mitarbeitern papierlos, ca. 1,5 Milli-
onen Ordnungswidrigkeiten im Jahr 
bearbeitet. Die Zentrale Bußgeld-
stelle ist seit Juli 2002 an den Zen-
traldienst der Polizei angegliedert 
und hat noch je eine Außenstelle 
in Cottbus und in Potsdam.

 ■ JULIA KRüGER

Zentrale Bußgeldstelle in Gransee

Polizeiausbildung unter 
einem Dach in Brandenburg

So oder ähnlich lauteten die über-
schriften vieler Berichte und Kom-
mentare, die sich mit den zwei Aus-
bildungsstätten für die Polizei des 
Landes Brandenburg befassten. 

Im Februar 1997 begannen die 
Vorbereitungen der Zusammen-
legung des Studienganges „Poli-
zeivollzugsdienst“ der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung 
(FHÖV) in Bernau mit der Landes-
polizeischule (LPS) in Basdorf. Das 
Kabinett der Landesregierung hat-
te dazu die Volage Nr. 2710/97 be-
schlossen und die entscheidenden 
Weichen gestellt.

 ■ IRIS HEMME-KULLIK

Dr. Straube spricht vor Mitarbeitern zum ersten Mal 
über das Vorhaben „Schul­Fusion“

Bis zum Jahr 1996 liefen die Anrufe, die 
über die bundesweit einheitliche Not-
rufnummer „110“ eintrafen, bei den zu-
ständigen Polizeiwachen auf. Im Jahr 
1996 wurden dann die Notrufl eitungen 
so geschaltet, dass sie zentral bei den 
zuständigen Leitstellen der Polizeiprä-
sidien eingingen. 

 ■ JULIA KRüGER

Zentrale 
Schaltung der 
Notrufe

Im Herbst 1996 wurde in Oranienburg ein Komplex 
mit vier Schulen, Kindergarten, Sporthalle und Sport-
platz nach Bombenblindgängern untersucht. In den 
Wintermonaten waren die Bedingungen teilweise so 
hart, dass die Maschinen einfroren. Insgesamt wur-
den durch den staatlichen Munitionsbergungsdienst 
auf der Suchfl äche fünf Großbomben unschädlich ge-
macht.

 ■ JULIA KRüGER

Bomben räumung 
in Oranienburg
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Die damals zehnjährige Nicole N. wurde von ihrer Tante und 
deren Lebensgefährten aus der Wohnung entführt. Da Nicole 
nicht in der Schule erschien, entstand der Verdacht, dass mit 
ihr etwas geschehen sein müsse. Von den beiden Beschuldig-
ten sollte Nicole zur Prostitution „freigegeben“ werden. Die 
Täter brachten das Mädchen ins europäische Ausland. Ich 
leitete die sofort eingesetzte Ermittlungskommission. Unter 
Einbeziehung von Verbindungsbeamten des BKA gelang es, 
dass Kind auf einem Campingplatz in den Niederlanden fest-
zustellen. Dort konnten auch die beiden Beschuldigten fest-
genommen werden. Am Freitag der gleichen Woche kam es 
dann zu der langersehnten Familienzusammenführung. Die 
Mitarbeiter der Ermittlungskommission waren in dieser Wo-
che über siebzig Stunden im Einsatz. Die Entführer wurden 
zu acht bzw. sechs Jahren Freiheitsstrafe verurteilt.

 ■ GERD IHLAU, LEITER DES MORD KOMMISSARIATS 
IN ORANIENBURG

Entführung Nicole N. 
aus Velten

und in seiner Bewegungsfreiheit 
eingeschränkt ist. Es ist das Bein, 
das von einem Querschläger getrof-
fen wurde, als er in Deckung lag. 
Damals war er gerade erst 22 Jah-
re alt und etwa ein Jahr im Dienst.

Ein alkoholisierter Mann wurde 
von den Bernauer Verkehrsdiens-
ten betrunken hinter dem Steu-
er erwischt und war mit seinem 
Pkw gefl üchtet. In seinem Haus 
in Schönow verschanzte er sich 
und beschoss die Polizeibeam-
ten stundenlang. Schäfer traf ei-
ne Kugel im Knie, dass dadurch 
zerschmettert wurde. Vie-
le Operationen folgten und es 
war lange nicht klar, ob das 
Bein amputiert werden muss.

Tapfer kämpfte er sich 
durch und tat alles dafür, 
um im Polizeidienst zu 
bleiben. Es gelang ihm 
seinen Traumberuf wei-
ter auszuüben. Heu-
te gibt er als Dozent an 
der FHPol seine Erfah-
rungen an die Polizei-
anwärter in Oranien-
burg weiter. 

 ■ MARTINA SCHAUB

Damals hatte Torsten Schäfer sei-
nen Dienst schon fast hinter sich 
gebracht, als er mit seinen Kolle-
gen zu einem nicht alltäglichen 
Einsatz gerufen wurde. In dessen 
Verlauf wurde er schwer verletzt. 
Auch wenn er noch heute ein Po-
lizist mit Leib und Seele ist, hat ihn 
dieser Schicksalsschlag hart getrof-
fen. Vergessen wird er diesen Tag 
niemals und das nicht nur, weil er 
auch heute noch oft starke 
Schmerzen spürt 

Polizeibeamter in Schönow 
im Einsatz angeschossen und 
schwer verletzt 

und beschoss die Polizeibeam-
ten stundenlang. Schäfer traf ei-
ne Kugel im Knie, dass dadurch 
zerschmettert wurde. Vie-
le Operationen folgten und es 
war lange nicht klar, ob das 
Bein amputiert werden muss.

Tapfer kämpfte er sich 
durch und tat alles dafür, 
um im Polizeidienst zu 
bleiben. Es gelang ihm 
seinen Traumberuf wei-
ter auszuüben. Heu-
te gibt er als Dozent an 

■ MARTINA SCHAUB

Schmerzen spürt 

Zusammen­
führung 
der Polizei­
orchester
Die Landesregierung hat in ih-
rer Sitzung am 18. Juni 1996 dem 
Konzept des Ministers des Innern 
über die Zusammenführung der 
beiden bislang in Brandenburg be-
stehenden Polizeiorchester zu ei-
nem Landespolizeiorchester mit 49 
Musikern zugestimmt. Die Zusam-
menführung soll bis zum Ende der 
Legislaturperiode (1999) erfolgen.
über den Standort Frankfurt/Oder 
oder Petzow, Standort des jetzigen Po-
lizeiorchester Potsdam, soll noch im 
Juli entschieden werden.

 ■ QUELLE: PRESSEDIENST STAATSKANZ-
LEI BRANDENBURG
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1997 wurde im damaligen PP Orani-
enburg der Pilot zum Einsatzleitsystem 
der Polizei Brandenburg „ELBOS“ ge-
startet und in den Jahren 1998/99 in 
den damaligen Präsidien eingeführt. 
Das System wurde fortlaufend an die 
polizeilichen Erfordernisse und tech-
nischen Möglichkeiten angepasst und 
erweitert. Weitere Meilensteine wa-
ren: 2005 die Modernisierung des Gra-
fi ksystems, 2009 die fl ächendeckende 
Einführung der Einsatzmittellokalisie-
rung, 2010 die Anbindung des Grafi k-
systems an das Geoinformationssystem 
(GISPolBB). Dadurch stehen den Ein-
satzbearbeitern aktuelle und moderne 
Vektorkarten zur Einsatzbewältigung 
zur Verfügung. 

An den 115 Arbeitsplätzen in den 
Leitstellen und Polizeiwachen wur-
den so bis 2011 jährlich rund 400.000 
Einsätze bearbeitet. Diese können via 
WebView im Intranet von allen Berech-
tigten eingesehen werden.

 ■ JULIA KRüGER

Unverzichtbare Gedächtnisstütze – 
Willkommenes ELBOS

Tat oder der Täter einen bedeutsamen 
Bezug zum Land Brandenburg gibt.

Eine der wesentlichen Aufgaben der 
GER ist die Aufdeckung und Ermitt-
lung bzw. Zerstörung von Täterstruk-
turen und internationalen kriminellen 
Händlerorganisationen.

 ■ LUTZ EBNER

Bei der Gemeinsamen Ermittlungs-
gruppe Rauschgift (GER) handelt es 
sich um eine auf Dauer angelegte Er-
mittlungsgruppe, bestehend aus Be-
amten des Landeskriminalamtes Bran-
denburg und des Zollfahndungsam-
tes Berlin-Brandenburg. Sie hat ihren 
Sitz beim Landeskriminalamt Branden-
burg in Eberswal-
de und wurde am 
15. April 1997 ge-
gründet. 

Die GER Bran-
denburg ist örtlich 
im Land Branden-
burg zuständig 
und führt Ermitt-
lungen im Bereich 
der schweren und 
der organisierten 
Rauschgiftkrimi-
nalität, wenn die 
Zuständigkeiten 
sowohl der Polizei 
als auch des Zolls 
berührt sind und 
es hinsichtlich der 

Gründung der Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe Rauschgift

Erfi nderisch – 
Täter kamen auf 
immer neue Ide­
en, um Rausch­
gift zu verste­
cken und damit 
unbemerkt ins 
Land bringen.

20 JAHre PoLIzeI BrANdeNBurg20 JAHre PoLIzeI BrANdeNBurg
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Neue Funk streifenwagen
Nach VW Passat und Opel Vectra kam 
1997 der Ford Mondeo Turnier als neu-
er Funkstreifenwagen (FuStkw) zum 
Einsatz. Erstmalig wurden jetzt 5-türi-
ge Fahrzeuge, sogenannte Pkw Kom-
bi eingesetzt. Die neuen Fahrzeuge 
verfügten über deutlich großzügigere 
Platzverhältnisse für die Unterbringung 
der umfangreichen polizeispezifi schen 
Ausrüstung und ermöglichen zudem ei-
ne höhere Zuladung. Als kleines High-
light kamen die Polizisten in den Ge-
nuss einer nunmehr nicht mehr nur als 
Komfort- sondern auch als Sicherheits-
ausstattung deklarierten Klimaanlage. 

 ■ JULIA KRüGER

Im Januar 1997 gingen in 
den Bundesländern Schleswig-
Holstein, Hansestadt Hamburg, 
Nordrhein-Westfahlen und Ber-
lin mit Postumleitung nach Frei-
enbrink (Brandenburg) insge-
samt vier Briefe, ein Fax und 
zwei Telefonate mit erpresseri-
schem Inhalt ein. Betroffen wa-
ren die beiden Handelsketten 
REWE und EDEKA. Der Täter 
forderte Bargeldzahlungen in 
Höhe von zwei bzw. fünf Mil-
lionen US-Dollar und drohte 
bei Nichterfüllung mit der Ver-
giftung von Lebensmitteln. Das 
damalige PP Cottbus bildete da-
zu die „BAO Zitrone“. Beson-
ders durch die Dauer über einen 
Zeitraum von sechs Wochen 
war dies ein sehr kräfteintensi-
ver Einsatz. Es arbeiteten zeit-
weise ca. 30 Beamte des damali-
gen PP Cottbus in enger Zusam-
menarbeit mit dem LKA und 
der StA FF/O an diesem Fall.  
Ein 30-jähriger Cottbusser wur-
de schließlich als Täter ermit-
telt und festgenommen. Seine 
schlecht laufende Sanitärfi rma 
hatte ihn, eigener Aussage nach, 
zu diesem Schritt getrieben. 

 ■ TORSTEN WENDT

Nach VW Passat und Opel Vectra kam 
1997 der Ford Mondeo Turnier als neu-
er Funkstreifenwagen (FuStkw) zum 
Einsatz. Erstmalig wurden jetzt 5-türi-
ge Fahrzeuge, sogenannte Pkw Kom-
bi eingesetzt. Die neuen Fahrzeuge 
verfügten über deutlich großzügigere 
Platzverhältnisse für die Unterbringung 
der umfangreichen polizeispezifi schen 
Ausrüstung und ermöglichen zudem ei-
ne höhere Zuladung. Als kleines High-
light kamen die Polizisten in den Ge-
nuss einer nunmehr nicht mehr nur als 
Komfort- sondern auch als Sicherheits-
ausstattung deklarierten Klimaanlage. 
■

„Es war einer der interessantes-
ten Kriminalfälle. Wir haben die 
Hoffnung niemals aufgegeben, 
Matthias Hintze lebend zu fi n-
den. Tausende Kolleginnen und 
Kollegen haben Tag und Nacht 
gearbeitet und sind auf Schnit-
zeljagd gegangen. Mit mehre-
ren Hundertschaften haben wir 
die Wälder durchkämmt. Als 
wir auf den männlichen Leich-
nam trafen herrschte Stille und 
eine unglaubliche Betroffenheit. 
Es waren außerordentlich intel-
ligente Täter.“

 ■ GISBERT BECKER, FD LKA,  
STELLV. LEITER DES EA ERMITTLUNGEN

Im September 1997 wurde der damals 
20 Jahre alte Geltower Gastwirtsohn 
Matthias Hintze entführt. Die beiden 
Entführer versuchen, eine Million Mark 
zu erpressen. Der 20-Jährige erstickte in 
der Erdgrube in einem Waldgebiet bei 
Waren (Mecklenburg-Vorpommern), in 
der er gefangen gehalten wurde.

d e r  s p i e g e l  1 4 / 1 9 9 9

Russen haben ein merkwürdiges Wort
für das, was sie an den Deutschen ir-
ritiert: „Sie haben den Affen erfun-

den, die Deutschen“, heißt es. Wir mögen
grübeln, was dieses Wort alles anspricht –
Dressur, blinden Gehorsam, äffische Tor-
heit. Eine vergleichbare Definition des Rus-
sischen haben wir nicht, allenfalls die un-
ergründliche „russische Seele“ – einen Be-
griff, der zugleich Bewunderung für uner-
meßliche Gefühlstiefe und Entsetzen vor
jäher Grausamkeit auszudrücken versucht.

In Potsdam stehen zur Zeit zwei Russen
vor Gericht. Sie stellen die Justiz immer
wieder vor Rätsel, wie und warum sie den
20jährigen Gastwirtssohn Matthias Hintze
1997 entführten und auf so elende Weise in
einem Erdloch zu Tode kommen ließen.
Und wieso sie ausgerechnet den Eltern
Hintze, keineswegs wohlhabenden Leuten,
eine Million Mark abpressen wollten. Ver-
wirrend schon die Namen: Angeklagt sind
der 38 Jahre alte Sergej Serow, der den Na-
men seiner dritten Frau, Issaichew, ange-
nommen hat, und der um zehn Jahre jün-
gere Vjatscheslaw Orlow. Er nennt sich
nach seiner Mutter Kurganow.

Die Lebensverhältnisse, die diese Ange-
klagten geprägt haben, kennt man in
Deutschland nicht. Beide stammen aus ent-
legensten Teilen Rußlands.
Serow wurde in einem si-
birischen Dorf nördlich des
Ural geboren, wuchs dann
unter kaum vorstellbaren
Bedingungen auf der
Tschuktschen-Halbinsel im
äußersten Norden des rie-
sigen Landes auf, zeitweise
in einem Zelt gemeinsam
mit 15 bis 20 anderen Fa-
milien, weil es keinen Ort
gab, sondern nur ein Häft-
lingslager. Seine Eltern ar-
beiteten in einer Mine. Er
hat Mechaniker gelernt.

An der chinesischen Grenze leistete er
Militärdienst. Als Pionier habe er Minen
gelegt, sagt er vor Gericht, und: „Der
Dienst ist nicht so wie in Deutschland. Die
Situation an der Grenze war gespannt, es
war Krieg in Afghanistan.“

Von Orlow ist wenig zu erfahren, nur,
daß er aus Krasnogorsk stammt und Kraft-
fahrer ist. Bei den in Brandenburg statio-
nierten Truppen der GUS-Staaten habe er

einanderbindet? Sicher ist,
daß sie, nachdem sie aus
Deutschland abgeschoben
worden waren, wenig später
erneut zurückkehrten – un-
ter den Namen Issaichew
und Kurganow.

Was hatten sie vor, als sie
am 14. September 1997 den
jungen Hintze vor seinem
Elternhaus in Geltow in den
Kofferraum seines 15 Jahre
alten Mercedes zwangen
und entführten? Exzentri-
sche, schwer deutbare

Straftaten von Russen im Westen sind in
der Kriminalgeschichte nicht ungewöhn-
lich. Seit der Zeit, als Dostojewski seinen
Raskolnikow schrieb, wird die Frage nach
dem Verbrechen im Namen von Vernunft
und Nützlichkeit gestellt, wurden und wer-
den grausame, skrupellose Taten öffentlich
nahezu fanatisch diskutiert.

Ein Beispiel aus unseren Tagen: Der heu-
te 30 Jahre alte Jewgenij Balakin, verhei-

gedient. 1992 will er in der Gaststätte Hint-
ze im brandenburgischen Geltow als Aus-
hilfe Geschirr gewaschen haben. Frau Hint-
ze erinnert sich an einen „jungen Russen“.
Ob es Orlow war? Sicher ist sie sich nicht.

Wie das Schicksal die beiden über den
Globus spülte, bis sie eines Tages in der
Berliner Haftanstalt Tegel zusammentra-
fen, ist eine Geschichte für sich. Ob sie be-
freundet sind oder die Kriminalität sie an-
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Deutschland
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Frohen Mutes in die Grube?
Matthias Hintzes Tod in einem Erdloch soll nur ein „Betriebsunfall“ gewesen sein. Zwei

Russen, die in Potsdam angeklagt sind, wollen keine Schuld daran haben.
Im Dschungel ihrer Aussagen sucht das Gericht nach der Wahrheit. Von Gisela Friedrichsen

Entführungsopfer Hintze (Erpresserfoto): Lebendig begraben 
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Angeklagte Orlow, Serow: Für wen war die zweite Grube? 

Deutschland
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Frohen Mutes in die Grube?

Deutschland
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Die Wälder um die mecklenburgische
Müritz, den zweitgrößten deut-
schen Binnensee, waren vor der

Wende ein unbekanntes Kleinod. Wo bis
heute Seeadler nisten, genossen kaser-
nierte Soldaten der UdSSR und gehobene
DDR-Kader hinter Elektrozäunen privile-
gierte Abgeschiedenheit.

Die Beamten, die in einer Kolonne von
Polizeiwagen in der vergangenen Woche
das entlegene Idyll ansteuerten, hatten für
die Schönheit der Natur kein Auge. Hinter
dem Dörfchen Gotthun verließen sie die
Landstraße nach Röbel und fuhren über
einen Privatweg zu einem Mischwald. In
dessen Mitte, den sogenannten Sandberg-
tannen, hielten sie an einer mit Geäst be-
deckten Stelle. Das war Mittwoch vergan-
gener Woche, gegen fünf Uhr nachmittags.

Wenige Stunden später war eine mit
Sand verschüttete, mit Balken und Holz-
platten verschalte Grube – einen Meter
breit, zwei Meter lang und vier Meter tief
– freigelegt. Am Grunde des Lochs fanden
Polizisten die Leiche eines jungen Mannes.
Er – das ergab anderntags die Obduktion
– mußte vor mindestens 20 Tagen erstickt,
verdurstet oder verhungert sein.

gezogenen Verwandten des Russen dem
kühl-beherrschten Beschuldigten abran-
gen, erhellte einen Entführungsfall, der in
kein gängiges Raster paßt: Der Entführte
und seine Familie waren nicht wohlhabend,
die Täter ebenso naiv wie brutal.Trauerflor
war am Ende der Tragödie Pflicht in Hint-
zes Heimatdorf, in dem Nachbarn zuvor
vielsagend auf die hohe Schuldenlast der
Familie hingewiesen hatten. Die Polizei je-
denfalls ermittelte anfangs „nach allen Sei-
ten“, denn schon der Beginn des Dramas
war dubios. „Ob Entführung oder Ver-
schleppung“, so Bamler, „wir sagen Zu-
fallsentführung.“ 

Die beiden am Montag vergangener Wo-
che in Berlin verhafteten Russen wollten
offenbar das diamantblaue Mercedes-
Coupé, Typ 123, der Familie stehlen und
wurden von Hintze in flagranti überrascht.

Die erste Panne folgte unmittelbar auf
dem Fuß. Eine halbe Stunde nach seinem
mysteriösen Verschwinden beobachtete ein
Zeuge in einem vier Kilometer entfernten
Dorf, wie sich nach einem Auffahrunfall
der Kidnapper die Kofferraumklappe des
Mercedes öffnete, Hintze „Hilfe, Mörder“
schrie und zu fliehen versuchte. Die Kid-

Der Tote war Matthias Hintze, 20, der
am 14. September im rund 150 Kilometer
entfernten Geltow bei Potsdam entführte
Gastwirtssohn. Der Russe Sergej Serow,
37, einer der mutmaßlichen Entführer, hat-
te die Ermittler zu dem gruseligen Grab im
Wald geführt. „Wir hätten es ohne seine
Hilfe nicht finden können“, rekapituliert
der Potsdamer Oberstaatsanwalt Hans-
Dieter Bamler, der jetzt gegen Serow und
seinen Landsmann Wjatscheslaw Orlow,
26, wegen erpresserischen Menschenraubs
und Mordverdachts ermittelt.

Das erste Geständnis Serows, das zwei
Vernehmungsteams mit Hilfe einer hinzu-
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Tod im Erdloch
Zwei ebenso dilettantische wie brutale russische Kriminelle ließen einen entführten jungen 

Brandenburger in einem Waldverlies sterben. Die beiden ehemaligen Sowjetsoldaten waren schon
1993/94 in Berlin zu Haftstrafen verurteilt worden. Nach ihrer Abschiebung kehrten sie zurück.
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Entführungsopfer Matthias Hintze, Erpresserbrief: „Er ist krank, hat das Fiber, im Bunker ist kül!“

Tatverdächtige Orlow, Serow
„Mafiaverschnitt, drittklassig und brutal“

1997
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Neue Funk streifenwagen

„Das seit fünf Jahren besetzte Haus 
an der Dortusstraße 5 in der Pots­
damer Innenstadt ist gestern mor­
gen gegen 5.15 Uhr von Polizisten 
geräumt worden. Es bestand Seu­
chengefahr, wir mußten handeln.“ 

So oder so ähnlich klangen viele 
Meldungen im Sommer 1997. Zwölf 
Häuser waren zu diesem Zeitpunkt 
in Potsdam noch besetzt. Die Poli-

28 Haus besetzer festgenommen  

Fast vier Jahre nach dem Überfall auf 
die Poststelle in Greiffenberg (Ucker-
mark) wurde im Dezember 1997 der 
letzte von acht Tätern festgenommen. 

Der damals 27-jährige Rumäne Ga-
briel Padurariu wurde von den Ziel-
fahndern in einem Pariser Cafe lokali-
siert und zusammen mit der französi-
schen Polizei festgenommen. Bei der 
Festnahme trug Gabriel P. einen ge-
fälschten italienischen Pass bei sich. 
Der Rumäne war zusammen mit seinen 
Komplizen in der Nacht zum 21.Janu-
ar 1994 in die Poststelle eingedrun-
gen. Ein über der Poststelle woh-
nender Polizeibeamter griff zu-
sammen mit seinem Sohn in das 
Geschehen ein. Bei dem sich 
anschließenden Handgemen-
ge wurde dem Polizeibeamten 
die Dienstwaffe entrissen. Da-
nach schoss Gabriel P. zwei-
mal auf den Sohn, der wenig 
später an den Schussverlet-
zungen starb.

Die Festnahme war das 
Ergebnis einer mehrmo-
natigen, intensiven Zusammen-
arbeit der Brandenburger Zielfahnder 
mit rumänischen, belgischen und fran-
zösischen Behörden. 

Der Bande wurden insgesamt 190 
überfälle zur Last gelegt. 

Gabriel P. wurde 1998 aus Frankreich 
nach Deutschland ausgeliefert  im Jahr 
1999 vom Landgericht Frankfurt/Oder 
wegen Mordes, bandenmäßigen Dieb-
stahls und Verstoß gegen das Waffen-
gesetz zu lebenslanger Haft verurteilt.

Dieser Fall ist nur eines von vielen 
Beispielen für die anspruchsvolle Ar-
beit der Zielfahnder.  

Die Zielfahndung im Land Branden-
burg wurde im März 1995 am LKA ge-
gründet. Der erste Zielfahndungser-
folg konnte bereits im August 1995 ver-
meldet werden. Im Jahr 1997 münde-
te der Aufbau in der Bildung von zwei 
eng zusammenarbeitenden Sachgebie-
ten Zielfahndung und Observation im 
damaligen Dezernat 55, die in der wei-
teren Folge bei Fahndungslagen koope-
rierten. Im Zusammenhang mit dem bis 
zum Ende der 90’ger Jahre für Branden-
burg  typischen Phänomen der rumäni-
schen Bandenkriminalität wurden eine 
Vielzahl herausragender und brisanter 
Fahndungsfälle erfolgreich gelöst, wie 
zum Beispiel die Festnahme des rumä-
nischen Bandenchefs Vasile Branda-
bur, der im Mai 1996 auf seiner Flucht 

Postmörder in Frankreich gefasst  
Zielfahnder des LKA Brandenburg nehmen Mordschützen in Paris fest

in Warschau festgenommen wurde. Da-
bei entwickelten sich auch besonders 
enge Kontakte zu rumänischen Polizei-
dienststellen, die auch bundesweit von 
anderen Zielfahndungsdienststellen in-
tensiv genutzt wurden. 

Heute ist die Zielfahndung, wel-
che mittlerweile in die Fachdirektion 
Besondere Dienste integriert ist, im-
mer noch eine kleine, aber hoch spe-
zialisierte Fachdienststelle, die über 
die Jahre national sowie international 

große Anerkennung gefunden hat. Ob 
Mörder, Drogendealer oder Vergewal-
tiger- in den über 16 Jahren des Beste-
hens dieser Spezialdienststelle konnten 
weltweit über 140 herausragende Fahn-
dungsfälle für die Justizbehörden Lan-
des Brandenburg erfolgreich beendet 
werden, wobei teilweise mehrjährige, 
operative Fahndungsmaßnahmen not-
wendig waren.

 ■ STEFFEN HÄSELER, LEITER 
SACHGEBIET ZIELFAHNDUNG

zei räumte diese Häuser, nahm die 
Besetzer fest und wurde nicht selten 
mit Flaschen und Steinen beworfen. 
Zurück blieben Grundstücke, ver-
dreckt mit Exkrementen von Hun-
den und Menschen, verdorbenen 
Speise- und Lebensmittelresten, 
Abfällen, Sperrmüll und Schrott. 
Nach deren Beseitigung konnte die 
Stadt die Häuser endlich verkaufen. 

ar 1994 in die Poststelle eingedrun-
gen. Ein über der Poststelle woh-
nender Polizeibeamter griff zu-
sammen mit seinem Sohn in das 
Geschehen ein. Bei dem sich 
anschließenden Handgemen-
ge wurde dem Polizeibeamten 
die Dienstwaffe entrissen. Da-
nach schoss Gabriel P. zwei-

natigen, intensiven Zusammen-
arbeit der Brandenburger Zielfahnder 
mit rumänischen, belgischen und fran-
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Nachdem mehr als 580 Liter Wasser pro Quadratmeter fie-
len, waren auch die Kräfte der LESE ab dem 18. Juli 1997 
im Hochwassergebiet der Oder im Einsatz. Tage später wur-
den alle Kräfte als Landesreserve zusammengezogen, um 
im Gefahrengebiet die Zufahrtsstraßen freizuhalten, Ver-
kehrsregulierungen durchzuführen und Sperrmaßnahmen 
durchzusetzen. Zusätzlich gehörten aber auch das Fernhal-
ten der „Katastrophentouristen“, das Füllen von Sandsä-
cken und das Bestreifen der Deiche zu den Aufgaben. 

Trotz dieser intensiven Bemühungen konnte der Deich-
bruch in der Ziltendorfer Niederung nicht verhindert werden. 
Folgend wurden drei Einsatzhundertschaften im 12-Stunden-
Rhythmus und die Hubschrauberstaffel in Früh- und Spät-
dienst eingesetzt.

Leider wurde es dann auch in Bad Freienwalde kritisch, 
da der Deich bei Hohenwutzen zu brechen drohte. Darauf-
hin wurde der gesamte Glietzener Polder evakuiert. Dank der 
Vielzahl der freiwilligen Helfer und der Soldaten der Bundes-
wehr konnte die Lage unter Kontrolle gebracht werden. In 
diesen „besonderen“ mehr als zwei Wochen waren täglich et-
wa 350 Kolleginnen und Kollegen im Einsatz.

■■ Dietmar Klömich

Oder-Hochwasser

1997
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Nachfolgend wurden die Entnahme 
und Unter suchung von Körper zellen 
für Zwecke des Erkennungsdienstes 
und bei rechtskräftig Verurteilten im 
DNA-Identi täts feststellungsgesetz ge-
regelt. Die landeseinheitliche Verfah-
rensweise (Meldewege u. Ä.) wurde 
zunächst im Abschlussbericht der Ar-
beitsgruppe „DNA-Analyse-Datei“ vom 
31. August 1998 verbindlich geregelt.  
Ende Januar 2000 trat die erste Richtli-
nie „DNA-Analyse-Datei“ in Kraft. Die 
DNA- Analysedatei startete zunächst 
mit der Erfassung von fünf obligaten 
PCR-Systemen. Inzwischen wurde eu-
ropaweit ein Standard abgestimmt, der 
12 PCR-Systeme und Amelogenin (ge-
schlechtsspezifi sches System) enthält. 
Der Datenabgleich erfolgt mit einer 
ständig wachsenden Zahl an Ländern 
automatisch.   

 ■ DR. ANNEROSE PIEPER

Am 17. April 1998 wies der Präsident 
des Bundeskriminalamtes die Einrich-
tung der Verbundanwendung „DNA-
Analyse-Datei“ an. Beginn des Wirkbe-
triebes war der 11. Mai 1998. Für die 
Kriminaltechnik und den Erkennungs-
dienst des LKA Brandenburg kam so 
eine neue Aufgabe hinzu.

Errichtung der „DNA­Analyse­
Datei“ (DAD) beim BKA

Bildung der MEGA Im Februar 1998 wurde bei den Po-
lizeipräsidien des Landes Branden-
burg die „Mobile Einsatzeinheit ge-
gen Gewalt und Ausländerfeind-
lichkeit“ (MEGA) unter Führung 
des Landeskriminalamtes gebildet. 
Aufgabe zentral geführter „Mobi-
ler Einsatztrupps“ war die lagean-
gepasste Durchführung von Prä-
ventions- und Strafverfolgungsmaß-
nahmen an Treffpunkten der rechts-
extremistischen Szene. Einen 
weiteren Arbeitsschwerpunkt bilde-
te die Aufklärung relevanter jugend-
licher Gruppierungen sowie die Er-
langung von Informationen zu mög-
lichen neuen Organisationen.

 ■ MATTHIAS HAIN

Sichergestellte Waffen und 
Pro pagandamaterial der rechts­
extremen Szene, zu sehen bei 
der Pressekonferenz

AG „Schleuser“
1998 wurden allein in Brandenburg 
mehr als 11.000 Ausländer beim ille-
galen Grenzübertritt festgestellt. Bran-

denburgs Polizei reagierte mit der 
AG „Schleuser“, die in Potsdam an-
gesiedelt und landesweit tätig war. 
Im Jahr darauf wurden nur noch 
rund 4.500, im Jahr 2000 etwa 3.200 
illegal eingeschleuster Ausländer 
festgestellt.  
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Der dringende Bedarf an Funktelefo-
nen für operative Aufgaben der Poli-
zei wurde bereits 1992 erkannt. Es wur-
den Funktelefone z.B. Handys Siemens 
S 4 beschafft. Später wurden auch die 
Ordnungsämter, die im engen Zusam-
menwirken mit der Polizei arbeiteten, 
ebenfalls mit Funktelefonen ausgestat-
tet. Die Zahl der Beschaffungen von 
Funktelefonen ist erheblich gestiegen 
und die Funktelefone sind etwas klei-
ner geworden – aber immer noch ohne 
Schnur.

 ■ JULIA KRüGER

 „Einmal pusten, bitte“ Fast jeder 
Autofahrer hat diese drei Worte in 
seinem Leben bereits gehört. Seit 
Oktober 1998 kommen die „Dräger 
Alkotest 7110 Evidental“ auf Bran-
denburgs Straßen dann zum Ein-
satz, wenn der Alkoholpegel ge-
richtsverwertbar gemessen wer-
den soll. Dafür wird die Alkohol-
konzentration in der Atemluft beim 
Ausatmen bestimmt. Egal ob statio-
när oder mobil in einem Fahrzeug 
eingesetzt, sind die Ergebnisse so-
fort verfügbar und können direkt 
vor Ort dokumentiert werden. 

 ■ JULIA KRüGER

Einführung Atemalkoholtest­
geräte Dräger Alkotest 7110

Telefone ohne 
Schnur!?

Erstes Frauen f ußballturnier

Im September 1998 fand unser erstes 
Frauenfußballturnier im damaligen 
Ernst-Thälmann Stadion in Potsdam 
statt. Gerade in den Anfängen der Be-
reitschaftspolizei gab es in unseren Rei-
hen wenige Frauen, so dass sich nur 
zwei Frauenmannschaften zusammen-
fanden.

Damit aber die Organisation und die 
Bemühungen nicht umsonst waren, 
wurden auch männliche Kollegen zum 
Turnier zugelassen. Das Event konnte 
starten! Von den Trikots, die von den 

Hier funkt’s: Minister Ziel und Sena­
tor Schönbohm probieren die neuen 
Funkgeräte aus.     

Volleyballerinnen ausgeliehen wurden, 
über Pokale bis hin zum leiblichen 
Wohle – an alles wurde gedacht. Auch die 
Presse war vertreten, um dieses Highlight 
auch landesweit bekannt zu machen.

Das eigentliche Ziel, sich sportlich zu 
betätigen und dabei gemeinsam Spaß 
zu haben, wurde weit übertroffen. Die-
ses Turnier blieb keine „Eintagsfl iege“, 
sondern wurde nun zu einem festen, 
jährlichen Termin für die Kollegen der 
Landeseinsatzeinheit.

 ■ DIETMAR KLÖMICH
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Am frühen Morgen des 13. Februar 
1999 griffen rechtsextreme Jugendliche 
drei Ausländer in Guben an. In der Fol-
ge starb der 28-jährige algerische Asyl-
bewerber Farid Guendoul, auch unter 
dem falschen Namen Omar Ben Noui 
bekannt, mit dem er in Deutschland 

Hetzjagd in Guben

Fachhochschule der Polizei 
nimmt ihren Betrieb auf

Schönbohm neuer 
Innenminister 
Der neue Innenminister des Landes 
Brandenburg, Jörg Schönbohm, trat 
am 13. Oktober 1999 sein Amt an. Im 
Gepäck hatte er bereits den Auftrag 
zur Durchführung einer Polizeistruk-
turreform. Der Koalitionsvertrag sah 
vor, die Polizeistruktur zu überprü-
fen und bis zum Jahr 2001 am Perso-
nalumfang festzuhalten. Die Poli-
zeipräsidenten wurden gebeten sich 
an der Überprüfung zu beteiligen. 

1999

Am 8. März 1999 nahm die Fachhoch-
schule der Polizei in Basdorf, in Anwe-
senheit der Minister Ziel und Reiche, of-
fiziell ihren Betrieb auf. Zuvor schuf der 
Brandenburger Landtag am 21. Dezem-
ber 1998 mit dem Gesetz über die Errich-
tung einer Fachhochschule der Polizei 
und der Änderung des Polizeiorganisa-
tionsgesetzes die rechtlichen und orga-
nisatorischen Voraussetzungen für den 
Zusammenschluss der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung in Bernau 
und der Landespolizeischule. Die drei 
Säulen – Ausbildung mittlerer Dienst, 
Studium und Aufstieg zum gehobenen 
Dienst, sowie die Fortbildung der Poli-
zei und Forschung wurden so an einem 
Standort – in Basdorf – konzentriert. 
Das Gesetz war geschaffen, nun galt es, 
dieses umzusetzen. Der gesetzliche 
Handlungsspielraum sollte mit Leben 
erfüllt werden. Polizeibezogene Wis-
senschaften in Lehre und Praxis und 
die Fortbildung mussten von nun an 
hohen Qualitätsansprüchen genügen.

■■ Iris Hemme-Kullik

Asyl beantragt hatte. Guendoul wurde 
von Rechtsextremen bedroht und woll-
te flüchten. Auf der Flucht versuchte er 
sich in einen Gubener Wohnblock zu 
retten. Er trat eine Glastür ein, verletzte 
sich dabei an der Beinarterie und ver-
blutete innerhalb kürzester Zeit.  



5520 Jahre Polizei Brandenburg20 Jahre Polizei Brandenburg

her und transportierten Akten, Möbel, 
Server und IT-Technik. Viel musste ein- 
und umgeräumt werden, bis Innenmi-
nister Ziel am 18. September 1998 die 
neuen Gebäude offiziell übergab. Doch 
auch nach dem Umzug wurde weiterge-
baut. Bis Ende 1999 wurden auch die 
Kantine, das Servicecenter Technik mit 
seinen Garagen und das Logistikcenter 
fertig gestellt.

Bei einem schweren Verkehrsunfall auf 
der BAB 9, zwischen den Anschluss-
stellen Beelitz und Brück, wurden im 
Mai 1999 vier Personen getötet und 
fünf Personen verletzt. Ein PKW ge-
riet ins Schleudern, flog über die Mit-
telschutzplanke und schlug auf einen 
zweiten PKW, der sich auf der Gegen-
fahrbahn befand, auf. Ein dritter PKW 
fuhr in die Unfallstelle. Es entstand ein 
Sachschaden von über 100.000 DM.

Nach mehr als drei Jahren intensiver 
Baumaßnahmen am Standort Wünsdorf 
wurde es zu Beginn des Jahres 1998 für 
den Zentraldienst der Polizei für Tech-
nik und Beschaffung (ZTB) ernst. Mit-
te Februar wurden die Gebäude 6 und 
8 inoffiziell übergeben, letzte Elektroar-
beiten liefen noch und der Umzug wur-
de generalstabsmäßig geplant. Im März 
begannen die ersten Abteilungen des 
ZTB ihre Kartons zu packen und bezo-
gen ihre neuen Büros. Mehr als einen 
Monat rollten die Möbelwagen zwi-
schen Potsdam und Wünsdorf hin und 

Bei einem Feuer in einem Obdachlo-
senheim in Pätz (bei Königs Wuster-
hausen) wurden drei Menschen getötet 
und elf weitere verletzt. Unter den Ver-
letzten befanden sich zwei Polizisten, 
die bei der Rettung der Bewohner hal-
fen. Das Haus brannte zu großen Tei-
len aus. Wegen persönlicher Differen-
zen mit dem Betreiber hatten vier junge 
Männer Mitte Februar 1999 Feldsteine 
und fünf Molotow-Cocktails gegen das 
Haus geworfen.

Brandanschlag 
fordert drei 
Menschenleben

Eine Dienstleistungs-
einrichtung zieht um

PKW gerät 
ins Schleudern – 
vier Tote

1999 wurde ein neues Versetzungsverfahren für Absolventen der Fachhoch-
schule geschaffen. Neu war, dass alle Polizeimeister- und Polizeikommissar-An-
wärter nach der Beendigung ihrer Ausbildung bzw. Ihres Studiums in die LE-
SE (Hundertschaften der Bereitschaftspolizei) versetzt und dort in der Regel für 
2-3 Jahre verwendet wurden. Erst nach dem Dienst in der Bereitschaftspolizei 
kamen die Absolventen in anderen Polizeidienststellen zum Einsatz. Die bis-
her an der Fachhochschule angesiedelte Koordinierungsstelle für Personalver-
setzungen wechselte zur LESE.

■■ Iris Hemme-Kullik

Alle zur 
LESE

Übergabe – das ZTB bezieht neue 
Räume



Von der Reform 
profitieren alle 

Am 19. September 2000 beschloss das 
Kabinett, die Zahl der Polizeipräsidien 
von sechs auf zwei zu verringern. Da-
mit wurde die zweite große Polizeire-
form eingeleitet. Die Präsidien hatten 
ihren Sitz in Potsdam und Frankfurt 
(Oder). Die Anzahl der Schutzbereiche 
wurde von 21 auf 15 reduziert. Beide 
Polizeipräsidien bildeten jeweils eine 
dezentrale Autobahnpolizei. Eberswal-
de wurde der neue Sitz des Landeskri-
minalamtes. Die Abteilung Verwaltung 
der Landeseinsatzeinheit sollte mit der 
Verwaltung des Polizeipräsidiums Pots-
dam zusammengelegt werden. Ihr Füh-
rungsstab zur Unterstützung der Poli-
zeibehörden (FüSAL) sollte ebenfalls 
aufgelöst werden. Darüber hinaus wur-
den in der Kabinettentscheidung ver-
schiedene Standortentscheidungen ge-
troffen.

Schönbohm: „Mit der Reform er­
halten unsere Polizisten eine effekti­
vere Verwaltung mit schnelleren Ent­
scheidungswegen, die Bürger bekom­
men mehr Grün auf die Straßen, die 
Zahl der Wachen bleibt erhalten und 
so wird das Land insgesamt sicherer.“ 
(Pressemitteilung vom 18.10.2000)

Bei der offi ziellen Übergabe: Susanne 
Fischer, damalige Leiterin der Wache 
Beelitz, Innenstaatssekretär Eike Lan­
celle und Dr. Karl­H. Rolfes (Chief 
Executive Offi cer bei der Autobahn 
Tank und Rast Holding GmbH).
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Ergänzend zu der „Mobilen Einsatzeinheit gegen Gewalt und Ausländer-
feindlichkeit“ (MEGA) wurden im Jahr 2000 erstmals in Guben und Rathe-
now sog. TOMEG-Kommissionen eingesetzt. Ziel war es, verstärkt täterori-
entierte Maßnahmen zu initiieren, um den Verfolgungsdruck bei extremis-
tischen Delikten zu erhöhen. Dabei wurde mit abgestimmten präventiven 
und repressiven Maßnahmen personenbezogen gegen die verantwortlichen 
Täter vorgegangen. Dieser Ansatz erforderte die Einbeziehung verschiede-
ner staatlicher Stellen, wie z.B. Ordnungs-, Sozial- und Schulämter, Fahrer-
laubnisbehörden, Jugendgerichtshilfe und Staatsanwaltschaft. Vorrausset-
zung für die Zusammenarbeit war hierbei die gegenseitige Information aller 
Beteiligten im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten.  

 ■ MATTHIAS HAIN

TäterOrientierte Maßnahmen 
gegen Extremistische Gewalt 
(TOMEG) 



Am 25. Oktober 2000 nutzte Frank Schmökel – zu dieser 
Zeit eigentlich Insasse des Maßregelvollzuges in der Ner-
venklinik Neuruppin – einen von drei Pfl egern begleiteten 
Besuch bei seiner Mutter in Strausberg zur Flucht. Dabei 
verletzte der 38-Jährige einen Pfl eger lebensbedrohlich mit 
einem Messer. Seine Mutter erlitt leichte Verletzungen am 
Arm. 

Es wurde eine Fahndung nach Schmökel ausgelöst. Eine 
Fahndung, die knapp zwei Wochen dauern sollte. Sie wurde 
für das gesamte Bundesgebiet ausgelöst und musste auf die 
Nachbarländer Polen und Tschechien ausgedehnt werden. 

Elf Tage später tötete er in Strausberg einen Mann, 
um mit dessen Auto sowie der Geldbörse und der EC-
Karte des Toten seine Flucht fortzusetzen. Dieser Mord 
führte auch zu Konsequenzen im politischen Raum. Der 
62-jährige Brandenburger Staatssekretär im Gesund-
heitsministerium, Herwig Schirmer, ließ sich in einstwei-
ligen Ruhestand versetzen. Er hatte drei Jahre zuvor die 
Richtlinien für den Maßregelvollzug erarbeitet, denen auch 
Schmökel unterworfen war.

Die Polizei fasste den fl üchtigen Gewaltverbrecher, der 
damit insgesamt sechs „erfolgreiche“ Fluchtversuche unter-
nommen hatte,  schließlich am 7. November 2000 im ost-
sächsischen Saritsch wenige Kilometer nordwestlich von 
Bautzen. Dabei wurde Schmökel durch einen Bauchschuss 
aus der Waffe eines Polizisten verletzt.

Gewaltverbrecher auf der Flucht – 
der Fall Schmökel
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Die Fernsehbilder vom 11. September 
2001 aus New York, schrecklich und 
unwirklich zugleich, sind jedem in Er-
innerung. Damals konnte noch nie-
mand die weitere Bedeutung dieses 
Ereignisses einschätzen. Etwa 3.000 
Menschen waren durch islamistische 
Gewalttäter umgekommen. So unklar 
die Situation und ihre Hintergründe 
zu dieser Stunde erschienen, lag ei-
ne Gefährdung des Luftverkehrs bzw. 
durch den Luftverkehr nah. 

Die ersten Maßnahmen konzentrier-
ten sich deutschlandweit hierauf. Für 
uns bedeutete das vor allem, die Bun-
despolizei am Flughafen Schönefeld 
zu unterstützen. In den folgenden Ta-
gen erhielten wir weiteren Aufschluss 
zu den Tatumständen. Diese betra-
fen auch Deutschland, denn ein Teil 
der Täter hatte wesentliche Tatvorbe-
reitungen hier getroffen. Im Vorder-
grund polizeilicher Aktivitäten stan-
den daher z.B. die Suche nach so ge-
nannten Schläfern (Rasterfahndung 
durch das LKA) sowie die Überprü-
fung bzw. der Schutz von Flugplätzen 
oder weiteren möglichen Anschlagszie-
len. Von Anfang an wurden die polizei-
lichen Maßnahmen bundesweit abge-
stimmt, zunächst durch praktisch tägli-

che Telefonschaltkonferenzen der IMK 
und ihrer Gremien. Aber auch inner-
halb unseres Landes war ressortüber-
greifende Zusammenarbeit erforderlich 
sowie die Beteiligung von Landkreisen, 
Kommunen, Universitäten usw. Hierzu 
wurde im Innenministerium die inter-
ministerielle Arbeitsgruppe Stop-TE ge-
gründet, in der auch unser Verfassungs-
schutz vertreten war. Die Behörden 
und Einrichtungen der Polizei wurden 
durch die erforderlichen Maßnahmen 
stark belastet. Die Situation verschärf-
te sich noch einmal, als im November 
der NATO-Bündnisfall aufgerufen wur-
de und die USA mit militärischen Ak-
tionen in Afghanistan begannen. Viele 
Menschen waren verunsichert. Nach-
dem sich in den USA Anschläge mittels 
Anthrax (weißes Pulver, Milzbranderre-
ger) ereignet hatten, meldeten auch hier 
Bürger verdächtige Sachverhalte. 

Leider wussten die Behörden an-
fangs oft nicht, sachgerecht damit um-
zugehen. So wurde z.B. ein Gebäude 
der Fachhochschule in Brandenburg/
Havel geräumt, nachdem dort „weißes 
Pulver“ auf dem Fensterbrett eines To-
ilettenraumes entdeckt worden war. In 
gemeinsamen Veranstaltungen mit Ge-
sundheits- und Ordnungsbehörden so-
wie Feuerwehr haben wir damals er-
folgreich die entsprechenden Lagebe-
urteilungen stabilisiert.

Nach einiger Zeit war deutlich ge-
worden, dass wir es insgesamt mit ei-
ner Lage zu tun haben, die jahrelan-
ge Arbeit erfordert und auch bedeuten-
de rechtliche und organisatorische Än-
derungen zur Folge hat. Internationale 
Beschlüsse von UN und EU wurden in 
deutsches Recht umgesetzt, wenngleich 
mitunter umstritten. Der Bundestag 
verabschiedete zwei so genannte Anti-
Terror-Pakete, auch mit weitreichender 
Wirkung für Befugnisse der Strafverfol-
gungsbehörden. Wir erinnern uns  an 
die Diskussionen um die Vorratsdaten-
speicherung oder die Online-Durchsu-
chung. Insgesamt wurde die „Beschäf-
tigung mit dem Terrorismus“ organi-
satorisch immer mehr in die Aufbau-
organisation der Polizei einbezogen. 
Wie nötig viele der Maßnahmen gewe-
sen waren, ist uns leider durch die ver-
heerenden Anschläge in London und in 
Madrid vor Augen geführt worden.

■■ Bruno Küpper

Der 11. September 2001 
und seine Auswirkungen  
auf die Polizei
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Im Juli 2001 wurde das LKA von Basdorf in das neu ge-
gründete Landesbehördenzentrum nach Eberswalde ver-
lagert. Die erste Veränderung im Zusammenhang mit der 
Polizeistrukturreform 2001/2002 war erfolgt. Gerüch-
te besagen, dass der damalige Innenminister Jörg Schön-
bohm (kleines Bild, li.) dem damaligen LKA-Direktor 
Axel Lüdders (kleines Bild, re.) im Februar 2001 zehn Mi-
nuten Zeit zur Entscheidung für den künftigen Standort 
in Eberswalde oder in Oranienburg gegeben hatte. Lüd-
ders entschied sich für das mit Investitionskosten von ca. 
17 Millionen DM bereits weitgehend fertig gestellte aber 
noch nicht genutzte Gebäudeensemble an der Tramper 
Chaussee. 

Die damalige Landesoberbehörde zog mit etwa 350 
Mitarbeitern in die ursprünglich für das Polizeipräsidium 
Eberswalde geplante Liegenschaft fristgerecht ein. Rund 
100 Mitarbeiter der Kriminaltechnik verblieben zunächst 
noch bis 2007 in Berlin-Johannisthal. Gleichzeitig wur-
de entschieden, die Spezialeinheiten der LESE mit den 
Mobilen Einsatzkommandos, der Zielfahndung und dem 
Technik-Bereich des LKA zum 1. November 2001 zu ei-
ner neuen Abteilung am Standort Potsdam zu verschmel-
zen.

Das LKA zieht um

Castor – ohne 
Zwischenfälle am Ziel

Ein Castor-Behälter mit Atommüll 
aus dem stillgelegten Kernkraft-
werk Rheinsberg rollte im Mai 
2001 von Brandenburg in das Zwi-
schenlager Lubmin (Mecklenburg- 
Vorpommern). 

Hans-Jürgen Mörke, Polizeifüh-
rer des Einsatzes, erinnert sich:

„Dieser Großeinsatz der Polizei 
wurde langfristig vorbereitet. Wir 
rechneten, ausgehend von den Er-
fahrungen der vergangenen Jahre 
bei Castor-Transporten nach Gor-
leben, mit sehr massiven Störun-
gen entlang der Transportstrecke. 
Am Transporttag selbst waren rund 
4.300 Polizeibeamte aus Branden-
burg, Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen, Berlin, Nordrhein-West-
falen, Sachsen und Sachsen-An-
halt im Einsatz. Der Castor passier-
te Brandenburg völlig störungsfrei. 
Von diesem friedlichen Verlauf wur-
den wir tatsächlich überrascht.“
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von rund 7.000 Ecstasy-Pillen erhärte-
te den Verdacht, dass durchaus größere 
Mengen an synthetischen Drogen ge-
liefert werden könnten. Aus den TKÜ-
Maßnahmen ließ sich für die Ermitt-
ler des 3. Kommissariates relativ sicher 
schlussfolgern, dass die Verdächtigen 
ein Drogenlabor betrieben bzw. Zu-
griff darauf hatten. Ein Brand in die-
sem vermeintlichen Labor führte da-
zu, dass die Täter ihre bislang kon-
spirative Gesprächsführung unter-
einander kurzzeitig aufgaben und 
eine relativ „offene“ Kommuni-
kation stattfand. So konnten am 
26. April 2001 vier Täter festge-
nommen werden und ein kom-
plett eingerichtetes Drogen-
labor, 75.000 Ecstasy-Pillen 
sowie 60 Kilogramm Aus-
gangsstoff zur Herstellung 
von Ecstasy und Amphet-
aminen sichergestellt wer-
den.“

Beamten des Zentralen Kriminalpoli-
zeilichen Dienstes Oranienburgs (ZKD) 
gelang es im April 2001, ein komplet-
tes und funktionstüchtiges Drogenla-
bor auszuheben. Hierbei handelte es 
sich um den bis dahin größten Dro-
genfund in der Geschichte der Bun-
desrepublik. Neben den verschiedenen 
Ausgangsstoffen und den Apparaturen 
für die Herstellung von Betäubungs-
mitteln wurden allein 75.000 Ecstasy-
Tabletten aufgefunden und sicherge-
stellt. Der Marktwert der Drogen be-
lief sich auf über 20 Millionen DM.

Mathias Brüssow (LKA) erinnert 
sich:

„Die Ermittlungen begannen eher 
unspektakulär mit Hinweisen zu Perso-
nen aus dem Raum Hennigsdorf, die in 
der Lage waren, Betäubungsmittel jegli-
cher Couleur zu liefern. Mehrere straf-
prozessuale Maßnahmen führten zur 
Identifi zierung dieser Personen und 
weiterer Hintermänner. Ein Scheinkauf 

Drogenlabor ausgehoben

Neue Schutzwesten mit 
integriertem Stichschutz

Sicherheit geht vor! Nach einem tödlichen Angriff auf einen Polizeibeamten 
wurden alle Polizeivollzugsbeamten im Zeitraum von 2001 bis 2003 mit ei-
ner persönlichen Unterziehschutzweste mit integriertem Stichschutz ausge-
stattet. Erstmals konnten die Polizeivollzugsbeamten die für sie geeigneten 
Schutzwesten aus drei verschiedenen Modellreihen selbst auswählen. Der 
ZDPol beschaffte insgesamt über 8.500 Unterziehschutzwesten.

 ■ JULIA KRÜGER
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BUGA 2001 
in Potsdam
Olaf Zimmermann, einer der 
Verantwortlichen der BUGA-
Wache erinnert sich:

Ausgestattet mit drei BMW C1-
Rollern, Fahrrädern und einer 
Containerwache wurde der poli-
zeiliche Alltag bei der Bundes-
gartenschau (BUGA) 2001 in 
Potsdam gemeistert. Alle Besu-
cher empfanden die polizeiliche 
Präsenz angenehm und der Ver-
anstaltung angepasst. Bis auf ein 
paar kleinere polizeilich relevan-
te „Diebstähle“ kam es zu kei-
nen Vorfällen. Die BUGA au-
ßerhalb der Öffnungszeiten zu 
erleben war schon ein schöner 
Moment, besonders am Morgen.
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Am Donnerstag, den 22. Februar 2001, 
kurz nach 15:00 Uhr, verschwindet die 
zwölfjährige Ulrike B. aus Eberswalde 
auf dem Weg zum Handballtraining, 
Ein Zeuge gibt später an, gegen 15:30 
Uhr einen Kinderschrei gehört zu ha-
ben. In einem nur 400 Meter vom 
Wohnhaus entfernten Wald fi ndet die 
Mutter gegen 19:00 Uhr das Fahrrad 
des Mädchens. Eine Stunde später er-
stattet sie Vermisstenanzeige. 

Am Tag darauf richtet die Polizei ei-
ne Sonderkommission (BAO Finow) 
ein. Rund 80 Beamte mit Hunden su-
chen nach Ulrike. Noch ist die Hoff-
nung groß, dass sie lebt. Doch bereits 
am Samstag, dem 24. Februar 2001, 
wird auch ein Verbrechen oder ein Un-
fall mit Fahrerfl ucht nicht mehr ausge-
schlossen. Gefahndet wird nun auch 
nach einem weißen Polo, der am Don-
nerstag in der Nähe des Fahrrades gese-
hen worden war.

Insgesamt leisteten 7.900 Kräfte der 
Polizeipräsidien des Landes Branden-
burg sowie der LESE, der Polizeien 
Berlins, Mecklenburg-Vorpommerns, 
Niedersachsens, Sachsen-Anhalts und 
Sachsens, des damaligen Bundesgrenz-
schutzes in den folgenden zwei Wo-
chen ca. 80.000 Einsatzstunden. Dar-
über hinaus wurden die Suchmaßnah-
men vom Landesvermessungsamt und 

Fieberhafte Suche 
nach Ulrikes Mörder

der Bundeswehr mit mehreren Torna-
dofl ügen sowie mehreren hundert Hel-
fern des DRK, der Feuerwehren und 
des THW unterstützt. Aber trotz der in-
tensiven Suchmaßnahmen in und rund 
um Eberswalde blieb Ulrike unauffi nd-
bar. 

Bis zum 8. März 2001: Der Hund ei-
nes Spaziergängers stöbert in einem 
Wald 30 Kilometer von Eberswalde ei-
ne Mädchenleiche auf. Was am Abend 
bei der Obduktion festgestellt 
und am nächsten Tag der Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht 
wird, schockiert und entsetzt: 
Ulrike ist einem Sexualver-
brechen zum Opfer gefallen. 
Noch am Tage ihres Ver-
schwindens wurde sie ver-
gewaltigt und erwürgt. 

Es sollten noch einmal 
knapp drei Wochen bis 
zum 28. März 2001 ver-
gehen, bis der 25-jähri-
ge Stefan J. aus Fürs-
tenwalde von den 
Ermittlern der So-
ko Finow als Tat-
verdächtiger fest-
genommen wer-
den kann. Letztendlich 

ist es der akribischen Ermittlungsarbeit 
der Kriminalisten, vor allem aber dem 
„genetischen Fingerabdruck“ des Tat-
verdächtigen, der mit der an der Leiche 
gefundenen Spuren übereinstimmte, zu 
verdanken, dass Stefan J. acht Mona-
te später vom Landgericht Frankfurt 
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Reinhard Höhne 
erinnert sich 
an den Einsatz und 
die BAO „Finow“:

„Trotz der intensi-
ven Suche und der 
zielgerichteten Er-
mittlungen blieb die 
Suche 14 Tage er-
folglos. Die Hoff-
nung Ulrike noch 
lebend zu fi nden, 
verringerte sich von 
Tag zu Tag. Das war 

in hohen Maß bedrückend. Gefühle 
der „Hilfl osigkeit“ oder gar „Resig-
nation“ kamen jedoch zu keiner 
Zeit auf. Nach zwei Wochen inten-
sivster Suche, Ermittlungshandlun-

gen, Spurenfeststellungen 
und Auswertungen wurde die 
Hoffnung zerstört, sie lebend wie-
derzufi nden. Das Bergen der Leiche 
am Fundort, die anschließende Ob-
duktion und die Identifi zierung des 
Leichnams mit den Eltern war für 
mich eine der schlimmsten und in-
tensivsten seelischen Belastungen 
in meinem Berufsleben.
Das unendliche Leid, das dem Kind 
zugefügt wurde, und den Schmerz 
der Angehörigen kann kein anderer 
Mensch jemals nachvollziehen. Die 
Erinnerung schwingt mit beim Ge-
danken an den Einsatz in der BAO, 
an die Kolleginnen und Kollegen, 
die ihre ganze Kraft, ihr Wissen und 
ihre Zielstrebigkeit zur Ergreifung 
des Täters aufgewandt haben.“



Seit August 2002 kann jeder Polizist 
seine Dienstkleidung bequem über das 
Intranet bestellen. Damit haben lange 
Anfahrtswege zu den Bekleidungsliefer-
stellen und Wartezeiten ein Ende. Ne-
ben handfesten wirtschaftlichen Zielen 
stand die Verbesserung der Serviceleis-
tung für die Polizeibeamten im Mittel-
punkt des Projektgedankens. Deshalb 
wurde großer Wert auf die Bediener-
freundlichkeit des elektronischen Wa-
renhaussystems und die Gestaltung der 
Bestellprozesse gelegt. Früher fuhr man 
mit dem LKW über das Land und ver-
teilte in den einzelnen Schutzbereichen 
die Bekleidung. Der ZDPol hatte sechs 
Außenstellen. Dies war vor allem lang-
sam, uneffizient und teuer. Jetzt kommt 
die Dienstkleidung per Postpaket.

Deutsch-polnische 
Streifen

Uniform per Mausklick
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Gemisch – 2002 startet die erste 
deutsch-polnische Polizeistreife 
in der Grenzregion



Ministerpräsident Platzeck erinnert 
sich: „Ich erinnere mich noch genau: 
Die Lage in Mühlberg damals im Au-
gust 2002 war sehr, sehr ernst. Doch in 
diesen kritischen Momenten haben 
alle mit angepackt. Und so haben wir 
es entgegen den Vorhersagen geschafft, 
dass Mühlberg vom Hochwasser ver-
schont blieb. Dieser Gemeinsinn hat 
das ,Wunder von Mühlberg‘ erst mög-
lich gemacht. Hinzu kamen Mut und 
Professionalität sowie buchstäbliche 
Knochenarbeit derer, die den Deich in 
den kritischen Stunden stabilisiert ha-
ben.“

Sven Bogacz erinnert sich: Es war 
der 13. August 2002 als die Hochwas-
serfluten der Elbe Mühlberg erreich-
ten. Wir arbeiteten erst wenige Wo-
chen in den neuen Strukturen und ich 
im wörtlichen Sinne als frischgebacke-
ner Schutzbereichsleiter in Elbe-Els-
ter. Was ich dann bei aller Dramatik der 
zu bewältigenden Lage erleben durfte, 
war einzigartig: Einsatzkräfte aus allen 
Bereichen, die bis an die Grenzen ih-
rer Leistungsfähigkeit gearbeitet haben 
und unmöglich Scheinendes möglich 
gemacht haben. Die Erinnerung daran 
erfüllt mich noch heute mit Stolz – ich 
durfte vor Ort tolle Polizistinnen und 
Polizisten leiten. 

Das „Wunder von Mühlberg“
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Am 1. Juli 2002 trat die zwei Jahre zu-
vor beschlossene Polizeireform in 
Kraft. Die Bildung von zwei Präsidien, 
15 Schutzbereichen und einer speziel-
len Autobahnpolizei, die Integration 
der Wasserschutzpolizei in die Schutz-
bereiche und die Verlagerung des LKA 
nach Eberswalde wurden realisiert. 
Die Fachhochschule sollte ein Jahr 
später nach Oranienburg umziehen. 

Jedes Präsidium erhielt eine Leitstel-
le, die Aufgaben der Abteilungen „Ein-
satz/Ermittlungen“ und „Verwaltung“ 
sollten zum Großteil in die Schutzbe-

reiche verlagert werden. Die Schutzbe-
reiche und die „Kriminalpolizei im Po-
lizeipräsidium“ unterstanden dem Poli-
zeipräsidenten. 

Die Aufgaben und Verantwortungs-
breite der Schutzbereiche vergrößerten 
sich. Die „Kriminalpolizei im Schutzbe-
reich“ wurde mit zusätzlichen Ermitt-
lungsbeamten verstärkt. Ebenso wur-
de der Bereich der Revierpolizei perso-
nell verstärkt. Das Landeskriminalamt 
(LKA) führte von nun alle Untersu-
chungen zu Delikten der Organisier-
ten Kriminalität und der Wirtschafts-

kriminalität. Auch die Spezialeinheiten 
(SEK, MEK, Technische Einsatzgrup-
pe, Verhandlungsgruppe) wurden dem 
LKA zugewiesen. Der Zentraldienst 
der Polizei für Technik und Beschaf-
fung (ZTB) wurde als Zentraldienst der 
Polizei (ZDPol) völlig neu strukturiert 
und sollte einen umfangreicheren Auf-
gaben- und Personalzuwachs bekom-
men. Der Bereich Prävention bekam 
einen neuen Stellenwert. Alle Schutz-
bereiche erhielten einen Bereich „Prä-
vention“; Sicherheits- und Präventions-
berater wurden eingesetzt.
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Frischer Wind für 
die Wasserschutzpolizei

Zukunftsweisend – 
Anzeige per Mouseklick

2003 startete die Polizei Branden-
burg ihr Bootsneubauprogramm. 
Der dringende Erneuerungsbedarf 
der veralteten, noch aus Beständen 
der ehemaligen DDR übernomme-
nen Bootstechnik musste mit knap-
per werdenden fi nanziellen Mitteln 
in Einklang gebracht werden. 

Unter dem Motto „intelligen-
tes Sparen“ erfolgte eine Abkehr 
von den bisher üblichen speziellen 
Werftneubauten, hin zur Moderni-
sierung vorhandener Technik und 
zur Beschaffung von Serienbooten 
mit Nachrüstung der polizeispezi-
fi schen Ausstattung. In rekordver-
dächtiger Zeit von knapp drei Jah-
ren wurden insgesamt 28 moderne 
Einsatzboote in den Dienst gestellt.

Erstmalig in Deutsch-
land können Bürger 
ihre Anzeige bei der 
Polizei auch online er-
statten – einfach und 
bequem von zu Hau-
se aus. 

Die Brandenburger 
Polizei hatte dazu ih-
ren bestehenden In-
ternetauftritt grundle-
gend überarbeitet und 
eine neuartige elekt-
ronische Kommunika-
tionsmöglichkeit für 
den Bürger eingerich-
tet. Unter breiter me-
dialer Beachtung er-
reichten die Branden-
burger Polizei bald 
Anzeigen und Hin-
weise aus dem gesamten Bundesgebiet, 
selbst aus Übersee trafen Glückwunsch-
schreiben ein. Daneben stellte die Po-
lizei mit vielfältigen regionalen Infor-
mationen und Pressemeldungen sowie 
Hinweisen zum Umgang mit Schadens-

fällen einen Service bereit, wie ihn die 
Bürger bisher nur aus einer realen Poli-
zeiwache kannten. Das Brandenburger 
Modell hat sich mittlerweile als Stan-
dard für eine moderne Bürgerorientie-
rung im Internet etabliert.
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Tieftauchen am Helenesee – dieser 
Lehrgang wird jedes Jahr durch die Po-
lizeitaucher des Landes Brandenburg 
geplant und durchgeführt. Schwer-
punkt ist das Tauchen in Gewässer-
tiefen zwischen 30 und 50 Meter. Im 
Sommer 2003 wurden zusätzlich Ret-
tungsübungen nach einem simulierten 
Tauchunfall durchgeführt: Der „verun-
fallte“ Polizeitaucher wurde durch den 
Rettungstaucher unverzüglich an Land 
gebracht. Taucherarzt Dr. Schirdewan 
und die anwesenden Taucherarztgehil-
fen trafen sofort alle Notfallmaßnah-
men. Anschließend kam der „Verunfall-
te“ für 20 Minuten in die transportable 
Druckkammer und wurde dort weiter 
behandelt. Um den Lehrgang abzurun-
den, folgten Orientierungstauchgänge 
und Sicherheitsübungen unter Wasser.

Tieftauchen am Helenesee 

Aufbaustab 
deutsch-pol-
nische Polizei-
dienststelle
Im Juni 2003 erfährt die Zusammenar-
beit der Polizeidienststellen zu beiden 
Seiten der deutsch-polnischen Gren-
ze eine neue Qualität. Der Aufbaustab 
der „Deutsch-Polnischen Verbindungs-
stelle“ wird in Frankfurt (Oder) einge-
richtet.  

Großes Medienenteresse – der Auf-
baustab der „Deutsch-Polnischen 
Verbindungsstelle“ wird eingerichtet.

2003
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die bodenartigen An-
haftungen dem Mit-
telberg in Nebra 
zuzuordnen wa-
ren und somit die 
„Himmelsscheibe“ 
aus einer Raubgra-
bung in diesem Ge-
biet stammen muss.

Das forensische 
Gutachten leistete ei-
nen Beitrag zu der Ver-
urteilung der Beschuldig-
ten wegen Hehlerei zu mehr-
monatigen Freiheitsstrafen.

 ■ KIRSTIN SCHNEIDER, LKA

Im Jahr 2003 wurde gegen mehrere 
Personen ein Ermittlungsverfahren we-
gen des Tatvorwurfs der Hehlerei und 
weitere Straftaten durch die Staatsan-
waltschaft Halle/Saale geführt. An der 
Himmelsscheibe von Nebra wurden 
durch das Landesamt für Archäologie 
Sachsen-Anhalt bodenartige Anhaftun-
gen isoliert und zusammen mit Boden-
proben vom vermutlichen Fundort des 
Objektes für Vergleichszwecke vorge-
legt. Die im Kriminaltechnischen Ins-
titut des LKA Brandenburg im Zusam-
menwirken mit LKA Sachsen-Anhalt 
durchgeführten vergleichenden Boden-
untersuchungen haben bewiesen, das 

Untersuchungen zur 
Himmelsscheibe Nebra

Am 5. Mai 2003 wurden zwei neue Polizeihubschrauber 
des Musters EC 135 P2 in den Dienst gestellt. Damit en-
dete die Ära der bis dahin eingesetzten Hubschrauber 
russischer Bauart Mi-2.

Der Einsatz der neuen, mit modernsten Technologi-
en ausgestatteten, Hubschrauber führte zu einer erhebli-
chen Erweiterung des Einsatzspektrums. Insbesondere der 
Einsatz von Wärmebildkameras und die Verwendung von 
Restlichtverstärkerbrillen ermöglichen seitdem polizeiliche 
Einsatzfl üge rund um die Uhr. 

Eurocopter EC 135Eurocopter EC 135

Gutachten leistete ei-
nen Beitrag zu der Ver-
urteilung der Beschuldig-
ten wegen Hehlerei zu mehr-
monatigen Freiheitsstrafen.

Seit der Indienststellung im Jahr 2003 kann die Polizei-
hubschrauberstaffel 200 Such- und Fahndungserfolge auf-
weisen, davon fast die Hälfte zur Nachtzeit. Bei BAO-La-
gen hat sich der EC 135 als ein unverzichtbares Einsatz-
mittel bewährt. Wegen der modularen Bauweise, des ver-
gleichsweise geringeren Wartungsaufwandes, einer gut 
funktionierenden Ersatzteilversorgung und vor allem auf-
grund der wichtigen Tatsache, dass die Polizei über zwei 
identisch ausgestattete Hubschrauber verfügt, konnte die 
Verfügbarkeit mindestens eines Hubschraubers zu nahezu 
100 Prozent sichergestellt werden. 
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Die Hauptunfallursachen auf den 
Straßen lassen sich in zwei Wor-
ten ausdrücken: „Geschwindig-
keit!“ und „Abstand“. Vor allem auf 
den Autobahnen sind Raser und 
Drängler eine große Gefahr. Um-
so wichtiger sind die Überwachung 
des gesetzlichen Mindestabstandes 
und deren gerichtsverwertbare Do-
kumentation, um derartige Verstö-
ße effektiv ahnden zu können.

Das Video-Brücken-Abstands-
Messsystem – kurz ViBrAM ge-
nannt – wurde speziell für die Er-
fassung des schnellen Autobahn-
verkehrs konzipiert und hatte sich 
bereits in anderen Bundesländern 
erfolgreich im Einsatz bewährt. 

2003 begann im Rahmen eines 
Pilotversuches die Erprobung auf 
Brandenburger Autobahnen. 

le ein. Im Scheinwerferlicht der auf-
gestellten Lichtmasten kontrollierten 
die Beamten 319 Fahrzeuge und führ-

ten die erforderlichen straf-
prozessualen Maßnahmen 
in bereitgestellten Mehr-

zweckzelten durch. Die Ar-
beitsabläufe in der Kontroll-

stelle funktionierten. Die Be-
amten stellten 18 Fahrzeug-

führer unter dem Einfl uss von 
Alkohol bzw. berauschenden 

Mitteln fest. 14 Blutproben wur-
den angeordnet und durch medi-

zinisches Personal des Polizeiärzt-
lichen Dienstes in der Kontrollstel-

le durchgeführt. Bei Durchsuchun-
gen von Fahrzeugen, zum Verdacht 

des Besitzes von Betäubungsmitteln 
schlugen die eingesetzten Rauschgift-

spürhunde siebenmal an. 

Gemeinsam mit anderen Bundeslän-
dern führte die Brandenburger Poli-
zei anlässlich der Loveparade 2003 in 
Berlin mobile und stationäre Verkehrs-
kontrollen durch. Bereits 2002 wur-
den 26 Alkohol- und 38 Drogenfahr-
ten im Präsidialbereich Potsdam fest-
gestellt – die Notwendigkeit derarti-
ger Schwerpunktkontrollen auf den 
Hauptverkehrsstraßen um Berlin war 
also gegeben. Mehr als zwei Drittel 
der Betroffenen waren Teilnehmer 
der Loveparade. 158 Kolleginnen 
und Kollegen der Bereitschaftspo-
lizei, des Zentraldienstes des Po-
lizei und des Schutzbereiches 
Brandenburg richteten auf ei-
nem Parkplatz der BAB 2 zwi-
schen den Anschlussstellen 
Netzen und Brandenburg in 
Fahrtrichtung Magdeburg ei-
ne stationäre Kontrollstel-

Moderne Technik gegen 
Raser und Drängler

Länderübergreifende Verkehrs-
kontrollen nach Loveparade

2003

le ein. Im Scheinwerferlicht der auf-
gestellten Lichtmasten kontrollierten 
die Beamten 319 Fahrzeuge und führ-

ten die erforderlichen straf-

beitsabläufe in der Kontroll-
stelle funktionierten. Die Be-

amten stellten 18 Fahrzeug-
führer unter dem Einfl uss von 
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des Besitzes von Betäubungsmitteln 

schlugen die eingesetzten Rauschgift-
spürhunde siebenmal an. 

Gemeinsam mit anderen Bundeslän-
dern führte die Brandenburger Poli-
zei anlässlich der Loveparade 2003 in 
Berlin mobile und stationäre Verkehrs-
kontrollen durch. Bereits 2002 wur-
den 26 Alkohol- und 38 Drogenfahr-
ten im Präsidialbereich Potsdam fest-
gestellt – die Notwendigkeit derarti-
ger Schwerpunktkontrollen auf den 
Hauptverkehrsstraßen um Berlin war 
also gegeben. Mehr als zwei Drittel 
der Betroffenen waren Teilnehmer 
der Loveparade. 158 Kolleginnen 
und Kollegen der Bereitschaftspo-
lizei, des Zentraldienstes des Po-
lizei und des Schutzbereiches 
Brandenburg richteten auf ei-
nem Parkplatz der BAB 2 zwi-
schen den Anschlussstellen 
Netzen und Brandenburg in 
Fahrtrichtung Magdeburg ei-
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Internetwache 
auf der CeBIT 2004

Nach dem Start des neuen Webpor-
tals startete die Brandenburger Po-
lizei im Februar 2003 in den akti-
ven Erfahrungsaustausch mit ande-
ren Länderpolizeien sowie eGovern-
ment-Projekten. Die CeBIT in 
Hannover bot für diesen Austausch 
den idealen Rahmen. Die weltweit 
größte Messe für Informationstech-
nik mit ihrem Public Sector Parc 
ist das Schaufenster für moderne 
eGovernment-Lösungen und IT-ge-
stützten Kommunikationsmöglich-
keiten zwischen Bürgern und Ver-
waltung.

 Vier Mitarbeiter aus dem Pro-
jekt Internetwache und dem Fach-
bereich Öffentlichkeitsarbeit im Mi-
nisterium des Innern informierten 
interessierte Messebesucher zu den 
Möglichkeiten der Online-Strafan-
zeige in der Internetwache sowie 
dem Präventionsportal „Kinderwa-
che“. Mehr als 450, teils internatio-
nale Fachgespräche am Stand zeug-
ten von dem Interesse der Besucher.

„Links“ gegen „Rechts“ in Potsdam
Am 30. Oktober 2004 fand in Potsdam eine vom Hambur-
ger Rechtsextremisten Christian Worch angemeldete De-
monstration mit ca. 500 Teilnehmern statt. Zeitgleich ver-
sammelten sich etwa 2.000 Bürger zu mehreren friedlichen 
Gegenveranstaltungen. 

Um den rechtsextremistischen Aufzug zu stören, strömten 
bis zu 1.000 gewaltbereite linksextremistische und autonome 
Personen auf die Lange Brücke. Sie begannen Gegenstände 
aufzunehmen und Barrikaden auf der Fahrbahn zu errichten. 
Einsatzhundertschaften schritten ein und wurden von den 
Autonomen mit Steinen, Flaschen und andere Gegenständen 
beworfen. Der Leiter der LESE entschied, die Wasserwerfer-
staffel zur Unterstützung auf die Lange Brücke auffahren zu 
lassen. Es erfolgten kurze, aber wirkungsvolle Wasserabga-
ben beider Wasserwerfer in Richtung Störer. Diese flüchte-
ten  in die Innenstadt, wo sie randalierend durch die Straßen 
zogen. Es wurden Schaufensterscheiben zerstört sowie Bar-
rikaden erbaut und in Brand gesetzt. Die Störer „…verwan-
delten die Breite Straße in ein Schlachtfeld…“, hieß es spä-
ter in der MAZ.

Insgesamt wurden 18 Polizeibeamte verletzt, 4 Einsatz-
fahrzeuge beschädigt und 17 Personen festgenommen. Ge-
gen acht der Festgenommenen wurde noch am selben Tag 
Haftbefehl erlassen.



Bundesbank wurde die Qualität der auf-
gefundenen Banknoten wie folgt bewer-
tet: „...derartige Falsifi kate, mit dem 
gleichen Qualitätsanspruch konsequent 
fertig gestellt, hätten eine sehr hohe Geld-
ähnlichkeit gehabt und hätten für den 
Zahlungsverkehr eine beachtliche Ge-
fahr dargestellt.“

Die Tatverdächtigen beabsichtigten, 
Banknoten im Gesamtwert von fünf bis 
10 Millionen Euro herzustellen. Durch 
Ermittler des Dezernates Organisierte 
Kriminalität des LKA Brandenburg 
konnte die Tatbeteiligung von drei 
deutschen, drei libanesischen, zwei 
weißrussischen sowie zwei türkischen 
Staatsbürgern nachgewiesen werden. 
Die Beschuldigten wurden durch das 
Landgericht Potsdam zu Haftstrafen 
von bis zu viereinhalb Jahren verurteilt.

Gärtner und Geld-
fälscher in Caputh
Mitte Dezember 2004 wurde im Ver-
waltungsgebäude einer ehemaligen 
Gärtnerei in Caputh neben 277 
Cannabispfl anzen auch eine pro-
fessionell eingerichtete Fälscher-
werkstatt entdeckt.

Mit den dort gefundenen Druck-
geräten sowie weiteren Geräte 
und Materialien waren die Täter 
in der Lage, per Offsetdruckver-
fahren vollständige 50-Euro-
Banknoten zu kopieren. So-
weit durch die aufgefundenen 
und sichergestellten Teilfer-
tigstellungen der Banknoten 
beurteilbar, wiesen die 
nicht vollständigen Falsifi -
kate eine sehr hohe Ähn-

lichkeit mit echten Banknotenbil-
dern auf. Im Gutachten der Deutschen 
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I
m märkischen Caputh hat der Fort-

schritt Tradition. Bereits im
 Sozialis-

mus blühten hier die Landschaften –

vor allem in der örtlichen GPG „Aufstieg“.

Denn sie war die erste Gärtnerische Pro-

duktionsgenossenschaft der Deutschen De-

mokratischen Republik, die das Bedürfnis

der Werktätigen nach Gurken und Nelken

planmäßig befriedigte.

Rund 15 Jahre nach der Wende wuchern

wilde Birken zwischen den maroden Treib-

häusern. Der Geist der Progression weht

jedoch noch immer durchs Gelände – wenn

auch eher im kapitalistisc
hen Sinn. Die

neue Zeit, so mussten Potsdamer Polizisten

des Kommissariats für besondere Delikte

bei einer Razzia in den frühen Morgen-

stunden des 16. Dezember erkennen, treibt

neue Blüten: Im Schatten von 376 sorgsam

gehegten Rauschpflanzen der Gattung

Cannabis sativa entdeckten die staunen-

den Fahnder eine Druckmaschine nebst

halbfertigen 50-Euro-Noten – die gleich-

wohl „eine bislang einzigartige Qualität“

aufweisen, wie ein Staatsanwalt erklärt.

Auch die eilends eingeflogenen Falschgeld-

experten der Bundesbank sprachen von

einer „erstmaligen Feststellung dieser Art

in Deutschland“.

34, sich offiziell auf die „Vermietung von

Topfpflanzen“ spezialisiert hat.

Doch um die konspirativen Fähigkeiten

des Pflanzenfreundes, der wegen diverser

Verkehrsdelikte polizeibekannt ist und

Stromrechnungen für die Gartenbauanlage

seit Monaten nicht mehr bezahlte, stand es

offenbar nicht zum Besten: Aufmerksame

Nachbarn in Caputh schöpften Verdacht

und petzten die klandestine Plantage über

die virtuelle „Internetwache“ der Bran-

denburger Polizei.

Als sich die Ordnungsmacht dann in der

Dämmerung an die alte GPG heranpirsch-

te, stieß sie gegen 6.50 Uhr nicht nur auf ihr

Zielobjekt „Gewächshaus“, sondern zufäl-

lig auch auf die diskrete Druckerei und

zwei ihrer mutmaßlichen Wächter, die sich

– unweit eines mit leeren Getränkeflaschen

gefüllten Containers – in tiefem Schlum-

mer befanden. Sie hatten keine Gelegen-

heit mehr, ihre gefährlich frisierten Schreck-

schusspistolen zu ziehen.

Die erkennungsdienstliche Behandlung

nach der Festnahme der Beschuldigten er-

gab, dass es sich bei Hasan Y., 42, um einen

deutsch-iranischen Geschäftsmann mit

Wohnsitz in Berlin handelt, während sein

Kumpan Ulandzislau L., 32, aus Weißruss-

land stammt und sich angeblich illegal in

Deutschland aufhält.

Jetzt müssen sich beide wegen des Ver-

dachts bandenmäßiger Geldfälschung und

des Verstoßes gegen das Betäubungsmittel-

sowie das Waffengesetz verantworten. Jens

H. muss sic
h fragen lassen, was er vom

Treiben der beiden Männer gewusst hat.

Und für die Brandenburger Fahnder be-

ginnt nun die Detailarbeit. Noch ist unklar,

wer hinter dem Caputher Trio steckt. Die

Ermittler vermuten die Auftraggeber der

botanischen Falschgeld-Connection in ei-

nem benachbarten Biotop: in der Berliner

Unterwelt.
Sven Röbel, Jens Todt

Zwar waren die Geldscheinbögen erst

einseitig bedruckt, aber die Perfektion der

Fertigung, mitsamt Wasserzeichen und Mi-

kroschrift, so
 erste Analysen, öffnet ein neu-

es Kapitel in der Geschichte der Geldfäl-

schung: Knapp drei Jahre nach Einführung

der vermeintlich fälschungssicheren Euro-

pa-Währung ist in der Bundesrepublik zum

ersten Mal eine Fälscherwerkstatt aufgeflo-

gen, die über höchst professionelle Aus-

stattung verfügte – und deren Betreiber of-

fenbar den großen Reibach planten. In der

alten GPG lagerte schon Spezialpapier für

Scheine im Nennwert von geschätzt einer

Million Euro.

„Außergewöhnlich“, heißt es im Poli-

zeibericht, sei der Fall, besonders die „In-

tensität der Vorbereitungshandlungen“ so-

wie die „Organisation“ unterscheide ihn

von allen zuvor. Denn bisher, so das Lan-

deskriminalamt, seien einheimische Fäl-

scher über das schnöde Ablichten von

Euro-Scheinen mit Hilfe von Farbkopie-

rern kaum hinausgekommen. Auch die

zumeist in Osteuropa gefertigten Scheine

waren für Experten in der Regel schnell

zu erkennen.

In Brandenburg hingegen tüftelte man

sogar an der Fälschung der hauchdünnen,

glänzenden Sicherheitshologramme und

setzte beim Pressen der Noten professio-

nell gefertigte Druckplatten ein, wovon

eine mit der mysteriösen Kennung „Uni-

versität Berlin“ versehen ist.

Nur eines verwundert die Ermittler: der

Kontrast zwischen der Professionalität bei

der Fälschung und dem Dilettantismus bei

der Tarnung. Denn die mutmaßlichen

Falschmünzer hatten ihre Werkstatt aus-

gerechnet hinter einer illegalen Hasch-

plantage aufgebaut. Als Mieter der frühe-

ren Gewächshauswirtschaft fungierte die

im Oktober 2002 gegründete Potsdamer

Firma „Botanico“, deren Inhaber Jens H.,

30
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Erstmals seit Einführung des Euro

ist in Deutschland eine pro-

fessionelle Fälscherwerkstatt auf-

geflogen – die Polizei hatte 

eigentlich nach Rauschgift gefahndet.
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Gärtnerei in Caputh, beschlagnahmte Waffen und Falschgeldbögen: Razzia in den frühen Morgenstunden 
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Indizierungsanregungen – 
Brandenburg ist Spitzenreiter
Obwohl es sich bei der Indizierung von 
jugendgefährdenden Medien nicht um 
eine originäre Aufgabe der Polizei han-
delt, übernimmt das Landeskriminal-
amt wegen des besonderen Stellenwer-
tes der Extremismusbekämpfung seit 
Mitte der 90er Jahre neben der Aus-

wertung extremistischer auch die In-
dizierungsanregung von jugendgefähr-
denden Tonträgern. Seit April 2003 ist 
das Landeskriminalamt gegenüber der 
Bundesprüfstelle für jugendgefährden-
de Medien (BPjM) selbst anregungsbe-
rechtigte Behörde. 

Allein im Jahr 
2004 wurde die In-
dizierung von 79 
Tonträgern ange-
regt; 74 Anregun-
gen waren erfolg-
reich. Seit 2004 ist 
das LKA Branden-
burg bundesweit 
die aktivste Polizei-
behörde im Bereich 
der Indizierungen 
von jugendgefähr-
denden Tonträgern. 
Von keiner ande-
ren Polizeidienst-
stelle oder sonsti-
gen Institution in 
Deutschland wur-
den mehr Anre-
gungen bezüglich 
jugendgefährden-
der Tonträger an 
die BPjM gestellt. 

Um die Arbeit an den Vorgän-
gen zu vereinfachen, wurde in 
der Zentralen Bußgeldstelle die 
Papieraktenhaltung durch die 
elektronische Aktenhaltung er-
setzt. Alle Schreiben, die zu ei-
nem Vorgang in der Zentralen 
Bußgeldstelle eingehen oder 
versandt werden, werden nun 
digitalisiert. Somit standen nun 
jedem Sachbearbeiter, der ei-
nen Vorgang zur Bearbeitung 
aufruft, alle Informationen wie 
Beweisfotos, Protokolle, Äuße-
rung von Betroffenen und Ant-
worten  jederzeit und vollstän-
dig zur Verfügung. Der Vorgang 
kann nun weiterbearbeitet wer-
den ohne dass die Akte erst aus 
der Registratur angefordert wer-
den muss. Die „E-Akte“ bildet 
seither die Grundlage, um den 
Mitarbeitern an allen Standor-
ten die Bearbeitung zu ermög-
lichen.

Elektronische 
Aktenhaltung
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feln im Land folgten. Der ZDPol stattete 
die Nutzer entsprechend aus. Dabei wur-
de aus dem Radsport bekannte Kleidung 
an die polizeilichen Anforderungen an-
gepasst. Auch die Ausstattung mit Waf-
fen und Gerät wurde auf die besonderen 
Einsatzbedingungen der Fahrradstaffeln 
abgestimmt. So erhielten diese speziel-
le Taschenlampen, Rettungsmesser und 
Einsatzstöcke. Auch ihre Dienstwaffen 
wurden modifiziert und mit Sicherheits-
holstern versehen.

Im Rahmen eines Pilotprojektes wur-
de Mitte September 2004 im damaligen 
Schutzbereich Potsdam eine erste Fahr-
radstaffel gebildet. Vier radelnde Beam-
te, die in der Potsdamer Innenstadt so-
wie in den Parkanlagen Sanssouci und 
Babelsberg eingesetzt wurden, sollten 
die Lücke zwischen Fuß- und Funkwa-
genstreife in der polizeilichen Präsenz 
schließen. Mehr Bürgernähe durch ei-
ne neue Fahrradstaffel, das war das Ziel. 
Die Idee ging auf, weitere Fahrradstaf-

Mountainbike statt 
Funkstreifenwagen

Nach fünf Jahren verdeckt geführ-
ter Ermittlungen schlug die „EK Ei-
che“ des LKA Brandenburg im Au-
gust 2004 bei der unter dem Namen 
„XY Bande“ bekannten OK-Gruppie-
rung aus Neuruppin zu. Mit 400 einge-
setzten Beamten der Brandenburger 
Polizei und der Steuerfahndung wur-
den zeitgleich neun Festnahmen, 75 
Durchsuchungen und 95 Vernehmun-
gen in einer der bisher größten krimi-
nalpolizeilichen Einsatzmaßnahmen 
im Land Brandenburg realisiert. 

Die mehr als 400 Straftaten der Be-
schuldigten, darunter ein Mitglied des 

„Korrupin“ und „Klein Palermo“

A24/Richtung Hamburg, 20. Septem-
ber. Im Lagezentrum der Potsdamer 
Polizei ging ein ungewöhnlicher Anruf 
aus dem Klinikum Halle ein. Dort such-
te man einen 65-Jährigen, der für eine 
Nierentransplantation vorgesehen war. 
Das Klinikpersonal wusste, dass der 
Patient in einem Reisebus nach Ham-
burg saß. Die Suche begann. Der Bus 
wurde kurze Zeit später durch Polizei-
beamte in Mecklenburg Vorpommern 
angetroffen. Mittels einer Polizeistaffel 
wurde der 65-Jährige sofort nach Hal-
le gebracht. Die anschließende Nieren-
transplantation verlief erfolgreich.

Polizei 
ermöglicht 
Nierenspende

Stadtparlaments, ein Polizeibeamter 
und ein Amtsleiter der Stadtverwal-
tung, erstreckten sich über das gesam-
te StGB inklusive seiner Nebengeset-
ze. Den Beschuldigten wurden u. a. die 
Bildung einer kriminellen Vereinigung, 
Drogenhandel, Erpressung, Vergewal-
tigung, Bedrohung, Bestechlichkeit, 
Verrat von Dienstgeheimnissen, illega-
les Glücksspiel und Verstöße gegen das 
Waffengesetz, das Kriegswaffenkon-
trollgesetz und die Abgabenordnung 
vorgeworfen. In einer Verhandlungs-
dauer von 1,5 Jahren auf Basis einer Er-
mittlungsakte mit mehr als 20.000 Sei-

ten führten drei Staatsanwälte den bis-
lang größten Gerichtsprozess Branden-
burgs wegen Organisierter Kriminalität 
gegen die neun Hauptbeschuldigten 
mit ihren 28 Rechtsanwälten. 

Die 1. Große Strafkammer des Land-
gerichts Neuruppin verurteilte die 
Hauptbeschuldigten zu insgesamt 55 
Jahren Haft und sprach den Verfall von 
ca. einer Million Euro gegen die Perso-
nen und ihre Firmen aus. Das Finanz-
amt erließ gegen die Täter zudem Steu-
errückforderungsbescheide von ca. drei 
Millionen Euro.

2004 wurde das Einsatz-Protokoll-Sys-
tem (EPSweb) der Polizei Bayern auch 
in Brandenburg eingeführt. Es deckt 
in erster Linie zwei Anwendungsberei-
che ab: Als Ablaufkalender stellt es die 
chronologische Dokumentation klei-
ner bis mittlerer Lagen sicher und als 
Einsatzdokumentation ist es ein Inst-
rument zur Bewältigung der Arbeit im 
Führungsstab.

EPSweb wurde in Brandenburg erst-
malig während der ILA 2004 einge-
setzt. In den Jahren 2005 bis 2010 wur-
de EPSweb bei Lagen der verschiedens-
ten Kategorien eingesetzt und weiter an 
die Bedürfnisse des Landes Branden-
burg angepasst.

Wer schreibt, 
der bleibt



Im März 2004 eröffnete der damali-
ge Innenminister Jörg Schönbohm ge-
meinsam mit Erstklässlern einer Pots-
damer Grundschule Deutschlands 
erste virtuelle Kinderwache. 

Begleitet von den Sympathiefi guren 
„Kommissar Kluge“, „Aki“ und „Stern-
chen“ können Kinder zwischen vier 
und neun Jahren eine Polizeiwache er-
kunden, sich ein Stück der Polizei-Pup-
penbühne anschauen oder in einem 
Gefahrenlexikon spielerisch den Um-
gang mit brenzligen Momenten erler-
nen. Zusätzliche bieten Memory-Spiel 
und Malbuch spannende Un-
terhaltung. Medial 
begleitet wurde die 
Eröffnung der Kin-
derwache u. a. durch 
eine „Busschule“ für 
Bernauer Kinder, in 
der erstmalig auch ein 
kompletter Schulbus 
mit großfl ächiger Wer-
bung für die Kinderwa-
che vorgestellt wurde.

„Kommissar Kluge“, „Aki“ und „Sternchen“ 
laden online zum Spielen und Lernen ein

nen. Zusätzliche bieten Memory-Spiel 
und Malbuch spannende Un-

der erstmalig auch ein 
kompletter Schulbus 
mit großfl ächiger Wer-
bung für die Kinderwa-
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Im Dezember 2004 trafen Berlin und Brandenburg eine 
Vereinbarung zur Einrichtung einer Gemeinsamen Er-
mittlungsgruppe (GEG). Diese bisher bundesweit ein-
zigartige Dienststelle sollte insbesondere der Eigentums-
kriminalität im Berliner „Speckgürtel“ Einhalt gebie-
ten. 

Die GEG nahm am 1. Februar 2005 ihre Arbeit auf. In 
den folgenden sechs Jahren hat die GEG 1.861 Fälle der 
banden- und gewerbsmäßigen länderübergreifenden Ei-
gentumskriminalität bearbeitet. Erfolge ihrer Arbeit sind 
143 Festnahmen, 111 Haftbefehle und 61 Verurteilungen 
zu insgesamt 141 Jahren Freiheitsentzug. Das organisa-
torisch vernetzte Vorgehen beider Länderpolizeien gegen 
Einbrecherbanden in diesem besonders kriminalitätsge-
fährdeten Raum hat sich bewährt. „So ein gewaltsames 
Eindringen in die unmittelbare private Sphäre hinterlässt 
Spuren. Wir sind sehr froh, dass die Einbrecher zur Ver-
antwortung gezogen werden“, bedankte sich eine geschä-
digte Familie.

Gemeinsame Ermittlungsgruppe 
Berlin-Brandenburg

Die GEG hat ihren Sitz in Potsdam. Zunächst bezogen 
die Kolleginnen und Kollegen ihre Büros über der Poli-
zeiwache Potsdam-Babelsberg.
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Funkstreifenkraftwagen – 
aus grün wird blau

Der Beginn der Einführung blau-
er Funkstreifenkraftwagen in Bran-
denburg war eng mit der Errichtung 
der Autobahnpolizei im Juli 2002 
verbunden. Ab 2004 setzte sich die-
se Farbgebung dann auch über die 
Autobahnpolizei hinaus fort. Begin-
nend mit den Fahrzeugen der Repos 
(Opel Corsa) und den Gruppen-
fahrzeugen der LESE (MB Sprinter) 
und wurden ab 2005 auch die Fahr-
zeuge des WWD (VW Passat Vari-
ant) blau. 2007 wurde der letzte grü-
ne Funkstreifenwagen gegen einen 
blauen ausgetauscht.

„Hast Du noch was vor“„Hast Du noch was vor“
Im Februar 2005 startet das LKA in Angermünde mit den 
Dreharbeiten zum Projekt „Hast Du noch was vor“, das mit 
der Premiere der letzten produzierten DVD im Sommer 2010 
abgeschlossen wurde. Mit dem bundesweit einmaligen modu-
lar aufgebauten Präventionspaket „Hast Du noch was vor?“ 
soll eine Sensibilisierung von Kindern und Jugendlichen für 
die Gefahren beim Umgang mit legalen und illegalen Drogen 
erreicht werden. Durch die Stärkung ihres Selbstbewusst-
seins soll das Medienpaket ihnen helfen, beim Drogenkon-
sum „Nein!“ zu sagen. Zugleich sollen Multiplikatoren wie 
Eltern oder Lehrer über Drogen und ihre Wirkungsweisen, 
aber auch Konsumutensilien, (typisches) Abhängigkeitsver-
halten und bestehende Hilfsmöglichkeiten, aufgeklärt werden.

Das Gesamtpaket richtet sich an die Zielgruppe der Kinder 
und Jugendlichen von 8 bis 18 Jahren. Zielgruppenorientiert 
richten sich die DVD’s  an 8- bis 11-Jährige, 12- bis 15-Jäh-
rige, 16- bis 18-Jährige sowie an Multiplikatoren wie Lehrer, 
Sozialarbeiter und Eltern. In einem insgesamt fast sechsjähri-
gen Prozess wurden die einzelnen DVD`s  nacheinander pro-
duziert und nach ihrer Vorstellung in der Öffentlichkeit auch 
bundesweit mit Erfolg in der Praxis eingesetzt. 

ZDPol beliefert Kunden 
außerhalb der Polizei
2005 wurden erstmals auch Kunden außerhalb der Polizei 
mit Dienstkleidung versorgt. Als Piloteinrichtung konnte hier-
zu das Ordnungsamt in Potsdam gewonnen werden. Dies 
ließ seine Politessen über das Warenhaus des ZDPol mit ei-
ner einheitlichen und konzeptionell geschlossenen Kollekti-
on einkleiden. Die Bestellungen erfolgten über das Elektro-
nische Warenhaus des ZDPol auf rein elektronischem Wege. 
Inzwischen wurde eine Rahmenvereinbarung mit dem Städ-
te- und Gemeindebund  für alle Ordnungsämter geschlossen.

gen Prozess wurden die einzelnen DVD`s  nacheinander pro-
duziert und nach ihrer Vorstellung in der Öffentlichkeit auch 
bundesweit mit Erfolg in der Praxis eingesetzt. 
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Am 31. Juli 2005 wurden auf einem 
Grundstück in Brieskow-Finken-
heerd neun Leichen von Neugebo-
renen aufgefunden. Die Polizei hat-
te nach einem Zeugenhinweis auf 
einem Grundstück in der Gemeinde 
südlich von Frankfurt (Oder) Kno-
chenreste entdeckt. Als Verdächti-
ge wurde eine 39-jährige Frau aus 
Frankfurt (Oder) ermittelt. Sie hat-
te die Kinder im Zeitraum von 1988 
bis 1998 zu Welt gebracht und nach 
der Geburt einfach liegen gelassen, 
bis diese starben. Das Frankfurter 
Landgericht verurteilte die Ange-
klagte 2006 zu einer Haftstrafe von 
15 Jahren. 

Zitat im Text: „Wir stehen vor ei-
nem Verbrechen, das in diesem Aus-
maß in der Geschichte der Bundes-
republik nach meiner Erinnerung 
noch nie gegeben hat. Wir müssen 
uns fragen, wie dieses unglaubliche 

Ressortübergreifend 
gegen Korruption 

Neun tote Babys in Brieskow-
Finkenheerd entdeckt 

2005

Das Thema Korruption ist ein Schwer-
punkt in der kriminalpolizeilichen wie 
auch der gesellschaftspolitischen Dis-
kussion. Ermittlungen in diesem De-
liktsbereich sind von verschiedenen 
praktischen Schwierigkeiten geprägt. 
Da ein Taterfolg nicht ohne weiteres 
sichtbar ist und die Täter sich im be-
sonderen Maße um Verdunkelung be-
mühen, sind solche Taten kaum mit 
den herkömmlichen Ermittlungsme-
thoden aufzudecken. Auch fehlt das 
„klassische Opfer“ und die Täter verfü-
gen zum Teil über materielle und gesell-
schaftliche Machtstellungen. Ein fach-
übergreifender Bekämpfungsansatz 
musste her, um diese Form der Krimi-
nalität erfolgreich aufzuklären und zu 
ahnden.

Brandenburg richtete dazu am 3. 
März 2005, als viertes Bundesland 
überhaupt, die ressortübergreifende 
Gemeinsame Ermittlungsgruppe Kor-
ruption (GEG Korruption) beim LKA 
BB ein. Seitdem hat die GEG Korrup-
tion rund 1.400 Ermittlungsverfahren 

bearbeitet. Über 23 Prozent, und damit 
einem vergleichsweise hohen Prozen-
tanteil solcher Verfahren, endeten mit 
strafrechtlichen Konsequenzen. Darü-
ber hinaus fl ossen mehrere Millionen 
Euro in die Landeskasse als Geldauf-
lage, Unternehmensgeldbuße oder Ver-
fall von inkriminierten Vermögenswer-
ten. 

Verbrechen über die ganzen Jah-
re hinweg im Verborgenden blieb“, 
so der damalige Innenminister Jörg 
Schönbohm.
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Im April 2005 wurde mit dem Verbot der Kameradschaft „Hauptvolk“ und 
deren Untergliederung „Sturm 27“ in Rathenow durch das brandenburgi-
sche Innenministerium ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsextremis-
mus gesetzt. Im Juli 2005 folgte das Verbot des Vereins „ANSDAPO“ (Al-
ternative Nationale Strausberger DArt, Piercing und Tattoo Offensive ) in 
Straußberg. Bereits 1995 und 1997 wurden die „Direkte Aktion/Mittel-
deutschland (JS)“ und die „Kameradschaft Oberhavel“ verboten. „Für Neo-
nazi-Propaganda und Rassenhass gibt es in unserem Lande keinen Platz“, 
lautete die eindeutige Botschaft des damaligen Innenministers Jörg Schön-
bohm.

Kein Platz für Neonazis

Sprengsatz im Lehnitzsee

Bei einer Kampfmittelberäumung des 
Lehnitzsees am 25. April 2005 wurde 
eine unkonventionelle Spreng- und 
Brandvorrichtung (USBV) gefunden. 
Diese befand sich im Bereich des Frei-
bades Oranienburg, ca. 10 m vom Ufer 
entfernt, in einer Wassertiefe von etwa 
80 cm. Sie bestand aus zwei im See-
boden befi ndlichen Körpern, deren 
Zündvorrichtungen mit einem (Stol-
per) Draht verbunden waren. 

Finder war ein Taucher, der Mitarbei-
ter einer vom Kampfmittelbeseitigungs-
dienst (KMBD) beauftragten Firma 
war. Durch die Staatsanwaltschaft Neu-
ruppin wurde ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts des versuchten 
Mordes in Tateinheit mit dem Versuch 
des Herbeiführens einer Sprengstoffex-
plosion eingeleitet. Umfangreiche Er-
mittlungen durch die „BAO Lehnitz-
see“ des LKA Brandenburg begannen. 
Mit Unterstützung von Kräften aus dem 
PP Potsdam wurden mehr als 2.600 Er-
mittlungsverfahren und rund 1.160 Te-
lefonate ausgewertet, 250 Zeugen ge-
hört sowie weitere zum Teil sehr um-
fangreiche Recherchen geführt. 

Die Auswertung der Ermittlungen und 
Überprüfungen der Aussagen des beauf-
tragten Tauchers ergaben zunehmend 
Zweifel an seiner Glaubwürdigkeit. Auch 
wurde festgestellt, dass er im legalen 
Besitz von Waffen und zum Umgang 
mit Sprengstoff berechtigt war. Diese 
Erkenntnisse führten schlussendlich 
zum Geständnis des Beschuldigten. Der 
Besitz der USBV-Bestandteile konnte 
vollständig nachgewiesen werden.

Eins-Eins-
Null: „Kein 
Anschluss 
unter dieser 
Nummer!“ 
2005 passte der ZDPol in Zusammen-
arbeit mit den beiden damaligen Präsi-
dien das Ausfallkonzept „Notrufe“ auf 
die beiden „Großleitstellen“ in Pots-
dam und Frankfurt (Oder) an. Ausfalls-
zenarien wurden entwickelt und tech-
nische Grundlagen für Ersatzvarianten, 
inklusive der Umschaltung von ELBOS 
der ausfallenden auf die intakte Leit-
stelle, wurden geschaffen.



Nach dreijähriger Bauzeit nahm die 
Fachhochschule der Polizei am 4. No-
vember 2006 ihren Lehrbetrieb am neu-
en Standort in Oranienburg auf. Mit der 
Fertigstellung wurden die besten Vor-
aussetzungen für Ausbildung und Stu-
dium einer modernen und qualifi zier-
ten Polizei geschaffen. Rund 41,5 Mio. 
Euro wurden in moderne Seminarge-
bäude, zwei Hörsäle, eine Bibliothek, 
Labore und ein Tatortkabinett sowie 
eine Drei-Felder-Sporthalle und einen 
Sportplatz investiert. Sie bieten den 
Studenten und Auszubildenden seit-
dem hervorragende räumliche und 
technische Bedingungen. 

Am 10. Mai 2006 erhielt die Was-
serschutzpolizei des Landes Bran-
denburg im Bootsservicecenter des 
Zentraldienstes der Polizei in Wer-
der die letzten acht neuen Boote. 
Damit fand die 2003 begonnene Er-
neuerung und Modernisierung der 
Bootstechnik ihren erfolgreichen 
Abschluss. 28 Einsatzboote wurden 
erneuert bzw. modernisiert. 

Flottenmodernisierung 
der Wasserschutzpolizei 
abgeschlossen

Neuer Campus für 
den Polizeinachwuchs
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bei sich. Die Beamtinnen und Beam-
ten in Grün gehörten zur Alarm-Hun-
dertschaft Frankfurt (Oder), viele leis-
ten ihren Dienst normalerweise in den 
Wachen im Umland. Letztlich mussten 
sie an diesem Abend doch einschreiten.

Anfangs griffen sie nicht ein, auch 
nicht, also schon kurz nach Beginn der 
„Party“ erste Bierfl aschen auf dem As-
phalt zersplittern. Dann, nach einer 
Stunde, fl ogen die ersten Bierfl aschen 
gezielt in Richtung Polizei. Ziel war ein 
Polizeieinsatzwagen. Als Minuten spä-
ter zwei schwere Feuerwerkskörper in 
der Jubelmenge krachten, schritt die 
Polizei ein. Der Besitzer der Böller wur-
de in Gewahrsam genommen. Die Situ-
ation eskalierte, als ca. 150 Menschen 
den Festgenommenen wieder befrei-
en wollten. Polizisten erteilten  Platz-
verweise und verbuchten 20 Festnah-
men, davon 14 wegen Nichtbefolgens. 
Sechs Festgenommenen wurden Straf-
taten wie Landfriedensbruchs und Kör-
perverletzung zur Last gelegt. Sie alle 
hatten zwischen 0,9 und 1,2 Promille 
im Blut.

2006 fand die Fußball Weltmeister-
schaft in Deutschland statt. Im Land 
Brandenburg selbst gab es zwar kein 
Spiel, dafür aber ca. 460 Public-View-
ing-Veranstaltungen mit rund 82.000 
Zuschauern. Fast alle Veranstaltungen 
verliefen im störungsfrei.

 

„Jubelfeier“ in 
Frankfurt (Oder) 

Warum dagegen gerade Frankfurt 
(Oder) zur WM von Hooligans aus-
gewählt wurde, konnte sich auch im 
Nachhinein niemand so richtig er-
klären. Am 30. Juni 2006 kam es zu 
Ausschreitungen in der Frankfurter 
Karl-Marx-Straße. Und das, obwohl 
Deutschland die Mannschaft von Ar-
gentinien nach einem Elfmeter-Krimi 
mit 4:2 besiegt hatte. Hunderte Men-
schen waren auf die Straße geströmt 
und verwandelten die Magistrale in ein 
schwarz-rot-goldenes Fahnenmeer. Die 
Polizei setzte auf Deeskalation, beob-
achtete das Geschehen vom Straßen-
rad aus und trug bewusst keine Helme 

Fußball WM
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Seit Beginn der 90er Jahre wurde un-
ter Federführung des LKA an der Ent-
wicklung einer Schuhspurendatenbank 
gearbeitet. So entstand über mehrere 
Zwischenstufen bis zum Jahr 2006 in 
Brandenburg die bundesweit erste lan-
desweit vernetzte Schuhspurendaten-
bank. 

SCHARS-web ermöglicht eine lan-
desweit abgestimmte und datenkonsis-
tente Arbeitsweise, bei der die Schuh-
Referenzmuster vom LKA und die 
Schuhspuren von ausgewählten KT-
Spezialisten der Präsidien eingepflegt 
werden. Recherchemöglichkeiten in 
der Datenbank bestehen für alle KT-
Stellen des Landes. Somit sind die KT-
Stellen des Landes BB in der Lage, aus 
mehreren tausend Datensätzen inner-
halb kürzester Zeit Tatzusammenhänge 
festzustellen und entsprechend zeitnah 
Ergebnisse für die Ermittlung zu liefern.

Insgesamt 8,23 Mio Euro wurden in-
vestiert, sodass in 19 Monaten Bauzeit 
ein Polizei-Neubau in Bernau errich-
tet werden konnte. Ein modernes, hel-
les und großzügiges Gebäude entstand, 
das Platz für 116 Büroräume bietet. Die 
Idee war es, den Wunsch nach einer 
transparenten Polizei auch architekto-
nisch in dem neu zu erbauenden Ge-
bäude umzusetzen. So ist es also kein 
Zufall, dass etwa 3.000 Quadratmeter 
Glas verbaut wurden. Das neue Gebäu-
de lässt den Blick auf viele Arbeitsplät-
ze zu. So hat auch der Chef des Hau-
ses nicht nur einen guten „Durchblick“, 
sondern kann an seinem Schreibtisch 
sitzend gleichermaßen durch die gro-
ße Fensterfläche wahrgenommen wer-
den. Die Schlüsselübergabe des Neu-
baus fand am 23. Juni 2006 statt.

Einführung SCHARS-Web
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Hell, transparent, 
modern – die 
neue Polizeiwache 
in Bernau
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52 Raubüberfälle auf Geldinsti-
tute, davon 21 in Brandenburg, 
50 weitere Straftaten wie Fahr-
zeugdiebstähle und ein versuchter 
Mord gehen auf das Konto der aus 
Deutschen und Polen bestehen-
den Tätergruppe. Von 2002 
bis 2005 machte die Grup-
pe rund 3,6 Millionen Eu-
ro Beute. Die Straftatenserie 
der so genannten Schlapp-
hutbande erstreckte sich über 
das ganze Bundesgebiet. 

2003 wurde durch das Poli-
zeipräsidium (PP) Potsdam eine 
Häufung von bewaffneten Raub-
überfällen auf Geldinstitute fest-
gestellt. Im Februar 2004 wurde 
deshalb die BAO „Schlapphut“ ge-
gründet, die ihren Namen bekam, 
weil die Täter bei Tatbegehung die-
se markante Kopfbedeckung tru-
gen. Unter der Federführung des 
PP’s begannen länderübergreifen-
de Ermittlungen gegen die mit äu-
ßerster Brutalität agierenden be-
waffneten Täter. Die Gefährlichkeit 
der Täter und die geringe Hemm-
schwelle bei der Anwendung 
von mitgeführten 
Waffen zeigten sich, 
als die Täter mit Ma-
schinenpistolen auf 
ein Brandenburger Po-
lizeifahrzeug schossen. 
2006 konnten die Täter 
festgenommen werden.
Im selben Jahr erfolgte ih-
re Verurteilung zu mehr-
jährigen Haftstrafen.

„Die Straftatenserie die-
ser Tätergruppe war wohl 
in der Dimension einma-
lig in der deutschen Nach-
kriegsgeschichte. Bei länder-
übergreifenden Einsätzen wa-
ren durchschnittlich 200 Be-
amte der Spezialeinheiten und 
weitere 400 Polizeibeamte im 
Einsatz“, erinnert sich Hans-Jür-
gen Mörke, der damals Polizeifüh-
rer war.

Schlapphüten auf der Spur  
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50 weitere Straftaten wie Fahr-
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te innerhalb und außerhalb von Fahr-
zeugen, GPS zur Ortung, IT-Systeme,  
mobile PC für einen schnellen und si-
cheren Zugriff auf die unterschiedlichs-
ten polizeilichen und öffentlichen In-
formationssysteme sowie Fahrerinfor-

mations- und Fahrerleitsysteme.   
In der Polizei Brandenburgs 

wurden seit 2007 
einzelne Techno lo-
gien in zehn Funk-
streifenwagen mit 
der Fahrzeug indu-
s trie verbaut und 
getestet. Im Jahr 
2008 wurde die 
GPS-Ortung der 
Funkstreifenwagen 
in das Einsatzleit-

system integriert und seit dem Jahr 
2009 sind alle Funkstreifenwagen des 
Streifendienstes im Einsatzleitsystem 
mit dem aktuellen Einsatzstatus lokali-
siert und identifi ziert. Ebenfalls seit 
dem Jahr 2009 werden alle Funkstrei-
fenwagen im Rahmen der jährlichen 
Beschaffungsmaßnahmen mit Video-
technik standardmäßig ausgestattet.

Im Jahr 2001 wurden durch die Pro-
jektgruppe „Eigensicherung in der Poli-
zei“ eine Vielzahl von technischen Füh-
rungs- und Einsatzmitteln für die Eigen-
sicherung geprüft und bewertet. Hierzu 
gehörten im Zusammenhang mit Funk-
streifenwagen u. a.  Videoanlagen zur 
Dokumentation von Anhalte- und Kon-
trollvorgängen, Notrufe für Einsatzkräf-

Interaktiv unterwegs

Nach einem fast einjährigen Trage-
versuch durch rund 400 Polizeibe-
amte begann Ende 2007 die Ein-
führung einer neuen funktiona-
len Dienstkleidung in der europä-
ischen Polizeifarbe „Blau“. Zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
brandenburgischen Polizei wurde 
eine Dienstkleidung von Polizisten 
für Polizisten entwickelt. Das Er-
gebnis kann sich sehen lassen. Die 
Resonanz auf das neue Outfi t war 
sowohl bei den testenden Beamten 
als auch bei der Bevölkerung posi-
tiv. So erhielten von 2008 an schritt-
weise jährlich rund 2.000 Beamte 
die neue Uniform. Bis Ende 2010 
konnten alle 6.000 uniformierten 
Polizisten mit der neuen Dienstklei-
dung ausgestattet werden.

Polizei wechselt 
die Farbe
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mobile PC für einen schnellen und si-
cheren Zugriff auf die unterschiedlichs-
ten polizeilichen und öffentlichen In-
formationssysteme sowie Fahrerinfor-

mations- und Fahrerleitsysteme.   
In der Polizei Brandenburgs 

Interaktiv unterwegs

2007
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Die zunächst unfassbaren Aussagen 
zweier Insider aus dem Klientel der 
kriminellen Abfallentsorger im Jahr 
2007 wurde am 18. Juli des Jahres Re-
alität: In einer Kiesgrube waren be-
reits seit März 2006 fortdauernd und 
teilweise im Akkord tausende Ton-
nen stinkenden und mit gefährlichen 
Inhaltsstoffen durchsetzten Mülls mit 
hoher krimineller Energie vergraben 
worden. Es sollte nicht der einzige 
Tatort dieser Art bleiben. Zum 1. No-
vember 2007 wurde deshalb die Er-
mittlungskommission (EK) „Umwelt“ 
mit 17 Mitarbeitern gebildet.

Umgestaltung der Landesdatenhaltung 
erfolgreich zu Ende gebracht.

Am 1. November 2007 ging Com-
Vor 6.5 an den Start. Es ermöglicht die 
elektronische Bearbeitung der meis-
ten polizeilichen Vorgänge. Zahlreiche 
Schnittstellen vermeiden Medienbrü-
che. Im engen Zusammenwirken mit 
den Polizeibehörden und -einrichtun-
gen wird ComVor seitdem stetig wei-
terentwickelt und dem Bedarf der po-
lizeilichen Arbeit in Brandenburg ange-
passt. Inzwischen ist ComVor auf über 
5.200 vernetzten Arbeitsplätzen der Po-
lizei zu finden.

Mit dem Eintritt in die Länderkoopera-
tion mit Hamburg, Hessen und Baden-
Württemberg begann für  Brandenburgs 
Polizei ein neues Zeitalter der IT. Nach 
Beginn im Jahr 2006 wurde 2007 ein 
umfassendes Projekt zur Einführung ei-
nes Computergestützten Vorgangsbe-
arbeitungssystems (ComVor) und der 

Revolution in der 
Vorgangsbearbeitung

2007 wurde die Fachanwendung PKS-
web in Brandenburg eingeführt. Vielsei-
tige Funktionalitäten ermöglichen seit-
her eine schnelle Recherche und Ab-
bildung der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik. Die Anwendung macht Analysen 
mit flexibel wählbarem Detaillierungs-
grad nach geografischen und polizeior-
ganisatorischen Strukturen mit Unter-
gliederung nach Delikten, Tatverdächti-
gen und Opfern/Geschädigten über va-
riabel definierbare Zeiträume möglich. 
Eine reproduzierbare Momentaufnah-
me für wissenschaftliche Langzeitunter-
suchungen ist ebenfalls gegeben. 

PKSweb 
gibt regionale 
Auskunft

vor sich hin und beeinflussten teilwei-
se nachhaltig unser Grundwasser. In 6 
Kiestagebauen und 7 sogenannten Alt-
deponien wurden rund 650.000 m³ ille-
gal vergrabener Müll gefunden. Das ent-
spricht ca. 9.300 LKW-Containerzügen. 

Durch die Arbeit der EK „Umwelt“ 
erhielt das Thema Umweltkriminalität 
einen völlig neuen Stellenwert. Dieses 
Kriminalitätsphänomen wurde in den 
zuständigen Ministerien nun sensibler 
betrachtet. Das Landesamt für Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe erweiter-
te bereits nach den ersten Feststellun-
gen der EK „Umwelt“ die sehr kosten-
aufwendigen Beprobungen von soge-
nannten Verdachtsflächen und ging ab 
2009 zu einer intensiven kontinuierli-
chen Grubenkontrolle über, die es vor-
her so nicht gab.

■■ MaSSwig, EK Umwelt

Überall im Land aber auch in vielen 
anderen Bundesländern wurden inzwi-
schen dutzende Kies- und Sandtage-
baue und Deponien ermittelt und im 
Rahmen der Beweisführung geöffnet. 
Millionen Kubikmeter Müll wurden aus 
Profitsucht illegal vergraben, stanken 

Die Schattenseiten 
der Abfallbeseitigung



gesamten Öffentlichkeit sich jedoch auf 
Mecklenburg-Vorpommern richtete, 
rückte auch Brandenburg in den Mit-
telpunkt. In Vorbereitung des Gipfels 
fanden bundesweit verschiedene Ver-
anstaltungen statt. So trafen sich die 
Umwelt-, Finanz- und Außenminister 
im März bzw. Mai 2007 in Potsdam. 
Der damalige Polizeiführer Hans-Jür-
gen Mörke erinnert sich: „Was die po-
lizeilichen Anforderungen an diese 
Einsätze anging, so war der Besuch 
der Außenminister der G8-Staaten 
und insbesondere die Anwesenheit 
von US-Außenministerin Condoleez-
za Rice mit der höchsten Sicherheits-
stufe besonders in der Vorbereitung 
und Durchführung des Einsatzes zu 
berücksichtigen. Zahlreiche Straßen-
sperrungen, ein gesperrter Jungfern-
see, extra gesicherte Gullydeckel und 
1.700 eingesetzte Polizeibeamte waren 
nur die äußeren Zeichen dieses Ein-
satzes. Auch die Anti-G8-Demons-
tration mit rund 1.000 Teilnehmern 
hatten wir zeitgleich zu bewältigen. 
Der Gesamteinsatz verlief störungs-
frei. Journalisten schrieben später 
über diesen Einsatz, dass das Treffen 
der Außenminister der G8-Staaten im 
Schloss Cecilienhof die bedeutendste 
politische Veranstaltung in Potsdam 
seit den Verhandlungen der Alliierten 
über das Potsdamer Abkommen im 
Sommer 1945 war.“ 

Im Juni 2007 fand in Heiligendamm 
(Mecklenburg-Vorpommern) der G8 
– Weltwirtschaftsgipfel statt.   Rund 
16.000 Polizisten der gesamten Bun-
desrepublik waren in Mecklenburg-
Vorpommern im Rahmen der dorti-
gen BAO „Kavala“ im Einsatz, um un-
ter den Augen der Weltöffentlichkeit ei-
nen störungsfreien Ablauf des Gipfels 
zu gewährleisten. Bevor der Fokus der 

Brandenburgs Polizei 
beim G 8-Gipfel
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ein Sicherheitskonzept entwickelt. Das 
führte dazu, dass 2007 eine Sortier-box 
fertiggestellt wurde. 

Neben bisher nicht vorhandenem 
Wetterschutz ist durch die massiven 
Boxen gewährleistet, dass bei einer un-
gewollten Detonation von Fundmuniti-
on die gesamte Wirkung in einem Raum 
(Box) bleibt und keine weiteren Mitar-
beiter sowie Anlagen/Einrichtungen in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Vom 
Leitstand der Sortierbox aus können 
die in der näheren Umgebung befi nd-
lichen technischen Einrichtungen, ge-
fahrlos ferngesteuert in Betrieb genom-
men und die Arbeitsabläufe ohne Per-
sonaleinsatz an dieser Technik über-
wacht werden.  

Am 19. Mai 2004 ereignete sich ein 
Unfall beim Sortieren von Fundmuni-
tion im Munitionszerlegebetrieb des 
KMBD. Ein Mitarbeiter kam dabei ums 
Leben, ein zweiter wurde schwer ver-
letzt. In Auswertung des Unfalls wurde 

Errichtung einer Sortierbox im 
Munitionszerlegebetrieb (MZB)

2007 wurde der klassische Diplomstudi-
engang „Gehobener Polizeivollzugs-
dienst“ durch einen akkreditierten Stu-
diengang ersetzt. Als eines der ersten 
Bundesländer, neben Schleswig-Hol-
stein und Bremen, führte Brandenburg 
den „Bachelor of Arts (B.A.) – Polizei-
vollzugsdienst/Police Service“ für die 
Ausbildung des gehobenen Polizeivoll-
zugsdienstes ein. Zuvor musste eine um-
fassende Studienreform mit anschlie-
ßender aufl agenfreier Akkreditierung 
bewältigt werden. Der Startschuss für 
die Einführung des neuen Studienganges 
fi el am 4. Oktober 2007.

Europaweit 
anerkannter 
Hochschul-
abschluss  

SEK-Einsatz 
in Waßmannsdorf

Am 20. April 2007, einem Freitag, 
wurde die Polizeiwache in Schöne-
feld darüber informiert, dass ein 
Mann in der Gemeinde Waßmanns-
dorf seine Tochter in seinem Haus 
bedroht. Der 52-Jährige hatte sich 
verbarrikadiert und drohte da-
mit, sich selbst bzw. seine Tochter 
mit einer Waffe zu töten. Glückli-
cherweise gelang es der 34-jähri-
gen Tochter, noch vor Eintreffen 
der Beamten aus dem Fenster zu 
fl üchten. Sie selbst hatte zuvor die 
Polizei von der Wohnung aus alar-
miert. Die ersten eintreffenden Be-
amten konnten die junge Frau, wel-
che unter Schock stand, in Sicher-
heit bringen. Anschließend evaku-
ierte die Polizei die Bewohner der 
Nachbargrundstücke.

Nachdem alle Versuche scheiter-
ten, den Mann zur Aufgabe zu be-
wegen, führten Spezialkräfte einen 
Zugriff durch. Bei einem Schuss-
wechsel, den der Mann eröffnet hat-
te, wurden zwei SEK-Beamte ver-
letzt, einer davon durch einen Ge-
sichtsdurchschuss schwer. Bei einer 
weiteren Annäherung an das Haus 
gegen 17:00 Uhr wurde der Täter, 
der als Sportschütze im Besitz der 
notwendigen Erlaubnisse für Waf-
fen war, leblos in seiner Wohnung 
aufgefunden. Die Auffi ndsituation 
ließ den Schluss zu, dass er sich 
selbst erschossen hatte.
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vom Sachgebiet StB 14 nahm die Or-
ganisation und Durchführung der Ver-
anstaltung in seine Hände und bewies 
selbst bei der Moderation des Startup 
Days großes Geschick. Gewinner wa-
ren nicht nur der ADAC und die Poli-
zei, die sich über erheblichen Zuspruch 
freuten, sondern auch die Motorradfah-
rer, die neben Fachsimpeleien auch ih-
re Fahrkünste auf dem Gelände erpro-
ben konnten.

Eine rundum gelungene Auftaktver-
anstaltung zur Eröffnung der Motor-
rad-Saison im Jahre 2007.

Erstmals fand am 22. April 2007 der 
Motorrad Startup Day unter der 
Schirmherrschaft des damaligen Poli-
zeipräsidenten Bruno Küpper auf dem 
Gelände des Fahrsicherheitszentrums 
des ADAC in Linthe statt. 

Ausgangspunkt für diese erste ge-
meinsame Aktion von Polizeipräsidium 
und ADAC war die besorgniserregen-
de Verkehrsunfalllage mit Beteiligung 
von Motorradfahrern. Frank Domanski 

Motorrad Startup Day in Linthe
2007

Bereits im Juli 
2004 erfolgte der 
erste Spatenstich 
zum Neubau des 
Kriminalwissen-
schaftlichen Zen-
trums in Ebers-
walde. Der Umzug 
vom bisherigen 
Standort in Berlin 

Johannisthal begann am 09. Juli 2007. Noch im selben 
Monat konnte mit wenigen Ausnahmen die Arbeitsfähig-
keit der Kriminaltechnik am neuen Standort hergestellt 
werden – eine logistische Meisterleistung.

 Seit der offi ziellen Inbetriebnahme dieser Laboratorien 
am 30. August 2007 stehen so modernste Rahmenbedin-
gungen zur Untersuchung von Spuren und Vergleichsma-
terialien zur Verfügung. 18,2 Mio Euro wurden investiert, 
um moderne Labor- und Expertiseräume mit einer Ge-
samtfl äche von 3.200 m² zu errichten. Besonderer Wert 
wurde bei der Planung und Umsetzung auf eine abgrenzen-

Kriminaltechniker ziehen nach Eberswalde
de Trennung beim Umgang mit Spuren- und Vergleichsma-
terialien gelegt, so dass Kon tamina ti onen weitestgehend 
ver mie den werden können. Großzügig bemes senen Be-
sich tungs einrich tun gen sichern darüber hinaus, dass auch 
kleinste Spu renanhaftungen festgestellt und für die forensi-
sche Analyse erschlossen werden können.
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Volksfest nach 
Schengen-Öffnung Schengen-Öffnung 



Meseberg im Juni 2008 – das klei-
ne Örtchen ist hermetisch abgerie-
gelt. Bis zu 1.800 Polizisten aus Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen und Berlin sind vor Ort. 

Es herrschte die höchste Sicherheits-
stufe. Auf Einladung von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel hielten sich der 
Präsident der Vereinigten Staaten von 
Amerika, George W. Bush, und seine 
Ehefrau Laura vom 10. bis 11. Juni im 
Gästehaus der Bundesregierung im 
Schloss Meseberg (LK Oberhavel) auf. 
Während des zweitägigen Aufenthaltes 
wurde der komplette Ort für den Durch-
fahrtsverkehr gesperrt, ausgenommen 
waren Anwohner und „berechtigte Per-
sonen“. Zuvor wurden alle Gullydeckel 
und Briefkästen versiegelt und der Hu-
wenowsee von Tauchern durchsucht. 
Der Besuch verlief ruhig, in Meseberg 
kehrte schnell wieder Ruhe ein.
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Meseberg im 
Ausnahmezustand



Bei einer Internetrecherche des zu-
ständigen BKA-Bereiches wurden zwei 
Videosequenzen festgestellt, die den 
schweren sexuellen Missbrauch eines 
etwa fünfjährigen Mädchens zeigen. 
Aus dem Sprechtext ergab sich eine 
Großvater-Enkel-Beziehung zwischen 
Täter und Opfer. Die Spezialisten der 
Sprecher-Erkennung im brandenbur-
gischen LKA führten im Auftrag des 
BKA im Rahmen des eingeleiteten Er-
mittlungsverfahrens eine spezifi sche 
Dialektanalyse durch. Im Ergebnis 
konnte die Herkunft des Täters auf ei-
nen engen Bereich in der Niederlausitz 
eingegrenzt werden.

Die anschließenden polizeilichen Er-
mittlungen des BKA sowie der LKÄ 
Sachsen und Brandenburg  führten zu  
Opfer und Täter, die aus Hoyerswerda 
bzw. Spremberg stammen. Am 24. Ap-
ril 2008 konnte daraufhin ein 53-jäh-
riger Mann als dringend Tatverdächti-
ger durch die Cottbusser Polizei festge-
nommen werden.

2008 war es soweit. Mit der Erpro-
bung der neuen Geschwindigkeits-
messgeräte ESO 3.0 und Poliscan-
Speed wurde das digitale Zeitalter der 
Verkehrsüberwachung eingeläutet. Die 
neuen Geräte brachten eine Reihe von 
Verbesserungen gegenüber der alten 
Technik. Musste zuvor abgewartet wer-
den, ob die Fotos der „Verkehrssünder“ 
tatsächlich verwertbar waren, konn-
ten nun gleichzeitig die Geschwindig-
keit gemessen und bei Verstoß digita-
le Bilder erstellt werden, deren Quali-
tät sofort erkennbar war. Der bisherige 
Filmwechsel entfi el. Außerdem wurde 
es nun möglich, erstmals sowohl die 
ankommenden als 
auch die abfl ie-
ßenden Verkehrs-
ströme zu überwa-
chen. Die leichte-
re Handhabbar-
keit der Geräte ließ 
die Auswertequote 
deutlich ansteigen.

Mit digitalen Messgeräten 
gegen Temposünder

Mit Sprechererkennung 
Kinderpornografie-Fall aufgeklärt
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Im Rahmen eines durch das Bundes-
ministerium des Innern eingeleiteten 
vereinsrechtlichen Ermittlungsverfah-
rens gegen die „Heimattreue Deutsche 
Jugend“ (HDJ) wurden am 9. Oktober 
2008 in 14 Bundesländern insgesamt 
101 Objekte durchsucht. Die Maßnah-
men richteten sich gegen 88 Mitglieder 
und Sympathisanten der als rechtsext-
remistisch eingestuften HDJ. Branden-
burg bildete mit 14 Objekten und 18 be-
troffenen Personen den Schwerpunkt 
der Maßnahmen. Unter den Betroffe-
nen befanden sich u. a. der 1. Bundes-
vorsitzende des Vereins, der NPD-Lan-
desvorsitzende von Berlin sowie ein be-
kannter Szene-Rechtsanwalt. Das Ver-
bot ist zwischenzeitlich rechtskräftig.

Das Polizeiliche Auskunftssystem Strafsachen (POLAS) ist seit 2008 das 
brandenburgisch-polizeiliche Landesdatenhaltungssystem. POLAS dient 
den Polizeibehörden des Landes Brandenburg zur Verarbeitung von Infor-
mationen zur Gefahrenabwehr einschließlich der vorbeugenden Bekämp-
fung von Straftaten, der Strafverfolgung (Aufklärung von Straftaten) sowie 
anderen für die polizeiliche Aufgabenerfüllung relevanten Vorkommnis-
sen. Es werden unter anderem Personenfahndungen, Kriminalaktennach-
weise, Haftdaten, Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Personengebunde-
ne Hinweise, Sachfahndungen und Falldaten gespeichert. POLAS wird über 
die ComVor-POLAS-Schnittstelle durch ComVor oder direkt über den PO-
LAS-Änderungsclient mit Daten befüllt. POLAS selbst ist das Quelldatensys-
tem für die PKS und bedient zudem INPOL-Zentral. Des Weiteren wird der 
Zugriff auf das Zentrale Verkehrsinformationssystem des KBA (ZEVIS), das 
Ausländerzentralregister (AZR) des BVA sowie auf die Daten des Schenge-
ner Informationssystem (NSIS) realisiert. POLAS löste am 1. Januar 2008 die 
bisher verwendeten Systeme PASS und INPOL-Land ab. Mit der Version 6.1 
nutzen Spezialisten seit Anfang 2011 ein System zur Gesichtserkennung. Die 
Implementierung der DNA-Analysedatei in POLAS folgt.

Der (Zwangs-)Anschluss des Grund-
stücks einer Rauener Familie an das 
Abwassersystem des örtlichen Zweck-
verbandes löste 2008 viele Diskussio-
nen aus. Ein Gerichtsurteil lag vor, der 
Anschluss sollte Ende April 2008 er-
folgen. Doch die Betroffenen wehrten 
sich.

Vor Ort in Rauen standen sich Rechts-
anwälte, Vollstreckungsbeauftragte und 
Sympathisanten der 
betroffenen Fami-
lie gegenüber. Da-
zwischen, von Me-
dienvertretern beob-
achtet, die Fürsten-

Anti-Konflikt-Team löst 
„Abwasserprobleme“

Rechtsextremistische 
„Heimattreue Deutsche 
Jugend“ verboten
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walder Polizei, die Vollzugshilfe leisten 
sollte. Die löste den Streit auf unkon-
ventionelle Weise mit dem Einsatz ei-
nes Anti-Konfl ikt-Teams (AKT). Es folg-
te ein Treffen aller Beteiligten auf neut-
ralem Boden in der Polizeiwache Fürs-
tenwalde. Die Polizei in der Rolle als 
Mediator, kein AKT typischer Einsatz. 
Am Ende konnte eine deutliche Annä-
herung der Positionen erreicht werden.

Von PASS zu POLAS



Revier ist er anerkannt und immer mit den Menschen im 
Gespräch. So gelingt es ihm, immer auf Gerüchte zu re-
agieren und die Fragen der Leute zu beantworten. Da Wer-
ner K. freiwillig einen engen Kontakt zu ihm hält, weiß er 
auch über ihn genau Bescheid. Inzwischen ist es ruhiger in 
Joachimsthal geworden. Die Menschen leben wie-
der gern hier. Toralf Stiebler hat einen 
wesentlichen Anteil daran.

Am 15. April 2008 wurde der Joachimsthaler Sexualstraftä-
ter Werner K. aus der JVA entlassen. Das forensische Gut-
achten geht von einer hohen Rückfallwahrscheinlichkeit 
aus. Als die Entlassung und Rückkehr von Werner K. be-
kannt wird, kommt es zu einer erheblichen Beunruhigung 
und zu Protesten in Joachimsthal. Ein hohes Medienin-
teresse und eine entsprechende Berichterstattung folgten. 
Um die Bevölkerung zu beruhigen, eskalierende Situati-
onen zu verhindern und Vertrauen 
wieder aufzubauen, reagiert die Po-
lizei mit umfassenden und langfris-
tigen Maßnahmen wie beispielswei-
se Observationen. Diese binden vie-
le Polizei-Kräfte.

Von Anfang an involviert ist auch 
Revierpolizist Toralf Stiebler. Als Re-
po hat er das Vertrauen der Joach-
imsthaler Einwohner und ist in der 
Lage auf sie einzuwirken. In seinem 

Umstritten war das „Projekt Trag-
schrauber“ von Anfang an. Im 
Herbst 2008 nahm die Kritik zu. 
Verschiedene Medien berichteten 
im September über eine fehlende 
Betriebserlaubnis für die durch die 
Brandenburger Polizei zu Testzwe-
cken eingesetzten Tragschrauber. 
Ein Gutachten belegte später, dass 
der Betrieb nicht rechtswidrig war. 
Die Kritik am gesamten „Projekt 
Tragschrauber“ hielt ungeachtet 
dessen weiter an. Minister Schön-
bohm gab ein Jahr darauf dennoch 
„grünes Licht“ für den Tragschrau-
ber und entschied diesen als Ein-
satzmittel freizu-
geben. Endgül-
tig gestoppt wur-
de der Einsatz 
von Nachfolge-
minister Speer.

Tragschrauber – 
Flüge ohne Zulassung?

Entlassung von Sexual straftäter 
sorgt für Unruhe 
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Joachimsthal geworden. Die Menschen leben wie-
der gern hier. Toralf Stiebler hat einen 
wesentlichen Anteil daran.

Beruhigt durch Kommunikation:
Revierpolizist Toralf Stiebler



Nach erfolgreicher Vorlaufphase nahm die zentrale 
Beschaffungsstelle (ZfB) im ZDPol am 1. Juli 2008 of-
fiziell ihre Arbeit auf. Die ZfB bietet den Dienststellen 
der Brandenburger Landes- und Kommunalverwal-
tung von der Produktberatung über die Auftragsver-
gabe bis zur Warenlieferung einen zentralen Beschaf-
fungsservice an. Über 8.000 Artikel sind vorhanden. 
Vom Büropapier, über IT-Technik und Bekleidung bis hin 
zum Dienstwagen – die Kunden können von nun an fast 
alles über das Online-Warenhaus des ZDPol per Maus-
klick bestellen. Darüber hinaus übernimmt die ZfB auch 
die Beschaffung von sogenannten Nicht-Standard-Produk-
ten. Neben Feuerwehreinsatz- u. a. Spezialfahrzeugen, zäh-
len hierzu auch Büroausstattungen mit speziellen Anforde-
rungen. So soll zukünftig auch die Ausstattung des neuen 
Landtagsgebäudes über die ZfB erfolgen.

Büroartikel und 
Dienstwagen 
per Mouseklick
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Flaggschiff der WSP modernisiert

Der 15-jährige landesweite Einsatz hatte Spuren an der 
WSP 1, dem Flaggschiff von Brandenburgs Wasser-
schutzpolizei, hinterlassen. Es zeigten sich deutliche 
Verschleißerscheinungen am Schiffskörper, am Antrieb 
und an der technischen Ausrüstungsanlage. 

So führte der vorerst letzte Weg der WSP 1 im Septem-
ber 2007 in eine Werft bei Oranienburg. Nach gut zehn-
monatiger Sanierung konnte die WSP 1  im Juli 2008 ih-
ren Dienst wieder aufnehmen. Das Schiff wurde für rund 
1,1 Mio € von Grund auf saniert, was deutlich günstiger 
als ein Neukauf war. Neben der Instandhaltung und Mo-

dernisierung aller schiffstechnischen Anlagen und Sys-
teme wurden auch die Platzverhältnisse optimiert. Eine 
moderne Navigations- und Kommunikationsausstattung 
sowie die erweiterte polizeispezifische Ausrüstung haben 
das Schiff fit für zukünftige Aufgaben gemacht. Kompo-
nenten wie vernetzte PC-Arbeitsplätze, Bildempfangsan-
lage und ein entsprechend ausgestatteter Führungsraum 
sorgen dafür, dass die WSP1 bei besonderen Einsatzlagen 
schnell zur „schwimmenden Befehlsstelle“ wird. Das im 
Jahr 2003 aufgelegte Bootsneubauprogramm fand mit die-
ser Indienststellung seinen „krönenden“ Abschluss.
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Der Begriff Akkreditierung (lat. ac-
credere, Glauben schenken) wird in 
verschiedenen Bereichen benutzt, um 
den Umstand zu beschreiben, dass ei-
ne allgemein anerkannte Instanz ei-
ner anderen das Erfüllen einer be-
sonderen (nützlichen) Eigenschaft be-
scheinigt. Akkreditieren heißt verein-
facht, Kompetenz zu bestätigen, zum 
Beispiel zur Durchführung von Prü-

Warum Sie uns glauben können – 
die Akkreditierung des 
Kriminalwissenschaftlichen Zentrums

Speer wird Innen-
minister – Polizeireform 
bereits im Gepäck
Im November 
2009 wurde Rai-
ner Speer Innen-
minister des Lan-
des Brandenburg. 
Im Gepäck hatte 
er den Auftrag, die 
Polizeistrukturen 
zu reformieren. 
Zur Vorbereitung 
der notwendigen 
Entscheidungen 
setzte er eine Ex-
pertenkommissi-
on ein. Auf der 
Grundlage deren 
Berichtes sollte später ein Konzept zur „Mittelfristigen Stel-
lenentwicklung und notwendigen Strukturveränderungen bei 
der Polizei“ entstehen. Als Orientierungsgröße künftiger 
Planstellen bei der Polizei wurde der Kommission die „Ziel-
zahl 7.000“ vorgegeben.

fungen oder Inspektionen. Im Rah-
men der Akkreditierung wird durch 
Experten überprüft, ob eine Stelle die 
für sie relevante Norm einhält. 

Das Brandenburger Landeskriminal-
amt hat 2009 ein Qualitätssiegel für sei-
ne kriminaltechnische Arbeit erhalten. 
Die Staatliche Akkreditierungsstelle in 
Hannover (AKS) hat das Kriminalwis-
senschaftliche Zentrum (KWZ) nach 
der entsprechenden DIN-Norm (DIN 
EN ISO/IEC 17025:2005 „Allgemeine 
Anforderungen an die Kompetenz von 
Prüf- und Kalibrierlaboratorien“) für 
sein Qualitätsmanagement (QM) und 
die Zuverlässigkeit von wesentlichen 
Untersuchungsverfahren in fünf Prüf-
bereichen akkreditiert. 

Während der zweitägigen Begutach-
tung überzeugten sich vier externe un-
abhängige Begutachter und Fachexper-
ten davon, dass ein geeignetes QM-Sys-
tem betrieben wird und überprüften die 
Umsetzung der normativen Anforde-
rungen. Im Dezember 2009 wurde die 
Akkreditierungsurkunde von der AKS 
an den Direktor des LKA übergeben.

Dr. Benno Schultz, 
Leiter des Krimi-
naltechnischen 
Institutes, mit 
Dieter Büddefeld, 
damals Direktor 
des LKA

Forstbeschäf-
tigte verstärken 
KMBD
Seit 2007 unterstützt der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KMBD) die Landesforstverwal-
tung Brandenburg bei der Hol-
zernte sowie bei Pflegemaß-
nahmen im Landeswald. In 
den Pflegeblöcken, die in einer 
Kampfmittelverdachtsfläche lie-
gen, werden die Arbeitsschnei-
sen für die Holzerntemaschinen 
zur Sicherheit nach Kampfmit-
teln abgesucht. Dabei kommen 
auch als Räumstellenhilfskräfte 
ausgebildete Forstarbeiter zum 
Einsatz. Im September 2009 
wurde der ZDPol durch sechs 
Forstbeschäftigte aus der Lan-
desforstverwaltung verstärkt. 
Diese sind in verschiedenen Ar-
beitsbereichen und Standorten 
des KMBD eingesetzt.



20 Jahre Polizei BrandenBurg92 20 Jahre Polizei BrandenBurg 2009
Sicherheitsoffensive 
gegen LKW-Unfälle

Videosysteme 
zur Eigen-
sicherung

2009 wurden erstma-
lig 40 Funkstreifenwagen mit Video-
systemen zur Aufzeichnung von An-
halte- und Kontrollvorgängen im Stra-
ßenverkehr und zur Erhöhung der Ei-
gensicherung der Poli zeibeamten im 
Wach- und Wechseldienst ausgestattet 
und erprobt. Im Ergebnis dieser Erpro-
bung wurde der Einsatz der Videotech-
nik positiv bewertet und als wesentli-
che Optimierung der Eigensicherung 

Schwere LKW-Unfälle mit lang 
andauernden Staus sind leider 
keine Einzellfälle. Unter der 
Schirmherrschaft des damaligen 
Polizeipräsidenten Rainer Kann 
startete das Polizeipräsidium 
Potsdam am 10. Juni 2009 ei-
ne Sicherheitsoffensive mit dem 
Schwerpunkt LKW. An insge-
samt 7 Kontrollstellen auf den 
Autobahnen  A2, A9, A10 und 
A24 wurden vorrangig LKW’s 
kontrolliert. Allein an der Kon-
trollstelle Walsleben auf der A24 
beanstandeten die Beamten 45 
von 60 kontrollierten Fahrzeu-
gen! „Auch die heutigen Ergeb-
nisse zeigen mit erschreckender 
Deutlichkeit, in welchem Ma-
ße Vorschriften im LKW-Ver-
kehr missachtet werden. Dar-
aus folgen gravierende Gefah-
ren für die Verkehrsteilneh-
mer, die wir im Interesse der 
Verkehrssicherheit bekämpfen 
müssen“, betonte Rainer Kann 
bei der Auftaktveranstaltung.

lig 40 Funkstreifenwagen mit Video-
systemen zur Aufzeichnung von An-

2009 wurden erstma-
lig 40 Funkstreifenwagen mit Video-

eingeschätzt. Vor diesem Hintergrund 
wurde entschieden, künftig zu beschaf-
fende Funkstreifenwagen grundsätzlich 
mit Videotechnik zur Eigensicherung 
auszustatten. Der ZDPol wurde gleich-
zeitig beauftragt, weiterhin gemeinsam 
mit der Industrie den serienreifen Ein-
bau IP-fähiger Videotechniken voran-
zutreiben.
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Lauchhammer: Am 23. 
November 2009 wurde 
der Polizeibeamte Stef-
fen M. Opfer eines Ge-
waltverbrechens. Seine 
Frau fand den 46-Jähri-
gen leblos vor seiner pri-
vaten Garage. Der Po-
l izeihauptkommissar 
wies schwere Stich- und 
Schädelverletzungen 
auf. Der oder die Täter 
fl üchteten mit dem Auto 
des Opfers, einem grau-
en Opel Vectra. Die Po-
lizei fahndete kurze Zeit 

später mit einem Blitzerfoto und hoffte auf Hinweise aus 
der Bevölkerung zu dem auf dem Foto abgebildeten Tat-
verdächtigen. Das Fahrzeug wurde einen Tag nach der 
Tat in der Nähe der Ortschaft Blochwitz im Landkreis 
Riesa-Großenhain (Sachsen) aufgefunden. Es wies 
Beschädigungen an der Front, der Fahrertür und 
am Heck auf. Die Heckstoßstange fehlte komplett. 

 Zahlreiche Hinweise aus der Bevölkerung gin-
gen bei den Ermittlern der Mordkommission ein. 
Ein Jahr später führte die Spur zu zwei Tatverdäch-
tigen aus Sachsen. Sie wurden festgenommen. Eine 
Haftrichterin lehnte einen Haftbefehl ab. Die Indizien 
reichten nicht aus. Es wird weiter ermittelt.

Mord am Polizisten Steffen M.

der Bevölkerung zu dem auf dem Foto abgebildeten Tat-
verdächtigen. Das Fahrzeug wurde einen Tag nach der 
Tat in der Nähe der Ortschaft Blochwitz im Landkreis 

tigen aus Sachsen. Sie wurden festgenommen. Eine 
Haftrichterin lehnte einen Haftbefehl ab. Die Indizien 
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Fahrzeuges beauftragt und in Zusam-
menarbeit mit der Technischen Einsatz-
einheit (TEE) wurden entsprechende 
Pläne für den Fahrzeugbauer erarbeitet. 

Am 7. August 2009 war es dann so-
weit: Der Toilettenwagen der Polizei 
Brandenburg (ugs. ToiKw genannt) 
hatte Premiere. Seitdem ist er ständiger 
und unentbehrlicher Begleiter polizei-
licher Großeinsätze im eigenen Land 
oder zur Einsatzunterstützung in ande-
ren Bundesländern.

Nach einer etwa eineinhalbjährigen 
Projektphase im ZDPol wurde „Erken-
nungsdienst digital“ (ED-Di) 2009 lan-
desweit in Betrieb genommen. Seit-
dem liegen die Erfassung des Tatver-
dächtigen/Beschuldigten mit der dazu-
gehörigen Personenbeschreibung und 
das Einstellen digitaler Täterlichtbilder 
und Fingerabdrücke technisch in einer 
Hand. Die in diesem Zusammenhang 
eingeführte Livescantechnik ermög-
licht die digitale Erfassung der Finger-
abdrücke. Die Eintragungen erfolgen 
direkt in POLAS. Durch die Weiterent-
wicklung innerhalb des bundesweiten 
Arbeitskreises ED-Di ist seit 2010 auch 
die Erfassung der Ausweisdokumente 
des Tatverdächtigen/ Beschuldigten in 
POLAS möglich.

Nur allzu oft konnte man verfolgen, wie 
Besatzungen vollbesetzter Halbgrup-
penwagen die nächstgelegene Polizei-
dienststelle oder öffentliche Einrichtun-
gen wie Hotels oder Restaurants auf-
suchten, um ihre Notdurft verrichten zu 
können. 

2008 konnte der Personalrat den da-
maligen Innenminister Schönbohm von 
der Notwendigkeit eines Toilettenkraft-
wagens überzeugen. Der ZDPol wurde 
mit der Beschaffung eines geeigneten 

Erkennungsdienst digital

Lang erwartet und herbeigesehnt …  
der Toilettenkraftwagen

2009

Im Juni 2006 berichtete eine RBB-
Reporterin, die Brandenburger 
Polizei „sei stasidurchsetzt“. Dies 

löste eine Debatte im Land 
aus. Das Kabinett lehnte eine 
erneute Stasi-Überprüfung 
ab. Das Innenministerium 
wollte „in Einzelfällen noch 
einmal genauer hinsehen“ 
und tat dies auch. Das 
Thema ließ Öffentlichkeit 
und Polizei auch da-
nach nicht los. Eine 
Novelle des Stasiunter-
lagengesetzes sorgte 
Ende 2011 für mehr 

Klarheit und Perspektive 
in dieser sensiblen Frage. Ende 
April 2012 einigte sich die Lan-
desregierung auf neue einheitliche 
Grundsätze für Stasi-Überprüfun-
gen im Öffentlichen Dienst.

Ex-Stasi-Mitarbeiter 
bei der Polizei – 
alte Debatte und neue 
Aufregung
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Rockerverein „Chicanos 
MC Barnim“ wird verboten

Bereits Ende 2008 wurde die Zunahme 
von gewalttätigen Auseinandersetzun-
gen von Mitgliedern rivalisierender 
Motorradclubs durch die Polizei fest-
gestellt. Im April 2009 gründete sich 
der „Chicanos MC Barnim“. Schon 
bald darauf eskalierten Auseinander-
setzungen u.a. mit den Hells Angels.

Als am 21. Juni 2009 in Finowfurt ein 
Mordanschlag verübt wird, ergeben ak-
ribische Ermittlungen, was sich hinter 
dem Sachverhalt tatsächlich verbirgt, 
der zunächst als schwerer Verkehrsun-
fall gemeldet wird. Mitglieder der Ban-
didos hatten Anhänger der Hells An-
gels mit Macheten, Messern und Base-
ballschlägern überfallen und schwer 
verletzt. Einem Opfer wurde mit einer 

Machete ein Bein nahezu abgetrennt. 
Eberswalder Polizeibeamten erkann-
ten bereits im ersten Angriff, dass sie 
es hier nicht einem Unfall, sondern 
mit einer schweren Straftat zu tun ha-
ben. Die weiteren Ermittlungen wur-
den durch das Kommissariat Schwere 
Kriminalität und das LKA geführt. Die 
Straftat wurde aufgeklärt.

Das Innenministerium reagiert vor 
dem Hintergrund dieser Entwick-
lungen prompt. Am 24. Au-
gust 2009 wird der Verein 
„Chicanos MC Barnim“ 
verboten. „Das Verbot ist ein 
klares Signal, dass wir dem 
Rockerunwesen mit allen 
rechtlich zu Gebote stehenden 

Mitteln entgegentreten und die Entste-
hung und Ausbreitung krimineller Ver-
einigungen nicht dulden. Die Szene 
wäre gut beraten, dieses Zeichen unse-
rer Entschlossenheit sehr ernst zu neh-
men“, wird der Innenminister in einer 
Pressemitteilung des MI zitiert.den durch das Kommissariat Schwere 

Kriminalität und das LKA geführt. Die 

Das Innenministerium reagiert vor 
dem Hintergrund dieser Entwick-

rechtlich zu Gebote stehenden 

Pressemitteilung des MI zitiert.
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Dietmar Woidke 
wird Innenminister
Der Landtag beschließt im Dezember die Polizeireform

Im Oktober 2010 wird Dietmar Woidke Innenminister, zwei Monate später be-
schließt der Landtag das Polizeistrukturreformgesetz. Das durch die Experten-
kommission vorbereitete Konzept des Innenministers wurde dem Landtag vor-
gelegt. Zusätzlich wurde der Gesetzentwurf für ein Polizeistrukturreformgesetz 
„Polizei2020“ förmlich zugeleitet. Weitere von der Kommission empfohlene 
und von der Landesregierung vorgeschlagene Änderungen – wie die Einrich-
tung der Direktionen und die neue Struktur der Liniendienststellen – waren 
nicht Gegenstand des Gesetzentwurfes.

Mit der Reform sollte die Organisation gestrafft werden. Die zwei Polizeipräsi-
dien wurden zu einem zusammengeführt, welches die Landeseinsatzeinheit und 
das Landeskriminalamt einschließt. Die bisherigen 15 Schutzbereiche wurden zu 
vier Polizeidirektionen zusammengeführt. Unterhalb der Direktionen gibt es nun 
Inspektionen mit Polizeirevieren und einer Revierpolizei.

Medienpreis an Kurt 
Westergaard – 
300 Polizisten im Einsatz

Am 8. September 2010 wurde der dä-
nische Karikaturist Kurt Westergaard 
in Potsdam mit dem Medienpreis M100 
ausgezeichnet. Kein einfacher Einsatz 
für die Polizei, die mit rund 300 Beam-
tinnen und Beamten im Einsatz war. 
Polizeiführer LPD Ralf Marschall: „Das 
war ein außergewöhnlich interessan-
ter Einsatz. Die Besonderheit bestand 
in der Person des Preisträgers, der als 
Mohammed-Karikaturist weltweit be-
kannt ist und für seine Karikaturen 
mit dem Tode bedroht wird. Aus die-
ser Situation erwuchs ein besonderes 

Schutzbedürfnis des Preisträgers, dem 
wir mit unserem Einsatz Rechnung 
trugen. Da die Preisverleihung durch 
die Bundeskanzlerin persönlich vor-
genommen wurde und eine weltwei-
te TV-Übertragung erfolgte, arbeiteten 
wir auch mit dem BKA eng zusammen. 
In mehreren Vorbesprechungen wurde 
ein gegenseitiges Verständnis erzeugt, 
das wesentlich für die sehr gute Zu-
sammenarbeit zwischen allen Beteilig-
ten am Einsatztag und den späteren er-
folgreichen und störungsfreien Verlauf 
des Gesamteinsatzes war.“



Noch in der Nacht zum Montag 
machten sich 2 Reisebusse mit ins-
gesamt 120 Angehörigen aus Sloci-
eniec auf den Weg nach Königs Wus-
terhausen ins Achenbach-Kranken-
haus. Nach dem sie gegen 10 Uhr ein-
getroffen waren, wurden sie vom Leiter 
des Schutzbereiches und vom Landrat 
Dahme-Spreewald über den Gesund-
heitszustand ihrer Verwandten infor-
miert. Wenig später fuhren sie dann per 
Taxi zu den Krankenhäusern in Bran-
denburg und Berlin, in denen die Un-
fallopfer versorgt wurden.

Polens damaliger Botschafter Marek 
Prawda lobte sowohl den Rettungsein-
satz von deutscher Feuerwehr und Po-
lizei als auch die Betreuung der pol-
nischen Angehörigen in den Folge-

tagen als „professionell und 
schnell“. Das sei „eine beacht-
liche Leistung“ gewesen.

Ein polnischer Bus mit 49 Insassen war 
bei dem Unfall am 26. September 2010 
am Schönefelder Kreuz gegen einen 
Brückenpfeiler geprallt. 14 Tote und 
38 Verletzte, darunter viele Schwerver-
letzte, waren die tragische Bilanz dieses 
Unfalls.  Alle Businsassen aus dem Ort 
Slocieniec (Falkenburg), 90 Kilometer 
östlich von Stettin, waren Beschäftig-
te eines polnischen Forstbetriebes und 
auf dem Rückweg von einer einwöchi-
gen Urlaubsreise in Spanien. Der Un-
fall führte zu einem Großeinsatz von 
250 Brandenburger und Berliner Ret-
tungskräften sowie mehr als 50 Poli-
zisten aus dem Schutzbereich Dahme-
Spreewald. Sechs Hubschrauber brach-
ten die Verletzten in Krankenhäuser in 
Brandenburg und Berlin.

Tragik auf der Autobahn– 
14 Tote bei Busunfall
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Mit Wasser gegen Bomben
Der Umgang mit Langzeitzündern von 
Bomben wird immer gefährlicher. Um 
weiterhin sicher vorzugehen, müssen 
die Experten des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes (KMBD) bei der Ent-
schärfung der Bomben mit Langzeit-
zündern neue Wege gehen. So wurde 
nach den Ideen des KMBD durch ei-
ne Spezialfi rma ein Wasserschneidgerät 
zur Bombenentschärfung entwickelt 
und hergestellt. Ziel war es, dass kein 
Entschärfer mehr an der Bombe selbst 

arbeitet. Das ist mit der neuen Tech-
nik gelungen. Das Gerät wird an die 
Bombe gestellt und kann problemlos 
die Zünder herausschneiden. Der Pro-
zess wird ferngesteuert und per Video-
übertragung beobachtet. In Kooperati-
on mit der BTU Cottbus werden wei-
tere Forschungsprojekte zur Technik-
entwicklung bei der Entschärfung und 
Vernichtung von Großbomben sowie 
der Gefährdungsreduzierung bei diesen 
Maßnahmen entwickelt.

Im Frühjahr 2010 ließ sich in 
Biegen (Landkreis MOL) ein 
Storch mit blau eingefärbtem 
Federkleid nieder, der auch 
überregional für Aufsehen sorg-
te. Das LKA erklärte sich auf 
Anfrage bereit, der Ursache der 
Blaufärbung auf den Grund zu 
gehen. Im Dezernat Forensische 
Chemie wurde dazu eine in Bie-
gen gefundene blaugefärbte Fe-
der mit Hilfe verschiedener ins-
trumenteller Analysentechniken 
untersucht. Die Spekulationen 
um ein Natur-Phänomen erwie-
sen sich als falsch. Im Ergebnis 
der Untersuchungen wurde fest-
gestellt, dass die Blaufärbung auf 
ein organisches Pigment aus der 
Gruppe der synthetisch herge-
stellten Kupferphthalocyanine 
zurückzuführen war, die beson-
ders reine und intensive Farb-
töne aufweisen. Informationen 
über den Ort und den Zeitpunkt 
der Einfärbung der vorgelegten 
Feder ließen sich aus diesem Er-
gebnis allerdings nicht ableiten.

„Storch-Auf-
trag“ für LKA



Segelyacht mit heißer Fracht

Ermittler des Dezernates „Organisier-
te Kriminalität“ des Landeskriminal-
amtes Brandenburg stellten am 13. Juli 
2010 in Cuxhaven eine aus der Karibik 
kommende Segelyacht mit 14 kg Koka-
in an Bord sicher und nahmen die Dro-
gendealer fest. Die Tätergruppe setz-
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te sich ausschließlich aus Brandenbur-
gern zusammen, die sich bereits im Jahr 
2009 zusammengetan hatten. Für den 
Schmuggel erwarb die Bande in Miami 
eine hochseetüchtige Segelyacht. Von 
dort aus starteten zwei Beschuldigte 
und eine Freundin im April 2010 den 

Fahrradstreifen

Segeltörn durch die Karibik nach Aru-
ba. Mit den im Boot verbauten Betäu-
bungsmitteln segelten zwei Beschuldig-
te nach Deutschland. Kurz nach dem 
Einlaufen im Hafen wurden die bei-
den Segler sowie weitere Beschuldigte 
durch Beamte des LKA festgenommen.

 Mittlerweile sind die Verhandlungen 
am Landgericht Potsdam abgeschlos-
sen. In den Gerichtsverfahren wurden 
den insgesamt acht Tatbeteiligten Haft-
strafen zwischen sechs Jahren und 2 
Jahren und 4 Monaten ausgesprochen.



Haus, welches nicht sichtbare Spuren 
davongetragen hatte. Dächer wurden 
einfach abgedeckt. Uralte Bäume, die 
schon vielen Stürmen getrotzt hatten, 
waren entwurzelt oder umgeknickt wie 
Streichhölzer. Eine stromlose, dunk-
le Nacht lag vor den Einwohnern der 
Stadt.

Die Sicherheit der Bewohner und 
der zahlreichen Einsatzkräfte der Feu-
erwehren und Hilfsorganisationen 
zu gewährleisten, stand für die Poli-
zei nun auf der Tages- und Nachtord-
nung. Für die Mitarbeiter aus Elbe-Els-
ter kam schnelle Unterstützung aus den 
Schutzbereichen Cottbus/Spree-Neiße, 
Teltow-Fläming und Oberspreewald-
Lausitz sowie von der Landeseinsatz-
einheit.  

Pfi ngstmontag 2010, gegen 16:30 Uhr: 
Urplötzlich verdunkelte sich der Him-
mel und ein schrecklicher Sturm tobte 
über der Stadt. In nur 10 Minuten hin-
terließ er eine Spur der Verwüstung. 
Wie durch ein Wunder wurde kein 
Mensch verletzt. Jedoch gab es kein 

Tornado wütete über Mühlberg

Brandanschlag auf das 
„Haus der Demokratie“ in Zossen
Am 22. Januar 2010 verübten drei Tä-
ter einen Brandanschlag auf das „Haus 
der Demokratie“ in Zossen. Im Rah-
men der Ermittlungen wurde bekannt, 
dass der Brandanschlag durch Mitglie-
der bzw. Sympathisanten der örtlichen 
rechtsextremistischen Szene bereits seit 
Längerem, insbesondere vor dem Hin-
tergrund der für Ende Januar 2010 ge-
plante Gedenkveranstaltung anlässlich 
des „Weltholocaust-Gedenktages“, the-
matisiert worden war.

Im Juli 2010 wurden gegen die bei-
den Jugendlichen vor dem Amtsgericht 
Zossen die Urteile gesprochen. Gegen 
den Haupttäter und den zweiten ju-
gendlichen Täter wurde das Verfahren 
eingestellt. Gegen den Anstifter wurde 
vor dem Amtsgericht Zossen Anklage 
wegen Anstiftung zur Brandstiftung er-
hoben.
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vor dem Amtsgericht Zossen Anklage 
wegen Anstiftung zur Brandstiftung er-



Spuren vorliegen. Eine Vielzahl von 
bisher ungeklärten Straftaten, zu denen 
nur das Lichtbild einer unbekannten 
Person als Beweismittel/Tatmittel vor-
liegt, kann so durch die Recherche zur 
Täteridentifi zierung führen.

 2010 wurde mit der Ausbildung ei-
nes Mitarbeiters des LKA zum Licht-
bildexperten und der Einrichtung eines 
entsprechenden GES-Arbeitsplatzes im 
LKA 413 (Kriminalistische Fotografi e) 

Durch eine Recherche im digitalen 
Lichtbildbestand von INPOL-Zentral 
in POLAS ermöglicht das Gesichtser-
kennungssystem (GES) die Identifi zie-
rung von Personen, die im Verdacht 
stehen falsche Personalien zu benutzen 
bzw. unbekannt sind. Dieses Verfahren 
kommt dann zum Einsatz, wenn an-
dere Identifi zierungsverfahren wie z.B. 
Fingerabdruck oder DNA nicht mög-
lich sind bzw. keine entsprechenden 

die Vorraussetzung geschaffen, um den 
Wirkbetrieb für GES-Recherchen auch 
im Land Brandenburg aufzunehmen.

Das GES bietet als Ergebnis der Re-
cherche eine nach Schwellenwerten 
(Grad der Ähnlichkeit) gestaffelte Tref-
ferliste von Lichtbildern an. Das Tref-
ferangebot muss anschließend durch 
einen Lichtbildexperten/Sachverstän-
digen für Lichtbildvergleiche ausgewer-
tet werden.

Mit Gesichtserkennung zum Täter 
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Neben den eigenen Polizisten, den Bediensteten der Justiz 
Berlin und Brandenburg sowie der kommunalen Ordnungs-
ämtern versorgt der ZDPol seit Anfang 2010 auch die rund 
16.000 Hauptstadtpolizisten über sein Logistikcenter. Das 
Nachbarland hat sich nicht nur für die Dienstkleidung „Ma-
de in Brandenburg“ entschieden, sondern es nutzt auch die 
logistische Infrastruktur für die Dienstkleidungsversorgung. 
Eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung unterzeich-
neten der Berliner Innensenator und Brandenburgs Innen-
minister Ende 2010. Die Brandenburger Dienstbekleidung 
konnte ebenfalls in Sachsen überzeugen, so dass auch dort 
der Uniformwechsel zur europäischen Polizeifarbe blau star-
tete.

Berliner Polizei Online-
kunde beim ZDPol



den geplanten Baumaßnahmen began-
nen so die Einsatzvorbereitungen unter 
Führung der Leiterin der Polizeiwache 
Beelitz/Autobahnwache Michendorf 
PR’in Solweig Bohn.

Mit Erfolg. Nach anfänglichen Stau-
erscheinungen konnte der Verkehrs-
fluss auf den Umleitungsstrecken bis 
zur Beendigung der Baumaßnahme 
schnell gewährleistet werden. Garanten 
für die erfolgreiche Einsatzbewältigung 
waren die Besetzung von neuralgischen 
Verkehrsknotenpunkten in Verbindung 
mit regulierenden Maßnahmen sowie 
eine intensive Verkehrsraumüberwa-
chung aus dem  Polizeihubschrauber 
mit Bildübertragung in die Befehlsstel-
le. Gefahrensituationen konnten so un-
ter Einsatz von Beamten mit Einsatzk-
rädern zeitnah entschärft werden.

Der Berliner Ring zwischen den Drei-
ecken Nuthetal und Potsdam: Wenn 
der am stärksten frequentierte Au-
tobahnabschnitt der neuen Bundes-
länder mit einem Durchlauf von ca. 
90.000 Fahrzeugen (davon 25.000 
LKW) pro Tag für ein Wochenende ge-
sperrt werden soll, dann erfordert das 
nicht nur eine minutiöse Bauablauf-
planung, sondern bedeutet auch für 
die Polizei viel Arbeit.

Vom 29. bis 31.10.2010 erfolgte die 
Vollsperrung des Streckenabschnittes 
für den Neubau einer Eisenbahnüber-
führung. Um einen durch einzelne Me-
dien prognostizierten „Verkehrskol-
laps“ oder „Megastau“ zu verhindern, 
war eine professionelle Vorbereitung 
und Durchführung des Polizeieinsat-
zes erforderlich. Weit über ein Jahr vor 

Ende 2009 endete die Testphase der 
Nutzung der anlassbezogenen automa-
tischen Kennzeichenfahndungssyste-
me (Kesy). Die Bilanz fiel positiv aus. 

Seit 2007 nutzte die Polizei bei über 
300 Anlässen ihre entsprechende Be-
fugnis, die ihr der Landesgesetzgeber 
Ende 2006 eingeräumt hat. 31 Mal ging 
es dabei um die Abwehr konkreter Ge-
fahren, in 301 Fällen unterstützte die 
neue technische Möglichkeit die Fahn-
dung nach Straftätern. 

„Die Erfolgschancen der Polizei sind 
deutlich besser“, bilanzierte der Ins-
pekteur der Polizei, Jürgen Jakobs. Als 
Beispiele nannte er mehrere Einsätze 
bei Veranstaltungen von Rockerclubs, 
wo die Anreise gewaltbereiter Mitglie-
der rivalisierender Vereine verhindert 
und gefährliche Gegenstände rechtzei-
tig beschlagnahmt werden konnten. So 
gelang es beispielsweise im September 
2009 dank des Einsatzes der automati-
schen Kennzeichenfahndung nach ei-
nem zuvor in Nordrhein-Westfalen ver-
übten bewaffneten Banküberfall, die 
beiden Täterfahrzeuge auf der Auto-
bahn festzustellen und drei osteuropä-
ische Täter durch SEK-Kräfte festzu-
nehmen. Nach den positiven Praxis
erfahrungen der Testphase wurde die 
anlassbezogene automatische Kennzei-
chenfahndung mit Beginn des Jahres 
2010 den Polizeibehörden übertragen.

Kesy – Testphase beendet

Trotz 38-stündiger Vollsperrung – 
Megastau blieb aus
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Bundesweit steigt die Zahl der Fahr-
zeugdiebstähle. Brandenburg ist eben-
falls betroffen und nimmt als Tran-
sitland eine zusätzliche Sonderrolle 
ein. Um dieser Problematik zu begeg-
nen, wurde im Oktober 2010 die BAO 
„Grenze“ gegründet. Die örtliche Zu-
ständigkeit bezog sich anfangs auf den 
Bereich des ehemaligen Polizeipräsidi-
ums Frankfurt (Oder). In einem zweiten 
Schritt wurde die Zuständigkeit im Ap-
ril 2011 auf das gesamte Polizeipräsidi-
um ausgedehnt. In der BAO „Grenze“ 
arbeiten rund 90 Beamtinnen und Be-
amte aus den verschiedensten polizei-
lichen Bereichen. So konnten 2011 in 
Brandenburg 558 gestohlene Fahrzeuge 
sichergestellt werden. Allein 220 davon 
waren in anderen Bundesländern bzw. 
im Ausland gestohlen worden.

BAO Grenze bekämpft 
KFZ-Kriminalität

Neue Fahrzeuge für den 
Kampfmittel beseitigungsdienst

In einem gemeinsamen Projekt des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes und 
der Fachschule des Heeres für Technik 
in Aachen wurde ein neues Einsatz-
fahrzeug mit einer einheitliche Ausstat-
tung/Ausrüstung für die verschiede-
nen Einsatzsituationen und einer Ver-
ladehilfe für schwere Munitionskörper 
(z.B. Bomben) entwickelt. Anfang 2011 
konnten die ersten Fahrzeuge an die 
Besatzungen übergeben werden. Seit 
dem sind die Fahrzeuge im Einsatz und 
bewähren sich in der Praxis.

2011
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Die Technische Richtlinie für Schutzwesten schreibt 
eine 10-jährige Gewährleistungszeit vor. Doch was 
dann? Bietet meine Schutzweste auch in Zukunft 
den erforderlichen Schutz? Diese Frage hat sich 
schon mancher Bedienstete gestellt. Mit dieser Fra-
ge haben sich auch die Mitarbeiter des ZDPol be-
schäftigt. Um ein wissenschaftlich gesichertes Er-
gebnis zu erhalten, wurden durch die TH Wildau ei-
ne Vielzahl physikalisch-chemischer Analysen und 
statistischer Auswertungen durchgeführt. So wurde 
nach einer zweijährigen gemeinsamen Projektarbeit 
im Mai 2011 eine Antwort gefunden: Ja, auch ballis-
tische Schutzwesten, die 10 Jahre und älter sind, ha-
ben nichts von ihren schusshemmenden Eigenschaf-
ten verloren. Das Projekt wurde bundesseitig mit 
100.000 Euro gefördert.

Schutzwesten 
unter Beschuss

len über Kriminalpolizei verfügen (bis-
lang 42 von 50 Wachenstandorten). Fünf 
bisherige Wachenstandorte sollen aufge-
geben werden. Es bleibt bei vier Einsatz-
hundertschaften der Bereitschaftspolizei.

■ 5. Mai 2011: Innenminister Diet-
mar Woidke informierte über seine ab-
schließende Entscheidung zur Struktur 
und Organisation der Polizei den In-
nenausschuss des Landtages. Er folgte 
dabei im Wesentlichen dem Vorschlag 
der Aufbaustäbe.

Woidke hatte Änderungen an dem 
Konzept von Anfang an nicht ausge-
schlossen, in folgenden Punkten verfüg-
te er Änderungen: 1. Es gibt einen neu-
en Zuschnitt für die Polizeidirektionen 
Ost und Nord. Die künftige Polizeiins-
pektion Uckermark, deren Verantwor-
tungsbereich den gleichnamigen Land-
kreis umfasst, wird nicht der Direktion 
Nord zugeordnet. Sie wird Bestandteil 
der Polizeidirektion Ost. 2. Es gibt kei-
ne Verringerung bei Stellen der Revier-
polizei. 3. Weitere Standorte für Polizei-

■ 16. Dezember 2010: Der Landtag 
hat den Antrag der Koalitionsfraktio-
nen zur Polizeireform beschlossen. Mit 
der Errichtung des Polizeipräsidiums 
zum 1. Januar 2011 durch das Polizei-
strukturreformgesetz „Polizei 2020“ er-
folgt der erste Schritt zur Umsetzung 
der Polizeistrukturreform. 

■ 3. Januar 2011: Der Aufbaustab des 
Polizeipräsidiums und die Aufbaustäbe 
der Polizeidirektionen haben ihre Ar-
beit aufgenommen.

■ 1. April 2011: Der Leiter des Auf-
baustabes des Polizeipräsidiums, Ar-
ne Feuring, übergab Innenminister Diet-
mar Woidke das Konzept der Aufbaustä-
be zur weiteren Umsetzung der Polizei-
reform in Brandenburg. Das knapp 100 
Seiten starke Papier enthält konkrete 
Vorschläge für eine Polizeiorganisation, 
die im Jahr 2020 über 7.000 Stellen ver-
fügen soll. Das Konzept sieht vor, 16 Po-
lizeiinspektionen und 29 Polizeireviere 
einzurichten. 36 dieser 45 Standorte sol-

Polizeireform nimmt Gestalt an
reviere: An den jetzigen Standorten der 
Polizeiwachen Wittenberge, Zossen, 
Rheinsberg und Angermünde werden 
entgegen dem ursprünglichen Vorschlag 
ebenfalls Polizeireviere eingerichtet. 

■ 1. Juli 2011: Mit der Einrichtung der 
regionalen Polizeidirektionen erfolgte 
der nächste Schritt auf dem Weg in die 
neue Struktur. Woidke führte die neue 
Polizeiführung in ihre Ämter ein. Neu-
er Polizeipräsident wurde Arne Feu-
ring. Bernd Halle, Olaf Fischer, Sven 
Bogacz und Peter Meyritz  wurden die 
Leiter der neu geschaffenen vier Regi-
onaldirektionen.  Burghard Neumann 
und Dieter Büddefeld  leiteten die zwei 
Fachdirektionen der Polizei. 

■ 30. September 2011: Die Leiter der 
neuen Polizeiinspektionen wurden be-
nannt. Die neuen Polizeiinspektionen 
nahmen am 1. November 2011 ihre Ar-
beit auf. 
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Diensthund Quando verfügt noch nicht 
über einen jahrelangen Erfahrungs-
schatz. Dennoch konnte er sich bereits 
über die Barnimer Grenzen hinaus ei-
nen Namen machen. Zusammen mit 
Hundeführerin Katrin Lattenstein kam 
Quando am Pfi ngstwochenende 2011 
nach einer Serie von schweren Brand-
stiftungen im Schutzbereich Cottbus/
Spree-Neiße zum Einsatz. Dem Duo 
gelang es, entscheidende Ermittlungs-
ansätze herauszuarbeiten. Die führten 
die Kriminalisten in Kürze auf die Spur 
des Brandstifters. Der Tatverdächtige, 
der mit seinen fortgesetzten Handlun-
gen auch in Kauf nahm, dass Menschen 
ernsthaft zu Schaden kommen, konn-
te auf diese Weise schnell dingfest ge-
macht werden.

Brand in Cottbusser Polizeigebäude

Diensthund „Quando“ 
klärt Brandstiftung auf

Großer Schreck für alle Bediensteten 
am Polizeistandort Bonnaskenplatz in 
Cottbus. In den frühen Morgenstun-
den des 30. Dezember 2010 stand das 
unter Denkmalschutz stehende histori-
sche Backsteingebäude der ehemaligen 
Webschule in Flammen. Untergebracht 
waren hier: Die Führungsstelle 2, das 
Zentrale Polizeigewahrsam, die Krimi-
naltechnik, Kommunikationstechnik, 
ein Computerkabinett und der Bereich 
Einsatztraining des Schutzbereiches 
Cottbus/Spree-Neiße.

Bis zu 70 Feuerwehrmänner waren 
den ganzen Tag im Einsatz, um den 
Brand zu löschen. Durch die Löschar-
beiten wurde die gesamte Kommunika-
tionstechnik außer Betrieb gesetzt. Ein-
satzkräfte der LESE bargen Bestände 
der Waffenkammer und versuchten, ge-
meinsam mit Kollegen des ZDPol und 
Beschäftigten des Standortes, Technik 
zu retten. Auch in den folgenden Tagen 
kam es immer wieder zum Auffl ammen 
einzelner Brandherde. Untersuchun-
gen von Brandermittlern führten zu 
dem vorläufi gen Ergebnis, dass Dach-
decker- und Auftauarbeiten am Dach 
des Gebäudes als Brandursache anzuse-
hen sind.                                                                                                                  

2011
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…. mit diesem Slogan wirbt sein Ho-
tel. Axel Hilpert, Kunst- und Antiqui-
tätenhändler beim DDR-Devisenbe-
schaffer Alexander Schalck-Golodkow-
ski, im Bereich für Kommerzielle Ko-
ordinierung (KoKo), Stasi-Mitarbeiter, 
Agent im Ausland, Ehrenoberst der ku-
banischen Armee, politisch gut vernetz-
ter Berater und Unternehmer – jetzt Un-
tersuchungshäftling. Am 9. Juni 2011 
schlossen sich die Tore der Untersu-
chungshaftanstalt Brandenburg hinter 
dem 63-jährigen Axel Hilpert. Dem vo-
rausgegangen waren umfangreiche ein-
jährige Ermittlungen im LKA 222 gegen 
den Beschuldigten Hilpert u. a. wegen 
des Verdachts des Betruges im beson-
ders schweren Fall zum Nachteil der In-
vestitionsbank des Landes Branden-
burg (ILB) im Zusammenhang mit dem 
Bau des Hotels Ressort Schwielowsee. 
Von den rund 9.2 Mio. Euro Fördermit-
teln, die durch die ILB ausgereicht wur-
den, sind nach bisherigen Erkenntnis-
sen etwa 4 Mill. Euro in die Taschen des 
Beschuldigten Hilpert gefl ossen. Hil-
pert wird 2012 zu fünf Jahren und sechs 
Monaten Freiheitsstrafe verurteilt, kann 
das Gefängnis unter hohen Aufl agen je-
doch verlassen.

Der schnelle Weg 
ins Paradies ...

„Freie Kräfte 
Teltow Fläming“
verboten

Kindesentführung 
in Kleinmachnow

Seit 2007 befanden sich die „Freien 
Kräfte Teltow Fläming“  (FKTF) im Fo-
kus der Sicherheitsbehörden.  

Polizei und Verfassungsschutz werte-
ten die vorliegenden Erkenntnisse zur 
Vereinigung und deren Mitgliedern aus. 
Durch das Innenministerium als zu-
ständige Verbotsbehörde wurde im Er-
gebnis festgestellt, dass die Aktivitäten 
und die ideologische Prägung der Ver-
einigung FKTF den Strafgesetzen zuwi-
der laufen und gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland verstoßen. Aus diesem 
Grund wurde die Vereinigung FKTF 
mit Verfügung vom 21. März 2011 ver-
boten und das Verbot am 11. April 2011 
vollzogen. Im Rahmen der Durchsu-
chung innerhalb der „BAO 101“ (Voll-
zug am 101. Tag des Jahres) wurden di-
verse Propagandamittel, eine USBV, 
die Vereinskasse sowie Zufallsfunde si-
chergestellt. 

10. Februar 2011, kurz nach acht Uhr. 
Eine Frau verlässt ihr Haus in Klein-
machnow (Landkreis Potsdam-Mit-
telmark), um ihre 4-jährige Tochter in 
die Kita zu bringen. Plötzlich wird sie 
von einer maskierten Person bedroht. 
Ihr wird ein Zettel übergeben, sie wird 
aufgefordert in ihr Haus zu gehen. Das 
Kind wird entführt. Auf dem Zettel ste-
hen Forderungen über einen Geldbe-
trag sowie „keine Polizei, keine Presse“.

In den frühen Abendstunden nimmt 
der Entführer telefonisch Kontakt zur 
Familie des Kindes auf. Gegen halb 
zehn lässt er das Kind frei und wird 
kurze Zeit später durch Spezialeinsatz-

kräfte festgenommen. Frank Güldner 
und Rudi Sonntag, beide Polizeipräsi-
dium, erinnern sich:

Güldner: „Dies war einer der an-
spruchvollsten Polizeieinsätze der 
letzten Jahre. Hier war die gesamte 
Behörde gefordert. Erschwerend kam 
hinzu, dass wir während der Entfüh-
rung kein Lebenszeichen von dem 
4-jährigen Mädchen hatten. Uns al-
len fi el ein Stein vom Herzen, dass die 
Entführte unversehrt blieb.“

Sonntag: „Das vereinbarte Still-
halteabkommen mit den 24 Medien-
häusern bei dieser Entführung wur-
de durch die Journalisten eingehalten. 

Selbst der Chefre-
dakteur einer gro-
ßen Tageszeitung 
zweifelte bis zu-
letzt daran, dass 
sich alle Journa-
listen daran hal-
ten werden.“



Parkplätze waren an diesem Tag auf 
dem Gelände in Eiche echte Mangel-
ware. Weit mehr als 1.000 Besucher wa-
ren der Einladung des Polizeipräsidi-
ums zum ersten Tag der offenen Tür ge-
folgt. Präsentiert wurde dort, was die Po-
lizei des Landes zu bieten hat. So gab es 
Vorstellungen der Puppenbühne für die 
jüngeren Besucher und vielfältige Prä-
sentationen von Einsatztechnik aus al-
len Arbeitsbereichen. An verschiedenen 
Ständen konnten sich Besucher über 
Einbruchsschutz informieren, auch der 
Informationsstand der Nachwuchswer-
bung war an diesem Tag gut besucht. 

Von den Querelen um die Eröffnung 
des neuen Flughafens Berlin Branden-
burg International unbeeindruckt fin-
det im April 2012 die Großübung „Mi-
lan“ statt. Als Übungsszenario wird ei-
ne Geiselnahme durch einen Einzeltä-
ter angenommen. Knapp sechs Wochen 
vor dem, zu diesem Zeitpunkt noch ak-
tuellen, Eröffnungstermin Anfang Juni 
2012 sollen die Einsatzkräfte der Spezi-
aleinheiten Abläufe trainieren und das 
Gelände des neuen Flughafens kennen-
lernen. Gemeinsam mit der Bundespo-
lizeidirektion Berlin und Verantwort-
lichen des Flughafens wird auch das 
gemeinsame Handeln in der Notfal-
leinsatzzentrale (NEZ) und das Zusam-

menwirken mit den Bodenverkehrs-
diensten des Flughafens geübt. Um die 
Übung so realistisch wie möglich zu 
gestalten, stellt das Unternehmen „air 
berlin“ extra eine „Boeing 737“ zur Ver-
fügung. Im Flugzeug verschanzt sich 
der Täter mit seinen Geiseln, auch eine 
Bombe soll sich an Bord befinden. Am 
späten Nachmittag erfolgt der „Not-
zugriff“, Männer der Spezialeinheiten 
stürmen die Boing. Der Geiselnehmer 
kann ohne Schusswaffenanwendung 
festgenommen werden. Eine bis dahin 
einmalige Großübung mit über 600 im 
Einsatz befindlichen Kollegen kann da-
mit am Abend erfolgreich beendet wer-
den.

Highlight des Nachmittags war die De-
monstration der Spezialeinheiten. Poli-
zeihubschrauber Adebar beförderte vier 
SEK-Beamte zum Ort einer angenomme-
nen Gewaltandrohung durch einen Be-
waffneten. Gemeinsam mit Sicherungs-
kräften brachten die eingeflogenen Kol-
legen die Situation schnell unter Kon-
trolle und überwältigten den Täter. Die 
Vorführungen der Diensthunde sorgten 
vor allem bei den Kindern im Publikum 
für Staunen, mancher Knirps feuerte die 
Vierbeiner gar an. Viel Beifall war dann 
der wohlverdiente Lohn für die Vierbei-
ner und natürlich deren Herrchen. 

Ganz nah dran …
Polizeipräsidium lädt zum ersten Tag der offenen Tür

Geiselnahme am Flughafen
600 Polizisten trainieren den Ernstfall

Auf dem Rollfeld, das SEK nach 
der Befreiung der Geiseln (oben);
In der Befehlsstelle (rechts)
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Start ins 
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Jahrzehnt



Durchsuchungs
aktionen in 
Südbrandenburg 
Im Juni wird die rechtsextremistische 
Vereinigung „Widerstandsbewegung in 
Südbrandenburg“ verboten. Die Akti-
vitäten der Vereinigung richteten sich 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
und den Gedanken der Völkerverstän-
digung. Zweck und Tätigkeit des Ver-
eins liefen außerdem den Strafgesetzen 
zuwider, hieß es in der entsprechenden 
Verbotsverfügung. Mehr als 200 Poli-
zisten sind bei der Vollstreckung des 
Vereinsverbotes im Einsatz.

Ein Novum in der Brandenburger 
Polizei: Zehn Spitzensportler be-
ginnen im Oktober des Jahres 2012 
neben ihrem Training ein Bachelor-
studium an der Fachhochschule. 
Bei erfolgreichem Studienabschluss 
eröffnet ihnen dies einen dauerhaf-
ten Einsatz im gehobenen Polizei-
dienst nach Abschluss der sport-
lichen Karriere. Unter den zehn 
Kommissarsanwärtern sind vier 
Frauen. Die Bandbreite der parallel 
zum Studium betriebenen Sportar-
ten reicht vom Rudern, über Sport-
schießen und Radsport, bis hin zum 
Modernen Fünfkampf.

Schon in der ersten Nacht des gerade 
angebrochenen Jahres 2012 kommt es 
zu einem brutalen Überfall auf einen 
15-Jährigen. Der Jugendliche wird aus 
einer 20-köpfigen Gruppe heraus an-
gegriffen und niedergestochen, er über-
lebt schwer verletzt. Ermittlungen erge-
ben, die Angreifer  trugen für die Ro-
ckerszene typische Kleidung. Nicht erst 
seit diesem Ereignis beobachten die Er-
mittlungsbehörden die Entwicklungen 
in der Szene sehr genau. Nahezu wö-
chentlich wird in den Medien über ri-
valisierende Rockergruppen oder spek-
takuläre Prozesse gegen führende Ban-
denmitglieder berichtet. 

Rocker im Visier
Druck auf die Szene

Spitzensportler werden Polizisten
Brandenburgs Polizei erhält Sportfördergruppe

Ende Mai 2012 kommt es im Vereins-
heim der Bandidos in der Berliner 
Streustraße zum größten Wechsel von 
Rockern in der Geschichte des Clubs, 
„Patch over“ genannt. Das verbotsge-
fährdete Chapter der Bandidos „South 
Side“ löste sich auf und wechselte kur-
zerhand zu den Hells Angels ins benach-
barte Brandenburg. Rund 200 Bandi-
dos und Unterstützer werden an diesem 
Abend als „Prospect“ (engl.: „aussichts-
reicher Kandidat“) bei den Hells Angels 
Potsdam aufgenommen. Ein Charter 
der Hells Angels „Nomads“ kam dem 
drohenden Verbot zuvor und zog von 
Berlin vor die Tore der Stadt nach Ora-
nienburg, weitere Gruppierungen etwa 
die „Brigade 81“ löste sich auf. 

Später folgte ein Großeinsatz, etwa 
1000 Polizisten durchsuchten Anfang 
Juni etwa 70 Objekte, Wohnungen, Ar-
beitsstätten und Vereinshäuser verschie
dener Rockerbanden in Berlin und Bran-
denburg. Der Druck auf die Szene wuchs, 
dies führt schließlich zur Auflösung 
mehrerer Dependancen. Auch die Pots-
damer Hells Angels geben im Juni ihre 
Auflösung bekannt. In den Folgemonaten 
werden bei weiteren Einsätzen in Ver-
einsheimen der Rocker dennoch beacht-
liche Waffendepots entdeckt. Die Polizei 
behält die Rocker-Szene fest im Blick.

Personenkontrollen vor dem Vereins-
heim in Potsdam

Beschlagnahmte Gegenstände

10720 Jahre Polizei Brandenburg

Innenminister Dietmar Woidke, Sportministerin Martina Münch, Landes
sportbund-Präsident Wolfgang Neubert,  der Vorsitzende des Trägervereins 
des Olympiastützpunktes Brandenburg, Andreas Gerlach und der Präsident 
der Fachhochschule der Polizei Rainer Grieger mit den zehn Spitzensportle-
rinnen und Sportlern der Fördergruppe.
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sonderausgabe

zwei JAHRzehnte
POLIZEI BRANDENBURG

„Die Polizei hat die Aufgabe, Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
abzuwehren. Sie hat im Rahmen dieser 
Aufgabe auch Straftaten zu verhüten …“
Brandenburgisches Polizeigesetz (BbgPolG)
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